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§ 13 Berücksichtigung von Einkommen oder Vermögen der Eltern 

§ 14 Minderung des Kinderzusatzbetrages wegen Einkommens oder Vermögens der Eltern 

§ 15 Bewilligungszeitraum 

§ 16 Bemessungszeitraum 

§ 17 Abweichender Bemessungszeitraum und Bewilligungszeitraum 

§ 18 Unterhaltspflichten 

§ 19 Übergang von Ansprüchen 

Unterabschnitt 3 

Weitere Leistungen 

§ 20 Anspruchsberechtigte auf Leistungen für Bildung und Teilhabe 

§ 21 Leistungen für Bildung und Teilhabe 
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A b s c h n i t t  3  

O r g a n i s a t i o n  
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V e r f a h r e n  
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hilfe bei der Bundesagentur für Arbeit und anderen zuständigen Behörden 
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§ 34 Übermittlung von Daten zum Kindergarantiebetrag an öffentliche Stellen eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Union 

Unterabschnitt 3 

Leistungsgewährung, Haftung, Rechtsweg 

§ 35 Zusammentreffen von Ansprüchen auf den Kindergarantiebetrag 

§ 36 Gewährung der Leistungen 

§ 37 Erbringung der Leistungen für Bildung und Teilhabe 

§ 38 Bestandskraft des Verwaltungsaktes 

§ 39 Schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt 

§ 40 Aufrechnung 

§ 41 Haftungsbeschränkung 
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A b s c h n i t t  5  

K i n d e r g r u n d s i c h e r u n g s - C h e c k  

§ 43 Ziele des Kindergrundsicherungs-Checks, Zweckbindung 

§ 44 Anlässe zur Einleitung eines Kindergrundsicherungs-Checks 

§ 45 Vorherige Information über den Kindergrundsicherungs-Check 

§ 46 Einverständniserklärung zur Durchführung des Kindergrundsicherungs-Checks 

§ 47 Durchführung des Kindergrundsicherungs-Checks, Datenabrufe 

§ 48 Ergebnismitteilung zum Kindergrundsicherungs-Check 

§ 49 Abschluss des Kindergrundsicherungs-Checks, Datenschutzrechte und Löschfristen 

§ 50 Weiterentwicklung des Kindergrundsicherungs-Checks 

A b s c h n i t t  6  
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A b s c h n i t t  7  

B u ß g e l d v o r s c h r i f t e n  
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§ 55 Übergangsvorschriften 

§ 56 Anwendungsvorschrift 

A b s c h n i t t  1  

A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n  

§ 1 

Kindergrundsicherung 

(1) Die Kindergrundsicherung umfasst 

1. den Kindergarantiebetrag nach dem X. Abschnitt des Einkommensteuergesetzes oder 
nach diesem Gesetz, 

2. den Kinderzusatzbetrag nach diesem Gesetz, 

3. einen pauschalen Betrag von 15 Euro für die Teilhabe am sozialen und kulturellen Le-
ben in der Gemeinschaft nach § 21 Absatz 1 Satz 1 und 

4. einen pauschalen Betrag für die Ausstattung von Schülerinnen und Schülern mit per-
sönlichem Schulbedarf nach § 21 Absatz 2. 

Die Kindergrundsicherung umfasst darüber hinaus die weiteren Leistungen für Bildung und 
Teilhabe nach § 21 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 bis 6. 

(2) Die folgenden Vorschriften dieses Gesetzes finden keine Anwendung auf den Kin-
dergarantiebetrag nach dem X. Abschnitt des Einkommensteuergesetzes. Die Regelungen 
in § 31 des Einkommensteuergesetzes und § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 11 des Finanz-
verwaltungsgesetzes bleiben unberührt. 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Zu einer Familiengemeinschaft im Sinne dieses Gesetzes gehören alle Personen 
nach § 7 Absatz 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, die eine Bedarfsgemeinschaft 
bilden, oder nach § 27 Absatz 2 Satz 2 und 3 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch eine 
Einstandsgemeinschaft bilden. 

(2) Als Einkommen im Sinne dieses Gesetzes gelten alle Einnahmen gemäß § 11 des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch unter Berücksichtigung der §§ 11a und 11b des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch. Folgende Leistungen gelten nicht als Einkommen: 

1. Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz, 

2. Kindergarantiebetrag nach dem X. Abschnitt des Einkommensteuergesetzes, 

3. Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz, 

4. vergleichbare Leistungen im Sinne von § 6, 
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5. Kinderzusatzbetrag nach diesem Gesetz oder

6. Leistungen für Bildung und Teilhabe.

(3) Als Vermögen im Sinne dieses Gesetzes gelten alle verwertbaren Vermögensge-
genstände gemäß § 12 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch mit der Maßgabe, dass Ver-
mögen nur berücksichtigt wird, wenn es erheblich ist. 

(4) Eine für den Kindergrundsicherungs-Check teilnahmefähige Person im Sinne die-
ses Gesetzes ist eine Person, die mit einem Kind in einer Familiengemeinschaft lebt, das 
nach § 9 anspruchsberechtigt ist, oder die selbst nach § 27 antragsberechtigt ist. 

(5) Eine am Kindergrundsicherungs-Check teilnehmende Person im Sinne dieses Ge-
setzes ist eine für den Kindergrundsicherungs-Check teilnahmefähige Person, die wirksam 
ihre Einwilligung dazu erklärt hat, dass zumindest für eines der Kinder in der Familienge-
meinschaft ein Kindergrundsicherungs-Check durchgeführt wird. 

(6) Ein in den Kindergrundsicherungs-Check einbezogenes Mitglied der Familienge-
meinschaft im Sinne dieses Gesetzes ist ein Mitglied der Familiengemeinschaft, das wirk-
sam seine Einwilligung dazu erklärt hat, dass ein Kindergrundsicherungs-Check unter Ein-
beziehung seiner Daten durchgeführt wird, ohne selbst unmittelbar am Kindergrundsiche-
rungs-Check teilzunehmen. 

A b s c h n i t t  2  

B e s o n d e r e  V o r s c h r i f t e n

Unterabschnitt 1 

Kindergarantiebetrag 

§ 3

Anspruchsberechtigte 

(1) Den Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz erhält für Kinder im Sinne des § 5,
wer nach § 1 Absatz 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes nicht unbeschränkt steuer-
pflichtig ist und auch nicht nach § 1 Absatz 3 des Einkommensteuergesetzes als unbe-
schränkt steuerpflichtig behandelt wird und 

1. in einem Versicherungspflichtverhältnis zur Bundesagentur für Arbeit nach dem Dritten
Buch Sozialgesetzbuch steht oder versicherungsfrei nach § 28 Absatz 1 Nummer 1
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch ist oder

2. als Entwicklungshelferin oder Entwicklungshelfer Unterhaltsleistungen im Sinne des §
4 Absatz 1 Nummer 1 des Entwicklungshelfer-Gesetzes erhält oder als Missionarin o-
der Missionar der Missionswerke und Missionsgesellschaften, die Mitglieder oder Ver-
einbarungspartner des Evangelischen Missionswerkes Hamburg, der Arbeitsgemein-
schaft Evangelikaler Missionen e. V., des Deutschen katholischen Missionsrates oder
der Arbeitsgemeinschaft pfingstlich-charismatischer Missionen sind, tätig ist oder
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3. eine nach § 123a des Beamtenrechtsrahmengesetzes oder § 29 des Bundesbeamten-
gesetzes oder § 20 des Beamtenstatusgesetzes bei einer Einrichtung außerhalb 
Deutschlands zugewiesene Tätigkeit ausübt oder 

4. als Ehegattin oder Ehegatte oder Lebenspartnerin oder Lebenspartner eines Mitglieds 
der Truppe oder des zivilen Gefolges eines NATO-Mitgliedstaates die Staatsangehö-
rigkeit eines EU/EWR-Mitgliedstaates besitzt und in Deutschland seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) Den Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz für sich selbst erhält, wer 

1. in Deutschland einen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, 

2. Vollwaise ist oder den Aufenthalt seiner Eltern nicht kennt und 

3. nicht bei einer anderen Person als Kind zu berücksichtigen ist. 

§ 5 Absatz 2 und 3 sowie § 6 sind entsprechend anzuwenden. Im Fall des § 5 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 3 wird der Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz längstens bis zur 
Vollendung des 25. Lebensjahres gewährt. 

(3) Voraussetzung für die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 ist, dass dem Fami-
lienservice die Identifikationsnummer (§ 139b der Abgabenordnung) des Anspruchsberech-
tigten bekannt ist. Die nachträgliche Vergabe der Identifikationsnummer wirkt auf die Mo-
nate zurück, in denen die Voraussetzungen des Satzes 1 vorliegen. 

§ 4 

Sonstige Anspruchsberechtigte 

Ein nicht freizügigkeitsberechtigter Ausländer erhält den Kindergarantiebetrag nach 
diesem Gesetz nur, wenn er 

1. eine Niederlassungserlaubnis oder eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU besitzt, 

2. eine Blaue Karte EU, eine ICT-Karte, eine Mobiler-ICT-Karte oder eine Aufenthaltser-
laubnis besitzt, die für einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten zur Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit berechtigen oder berechtigt haben oder diese erlauben, es sei 
denn, die Aufenthaltserlaubnis wurde 

a) nach § 16e des Aufenthaltsgesetzes zu Ausbildungszwecken, nach § 19c Absatz 
1 des Aufenthaltsgesetzes zum Zweck der Beschäftigung als Au-pair oder zum 
Zweck der Saisonbeschäftigung, nach § 19e des Aufenthaltsgesetzes zum Zweck 
der Teilnahme an einem Europäischen Freiwilligendienst oder nach § 20a des Auf-
enthaltsgesetzes zur Suche nach einer Erwerbstätigkeit oder nach Maßnahmen 
zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen erteilt, 

b) nach § 16b des Aufenthaltsgesetzes zum Zweck eines Studiums, nach § 16d des 
Aufenthaltsgesetzes für Maßnahmen zur Anerkennung ausländischer Berufsqua-
lifikationen oder nach § 20 des Aufenthaltsgesetzes zur Suche nach einer Er-
werbstätigkeit erteilt und er ist weder erwerbstätig noch nimmt er Elternzeit nach § 
15 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes oder laufende Geldleistungen 
nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch in Anspruch, oder 
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c) nach § 23 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes wegen eines Krieges in seinem Hei-
matland oder nach den § 23a oder § 25 Absatz 3 bis 5 des Aufenthaltsgesetzes 
erteilt, 

3. eine in Nummer 2 Buchstabe c genannte Aufenthaltserlaubnis besitzt und im Bundes-
gebiet berechtigt erwerbstätig ist oder Elternzeit nach § 15 des Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetzes oder laufende Geldleistungen nach dem Dritten Buch Sozialgesetz-
buch in Anspruch nimmt, 

4. eine in Nummer 2 Buchstabe c genannte Aufenthaltserlaubnis besitzt und sich seit 
mindestens 15 Monaten erlaubt, gestattet oder geduldet im Bundesgebiet aufhält oder 

5. eine Beschäftigungsduldung gemäß § 60d in Verbindung mit § 60a Absatz 2 Satz 3 
des Aufenthaltsgesetzes besitzt. 

Abweichend von Satz 1 Nummer 3 erste Alternative erhält ein minderjähriger nicht freizü-
gigkeitsberechtigter Ausländer unabhängig von einer Erwerbstätigkeit den Kindergarantie-
betrag nach diesem Gesetz. 

§ 5 

Kinder; Verordnungsermächtigung 

(1) Als Kinder in diesem Unterabschnitt werden berücksichtigt 

1. im ersten Grad mit dem Anspruchsberechtigten nach § 3 Absatz 1 verwandte Kinder, 

2. vom Berechtigten in seinen Haushalt aufgenommene Kinder seines Ehegatten oder 
Lebenspartners, 

3. Pflegekinder (Personen, mit denen der Berechtigte durch ein familienähnliches, auf 
Dauer berechnetes Band verbunden ist, sofern er sie nicht zu Erwerbszwecken in sei-
nen Haushalt aufgenommen hat und das Obhuts- und Pflegeverhältnis zu den Eltern 
nicht mehr besteht) und 

4. vom Berechtigten in seinen Haushalt aufgenommene Enkel. 

Voraussetzung für die Berücksichtigung des Kindes ist, dass dem Familienservice die an 
das Kind vergebene Identifikationsnummer (§ 139b der Abgabenordnung) bekannt ist. Ist 
dem Kind nach § 139a Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung keine Identifikationsnummer 
zu erteilen, ist es in anderer geeigneter Weise zu identifizieren. Die nachträgliche Vergabe 
der Identifikationsnummer oder die nachträgliche Identifizierung wirken auf die Monate zu-
rück, in denen die Voraussetzungen der Sätze 2 oder 3 vorliegen. 

(2) Ein Kind nach Absatz 1, das das 18. Lebensjahr vollendet hat, wird berücksichtigt, 
wenn es 

1. noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet hat, nicht in einem Beschäftigungsverhältnis 
steht und bei der Bundesagentur für Arbeit im Inland als arbeitssuchend gemeldet ist 
oder 

2. noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet hat und 

a) für einen Beruf ausgebildet wird, 
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2. sich an Stelle des gesetzlichen Grundwehrdienstes freiwillig für die Dauer von nicht 
mehr als drei Jahren zum Wehrdienst verpflichtet hat oder 

3. eine vom gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst befreiende Tätigkeit als Ent-
wicklungshelfer im Sinne des § 1 Absatz 1 des Entwicklungshelfer-Gesetzes ausgeübt 
hat, 

für einen der Dauer dieser Dienste oder der Tätigkeit entsprechenden Zeitraum, höchstens 
für die Dauer des inländischen gesetzlichen Grundwehrdienstes, bei anerkannten Kriegs-
dienstverweigerern für die Dauer des inländischen gesetzlichen Zivildienstes über das 21. 
oder 25. Lebensjahr hinaus berücksichtigt. Wird der gesetzliche Grundwehrdienst oder Zi-
vildienst in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Staat, auf den das Ab-
kommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, geleistet, ist die 
Dauer dieses Dienstes maßgebend. Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(4) Kinder, für die einer anderen Person nach dem Einkommensteuergesetz der Kin-
dergarantiebetrag oder ein Kinderfreibetrag zusteht, werden nicht berücksichtigt. Dies gilt 
nicht für Kinder, die in den Haushalt des Anspruchsberechtigten nach § 3 aufgenommen 
worden sind oder für die dieser die höhere Unterhaltsrente zahlt, wenn sie weder in seinen 
Haushalt noch in den Haushalt eines nach § 62 des Einkommensteuergesetzes Anspruchs-
berechtigten aufgenommen sind. 

(5) Kinder, die weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutsch-
land haben, werden nicht berücksichtigt. Dies gilt nicht gegenüber Anspruchsberechtigten 
nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 und 3, wenn sie die Kinder in ihren Haushalt aufgenommen 
haben. 

(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf, zu bestimmen, dass der Kindergarantiebetrag nach die-
sem Gesetz einem Berechtigten, der im Inland erwerbstätig ist oder sonst seine hauptsäch-
lichen Einkünfte im Inland erzielt, für seine in Absatz 5 Satz 1 bezeichneten Kinder ganz 
oder teilweise zu leisten ist, soweit dies mit Rücksicht auf die durchschnittlichen Lebens-
haltungskosten für Kinder in deren Wohnsitzstaat und auf die dort gewährten dem Kinder-
garantiebetrag nach diesem Gesetz vergleichbaren Leistungen geboten ist. 

§ 6 

Vergleichbare Leistungen 

(1) Der Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz wird nicht für ein Kind gezahlt, für 
das eine der folgenden Leistungen zu zahlen ist oder bei entsprechender Antragstellung zu 
zahlen wäre: 

1. Leistungen für Kinder, die im Ausland gewährt werden und dem Kindergarantiebetrag 
nach diesem Gesetz oder dem Kinderzuschuss aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung nach § 270 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch in der bis einschließlich 16. 
November 2016 geltenden Fassung vergleichbar sind, 

2. Leistungen für Kinder, die von einer zwischen- oder überstaatlichen Einrichtung ge-
währt werden und dem Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz vergleichbar sind. 

(2) Steht ein Berechtigter in einem Versicherungspflichtverhältnis zur Bundesagentur 
für Arbeit nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch oder ist er versicherungsfrei nach § 28 
Absatz 1 Nummer 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder steht er in Deutschland in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis, wird sein Anspruch auf den 
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Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz für ein Kind nicht nach Absatz 1 Nummer 2 mit 
Rücksicht darauf ausgeschlossen, dass sein Ehegatte oder Lebenspartner als Beamter, 
Ruhestandsbeamter oder sonstiger Bediensteter der Europäischen Union für das Kind An-
spruch auf Kinderzulage hat. 

§ 7 

Höhe des Kindergarantiebetrages 

Als Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz steht ein monatlicher Betrag in Höhe 
des Kindergarantiebetrages nach § 66 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes zu. Wer-
den die Freibeträge für Kinder nach § 31 Satz 1 in Verbindung mit § 32 Absatz 6 Satz 1 des 
Einkommenssteuergesetzes angehoben, wird der Kindergarantiebetrag entsprechend er-
höht. 

§ 8 

Auszahlungsanspruch für volljährige Kinder 

§ 74 Absatz 3 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes ist auf den Kindergarantiebetrag 
nach diesem Gesetz entsprechend anzuwenden. Dies gilt nicht für Kinder nach § 5 Absatz 2 
Nummer 3. 

Unterabschnitt 2 

Kinderzusatzbetrag 

§ 9 

Anspruchsberechtigte 

(1) Den Kinderzusatzbetrag erhält ein Kind, das 

1. das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 

2. unverheiratet ist, 

3. mit mindestens einem Elternteil in einer Familiengemeinschaft lebt, in der für dieses 
Kind der Kindergarantiebetrag nach dem X. Abschnitt des Einkommensteuergesetzes 
oder nach diesem Gesetz bezogen wird oder vergleichbare Leistungen im Sinne von 
§ 6 bezogen werden, und 

4. seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für ein Kind, das 

1. in einer Familiengemeinschaft lebt, in der zur Sicherstellung des notwendigen Unter-
halts des Kindes eine Leistungsberechtigung nach § 39 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch besteht, sowie 



 - 17 -   

 

2. das 18. Lebensjahr vollendet hat und nach dem Dritten oder Vierten Kapitel des Zwölf-
ten Buches Sozialgesetzbuch leistungsberechtigt ist. 

(3) Auszubildende, deren Ausbildung im Rahmen des Bundesausbildungsförderungs-
gesetzes dem Grunde nach förderungsfähig ist, haben keinen Anspruch auf den Kinderzu-
satzbetrag. 

(4) Absatz 3 ist nicht anzuwenden auf Auszubildende, 

1. die auf Grund von § 2 Absatz 1a des Bundesausbildungsförderungsgesetzes keinen 
Anspruch auf Ausbildungsförderung haben oder 

2. deren Bedarf sich nach den §§ 12 Absatz 1 oder 13 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 
2 Nummer 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes bemisst und die Leistungen 
nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 

a) erhalten oder nur wegen der Vorschriften zur Berücksichtigung von Einkommen 
und Vermögen nicht erhalten oder 

b) beantragt haben und über deren Antrag das zuständige Amt für Ausbildungsförde-
rung noch nicht entschieden hat; lehnt das zuständige Amt für Ausbildungsförde-
rung die Leistungen ab, findet Absatz 3 mit Beginn des folgenden Monats Anwen-
dung. 

§ 10 

Leistungsausschluss 

Ein Anspruch auf den Kinderzusatzbetrag besteht nicht, wenn zumutbare Anstrengun-
gen unterlassen wurden, Ansprüche auf Einkommen des Kindes geltend zu machen. 

§ 11 

Höhe des Kinderzusatzbetrages 

(1) Der monatliche Höchstbetrag des Kinderzusatzbetrages umfasst 

1. den Regelbedarf des Kindes nach § 27a Absatz 2 des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch und 

2. die pauschalierten monatlichen Bedarfe des Kindes für Unterkunft und Heizung in der 
Höhe, wie sie dem steuerfrei zu stellenden sächlichen Existenzminimum eines Kindes 
für das jeweilige Kalenderjahr zu Grunde liegen, 

soweit diese nicht bereits durch den Kindergarantiebetrag nach dem X. Abschnitt des Ein-
kommensteuergesetzes oder nach diesem Gesetz gedeckt sind. Der Kindergarantiebetrag 
nach dem X. Abschnitt des Einkommensteuergesetzes oder nach diesem Gesetz ist dem 
Kind zuzurechnen. 

(2) Der Regelbedarf des Kindes wird für jeden Kalendermonat eines Bewilligungszeit-
raums (§ 15 Absatz 1) in Höhe der jeweiligen Regelbedarfsstufe berücksichtigt, die nach 
der Anlage zu § 28 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch für das jeweilige Kalenderjahr 
gilt. Maßgeblich ist ein Betrag in Höhe der 
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1. Regelbedarfsstufe 6 bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres, 

2. Regelbedarfsstufe 5 vom Beginn des siebten bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres, 

3. Regelbedarfsstufe 4 vom Beginn des 15. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres so-
wie 

4. Regelbedarfsstufe 3 vom Beginn des 19. bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres. 

Der Regelbedarf einer höheren Altersstufe ist ab dem Monat maßgebend, in dem das Kind 
das jeweilige Lebensjahr vollendet. 

(3) Als monatlicher Höchstbetrag des Kinderzusatzbetrages in dem jeweiligen Kalen-
derjahr gilt der Betrag, der sich zu Beginn des Jahres nach den Absätzen 1 und 2 ergibt, 
mindestens jedoch der Betrag, der im Vorjahr galt. 

§ 12 

Berücksichtigung von Einkommen oder Vermögen des Kindes 

(1) Der monatliche Höchstbetrag des Kinderzusatzbetrages mindert sich, soweit das 
Kind Einkommen oder Vermögen hat. Einkommen des Kindes wird zu 45 Prozent berück-
sichtigt. Abweichend von Satz 2 werden Leistungen nach dem Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz und der Unterhaltsbeitrag nach dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz zu 
100 Prozent sowie Unterhaltsleistungen an das Kind berücksichtigt, soweit sie 

1. den monatlichen Mindestunterhalt für ein Kind der zweiten Altersstufe nach § 1 Num-
mer 2 der jeweils geltenden Fassung der Mindestunterhaltsverordnung überschreiten, 
zu 55 Prozent, 

2. den 1,5-fachen Betrag des monatlichen Mindestunterhalts für ein Kind der zweiten Al-
tersstufe nach § 1 Nummer 2 der jeweils geltenden Fassung der Mindestunterhaltsver-
ordnung überschreiten, zu 65 Prozent oder 

3. den zweifachen Betrag des monatlichen Mindestunterhalts für ein Kind der zweiten Al-
tersstufe nach § 1 Nummer 2 der jeweils geltenden Fassung der Mindestunterhaltsver-
ordnung überschreiten, zu 75 Prozent. 

(2) Ist das zu berücksichtigende Vermögen des Kindes höher als der nach Anwen-
dung von Absatz 1 verbleibende monatliche Anspruch auf den Kinderzusatzbetrag, so dass 
es den Kinderzusatzbetrag für den ersten Monat des Bewilligungszeitraums vollständig 
mindern würde, entfällt der Anspruch auf den Kinderzusatzbetrag. 

(3) Ist das zu berücksichtigende Vermögen des Kindes niedriger als der monatliche 
Anspruch auf den Kinderzusatzbetrag, ist der Kinderzusatzbetrag im ersten Monat des Be-
willigungszeitraums um einen Betrag in Höhe des zu berücksichtigenden Vermögens zu 
mindern und ab dem folgenden Monat ohne Minderung wegen des Vermögens zu zahlen. 

(4) Wird dem Kind nach der Antragstellung auf den Kinderzusatzbetrag und vor der 
Entscheidung über die Bewilligung von den Eltern Vermögen übertragen, so wird dieses 
bei der Bewilligung des Kinderzusatzbetrages uneingeschränkt als zu berücksichtigendes 
Vermögen im Sinne des § 2 Absatz 3 berücksichtigt. 
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§ 13 

Berücksichtigung von Einkommen oder Vermögen der Eltern 

(1) Einkommen oder Vermögen der Eltern ist bei der Berechnung des Kinderzusatz-
betrages zu berücksichtigen. Einkommen nur, soweit es den monatlichen Gesamtbedarf 
der Eltern übersteigt. Eltern im Sinne des Satzes 1, des Absatzes 2 und des § 14 sind die 
Mitglieder der Familiengemeinschaft mit Ausnahme der Kinder. 

(2) Der monatliche Gesamtbedarf der Eltern setzt sich zusammen aus den anzuer-
kennenden 

1. Regelbedarfen nach § 20 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, 

2. Mehrbedarfen nach § 21 oder § 23 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und 

3. Bedarfen für Unterkunft und Heizung nach § 22 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, 
mit der Maßgabe, dass die Bedarfe für Unterkunft und Heizung immer in Höhe tatsäch-
licher Aufwendungen anzuerkennen sind. 

§ 14 

Minderung des Kinderzusatzbetrages wegen Einkommens oder Vermögens der El-
tern 

(1) Der nach den §§ 11 und 12 ermittelte monatliche Kinderzusatzbetrag wird durch 
das Einkommen oder Vermögen der Eltern gemindert. Durch Einkommen wird der Kinder-
zusatzbetrag nur gemindert, soweit das Einkommen den monatlichen Gesamtbedarf der 
Eltern übersteigt. Haben in der Familiengemeinschaft mehrere Kinder einen Anspruch auf 
den Kinderzusatzbetrag, werden die monatlichen Kinderzusatzbeträge zu gleichen Teilen 
gemindert. 

(2) Die monatlichen Erwerbseinkünfte der Eltern werden zu 45 Prozent berücksichtigt, 
soweit sie den monatlichen Gesamtbedarf der Eltern übersteigen. Anderes Einkommen o-
der Vermögen der Eltern wird in vollem Umfang berücksichtigt. Bei der Berücksichtigung 
des Vermögens gilt § 12 Absatz 2 und 3 entsprechend. 

(3) Besteht das Einkommen der Eltern nicht nur aus Erwerbseinkünften, ist davon aus-
zugehen, dass die Überschreitung des monatlichen Gesamtbedarfs der Eltern durch die 
Erwerbseinkünfte verursacht wird, es sei denn die Summe der anderen Einkommensteile 
übersteigt für sich genommen den Gesamtbedarf der Eltern. 

§ 15 

Bewilligungszeitraum 

(1) Über den Kinderzusatzbetrag ist für sechs Monate zu entscheiden (Bewilligungs-
zeitraum). 

(2) Der Bewilligungszeitraum beginnt mit dem Monat, in dem der Antrag gestellt wird, 
jedoch frühestens nach Ende eines laufenden Bewilligungszeitraums. 

(3) Änderungen in den tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnissen während des lau-
fenden Bewilligungszeitraums sind abweichend von § 48 des Zehnten Buches 
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Sozialgesetzbuch nicht zu berücksichtigen, es sei denn, eine der Anspruchsvoraussetzun-
gen nach § 9 Absatz 1 entfällt, die Zusammensetzung der Familiengemeinschaft verändert 
sich oder der Höchstbetrag des Kinderzusatzbetrages ändert sich. 

(4) Wird unverzüglich ein neuer Antrag gestellt, nachdem der Verwaltungsakt nach 
§ 48 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch wegen einer Änderung der Familiengemein-
schaft aufgehoben worden ist, so beginnt ein neuer Bewilligungszeitraum unmittelbar nach 
dem Monat, in dem sich die Familiengemeinschaft geändert hat. 

§ 16 

Bemessungszeitraum 

(1) Für die Ermittlung der maßgeblichen tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse ist 
der jeweils in den folgenden Absätzen festgelegte Zeitraum maßgeblich (Bemessungszeit-
raum). 

(2) Für die Ermittlung des monatlich zu berücksichtigenden Einkommens ist jeweils 
der Durchschnitt des Einkommens des Kindes (§ 12 Absatz 1) sowie der Eltern (§ 13) aus 
den sechs Monaten vor Beginn des Bewilligungszeitraums maßgeblich. 

(3) Bei Personen, die den selbst genutzten Wohnraum mieten, sind als monatliche 
Bedarfe für Unterkunft und Heizung die laufenden Bedarfe für den ersten Monat des Bewil-
ligungszeitraums zugrunde zu legen. 

(4) Bei Personen, die an dem selbst genutzten Wohnraum Eigentum oder dingliche 
Nutzungsrechte haben, sind als monatliche Aufwendungen für Unterkunft und Heizung die 
Bedarfe aus den durchschnittlichen Monatswerten des Kalenderjahres vor Beginn des Be-
willigungszeitraums als maßgeblich zugrunde zu legen. Liegen die entsprechenden Mo-
natswerte für den Wohnraum nicht vor, soll abweichend von Satz 1 ein Durchschnitt aus 
den letzten vorliegenden Monatswerten für den Wohnraum zugrunde gelegt werden, nicht 
jedoch aus mehr als zwölf Monatswerten. 

(5) Im Übrigen sind die tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse zu Beginn des Be-
willigungszeitraums maßgeblich. 

§ 17 

Abweichender Bemessungszeitraum und Bewilligungszeitraum 

Wird während eines laufenden Bewilligungszeitraums ein Antrag für ein weiteres Mit-
glied der Familiengemeinschaft gestellt, welches bislang noch keinen Kinderzusatzbetrag 
bezieht, so ist außer in den Fällen der Änderung der Zusammensetzung der Familienge-
meinschaft nach § 15 Absatz 3 der Bemessungszeitraum und der Bewilligungszeitraum der 
bestehenden Bewilligung für die Entscheidung über den Antrag maßgeblich. 

§ 18 

Unterhaltspflichten 

Unterhaltspflichten werden durch den Kinderzusatzbetrag nicht berührt. 
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§ 19 

Übergang von Ansprüchen 

(1) Haben Personen, die Leistungen des Kinderzusatzbetrages beziehen, für die Zeit, 
für die Leistungen erbracht werden, einen Anspruch gegen einen Anderen, der nicht Leis-
tungsträger ist, geht der Anspruch bis zu der Höhe der geleisteten Aufwendungen auf den 
Träger der Leistungen der Kindergrundsicherung über. Der Übergang wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, dass der Anspruch nicht übertragen, verpfändet oder gepfändet werden 
kann. Unterhaltsansprüche nach bürgerlichem Recht gehen zusammen mit dem unterhalts-
rechtlichen Auskunftsanspruch auf den Träger der Leistungen der Kindergrundsicherung 
über. 

(2) Ein Unterhaltsanspruch nach bürgerlichem Recht geht nicht über, wenn die unter-
haltsberechtigte Person 

1. mit der oder dem Verpflichteten in einer Bedarfsgemeinschaft lebt, 

2. in einem Kindschaftsverhältnis zur oder zum Verpflichteten steht und 

a) schwanger ist oder 

b) ihr leibliches Kind bis zur Vollendung seines sechsten Lebensjahres betreut. 

Der Übergang ist auch ausgeschlossen, soweit der Unterhaltsanspruch durch laufende 
Zahlung erfüllt wird. Der Anspruch geht nur über, soweit das Einkommen und Vermögen 
der unterhaltsverpflichteten Person das nach den §§ 11 bis 12 des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch zu berücksichtigende Einkommen und Vermögen übersteigt. 

(3) Für die Vergangenheit kann der Träger der Leistungen der Kindergrundsicherung 
außer unter den Voraussetzungen des bürgerlichen Rechts nur von der Zeit an den An-
spruch geltend machen, zu welcher er der oder dem Verpflichteten die Erbringung der Leis-
tung schriftlich mitgeteilt hat. Wenn die Leistung voraussichtlich auf längere Zeit erbracht 
werden muss, kann der Träger der Leistungen der Kindergrundsicherung bis zur Höhe der 
bisherigen monatlichen Aufwendungen auch auf künftige Leistungen klagen. 

(4) Der Träger der Leistungen der Kindergrundsicherung kann den auf ihn übergegan-
genen Anspruch im Einvernehmen mit der Empfängerin oder dem Empfänger der Leistun-
gen auf diese oder diesen zur gerichtlichen Geltendmachung rückübertragen und sich den 
geltend gemachten Anspruch abtreten lassen. Kosten, mit denen die Leistungsempfängerin 
oder der Leistungsempfänger dadurch selbst belastet wird, sind zu übernehmen. Über die 
Ansprüche nach Absatz 1 Satz 3 ist im Zivilrechtsweg zu entscheiden. 

(5) Die §§ 115 und 116 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch gehen der Regelung 
des Absatzes 1 vor. 
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Unterabschnitt 3 

Weitere Leistungen 

§ 20 

Anspruchsberechtigte auf Leistungen für Bildung und Teilhabe 

Leistungen für Bildung und Teilhabe nach Maßgabe des § 21 erhält ein Kind, das sei-
nen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat und das 

1. mit mindestens einem Elternteil in einer Familiengemeinschaft lebt, in der  

a) für dieses Kind der Kindergarantiebetrag nach dem X. Abschnitt des Einkommen-
steuergesetzes oder nach diesem Gesetz bezogen wird oder vergleichbare Leis-
tungen im Sinne von § 6 bezogen werden, und 

b) mindestens ein Kind den Kinderzusatzbetrag bezieht, oder 

2. ein zu berücksichtigendes Haushaltsmitglied nach § 5 des Wohngeldgesetzes ist und 
in dem Haushalt, in dem für dieses Kind der Kindergarantiebetrag nach dem X. Ab-
schnitt des Einkommensteuergesetzes oder nach diesem Gesetz bezogen wird oder 
vergleichbare Leistungen im Sinne von § 6 bezogen werden, 

a) kein Kind in der Familiengemeinschaft den Kinderzusatzbetrag bezieht und 

b) tatsächlich Wohngeld bezogen wird. 

Leistungen für Bildung erhalten nur Kinder, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, eine allgemein- oder berufsbildende Schule besuchen und keine Ausbildungsver-
gütung erhalten (Schülerinnen und Schüler). 

§ 21 

Leistungen für Bildung und Teilhabe 

(1) Für die Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft erhalten 
Anspruchsberechtigte, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, pauschal 
15 Euro monatlich, sofern tatsächliche Aufwendungen entstehen im Zusammenhang mit 
der Teilnahme an 

1. Aktivitäten in den Bereichen Sport, Spiel, Kultur und Geselligkeit, 

2. Unterricht in künstlerischen Fächern und vergleichbare angeleitete Aktivitäten der kul-
turellen Bildung und 

3. Freizeiten. 

Es können auch weitere tatsächliche Aufwendungen gewährt werden, wenn sie im Zusam-
menhang mit Aktivitäten nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 entstehen und es den Kindern im 
Einzelfall nicht zugemutet werden kann, diese aus dem Teilhabebetrag nach Satz 1, aus 
dem Kindergarantiebetrag nach dem X. Abschnitt des Einkommensteuergesetzes oder 
nach diesem Gesetz oder dem Kinderzusatzbetrag zu bestreiten. Zur elektronischen 
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Unterstützung beim Zugang zu Teilhabeangeboten soll bis zum 1. Januar 2029 ein Inter-
netportal eingerichtet und betrieben werden (Kinderchancenportal). 

(2) Anspruchsberechtigte Schülerinnen und Schüler erhalten für die Ausstattung mit 
persönlichem Schulbedarf für das erste Schulhalbjahr im Monat August und für das zweite 
Schulhalbjahr im Monat Februar jeweils eine Pauschale in der nach der Anlage zu § 34 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch für das jeweilige Kalenderjahr geltenden Höhe. 

(3) Anspruchsberechtigte Schülerinnen und Schüler erhalten Leistungen in Höhe der 
tatsächlichen Aufwendungen für 

1. Schulausflüge und 

2. mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen. 

Für anspruchsberechtigte Kinder, die eine Tageseinrichtung besuchen oder für die Kinder-
tagespflege geleistet wird, gilt Satz 1 entsprechend. 

(4) Anspruchsberechtigte Schülerinnen und Schüler, die für den Besuch der nächst-
gelegenen Schule des gewählten Bildungsgangs auf Schülerbeförderung angewiesen sind, 
erhalten Leistungen in Höhe der dafür erforderlichen tatsächlichen Aufwendungen, soweit 
sie nicht von Dritten übernommen werden. Als nächstgelegene Schule des gewählten Bil-
dungsgangs gilt auch eine Schule, die aufgrund ihres Profils gewählt wurde, soweit aus 
diesem Profil eine besondere inhaltliche oder organisatorische Ausgestaltung des Unter-
richts folgt; dies sind insbesondere Schulen mit naturwissenschaftlichem, musischem, 
sportlichem oder sprachlichem Profil sowie bilinguale Schulen, und Schulen mit ganztägiger 
Ausrichtung. 

(5) Anspruchsberechtigte Schülerinnen und Schüler erhalten Leistungen in Höhe der 
tatsächlichen Aufwendungen für eine schulische Angebote ergänzende angemessene 
Lernförderung, soweit diese geeignet und zusätzlich erforderlich ist, um die nach den schul-
rechtlichen Bestimmungen festgelegten wesentlichen Lernziele zu erreichen. Auf eine be-
stehende Versetzungsgefährdung kommt es dabei nicht an. 

(6) Bei Teilnahme an einer gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung Leistungen in 
Höhe der tatsächlichen Aufwendungen erhalten 

1. anspruchsberechtigte Schülerinnen und Schüler und 

2. anspruchsberechtigte Kinder, die eine Tageseinrichtung besuchen oder für die Kinder-
tagespflege geleistet wird. 

Für Schülerinnen und Schüler gilt dies unter der Voraussetzung, dass die Mittagsverpfle-
gung in schulischer Verantwortung angeboten wird oder durch einen Kooperationsvertrag 
zwischen Schule und Tageseinrichtung vereinbart ist. In den Fällen des Satzes 2 ist für die 
Ermittlung des monatlichen Bedarfes die Anzahl der Schultage in dem Land zugrunde zu 
legen, in dem der Schulbesuch stattfindet. 

§ 22 

Zuschüsse zu Beiträgen zur Krankenversicherung und Pflegeversicherung 

(1) Für Anspruchsberechtigte auf den Kinderzusatzbetrag, die gegen das Risiko 
Krankheit bei einem privaten Krankenversicherungsunternehmen im Rahmen von Versi-
cherungsverträgen, die der Versicherungspflicht nach § 193 Absatz 3 des Versicherungs-
vertragsgesetzes genügen, versichert sind, wird für die Dauer des Bezuges des 
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Kinderzusatzbetrages ein Zuschuss zum Versicherungsbeitrag geleistet; der Zuschuss ist 
begrenzt auf den Höchstbeitrag in der privaten Krankenversicherung. Für die Anspruchs-
berechtigten auf den Kinderzusatzbetrag, die in der gesetzlichen Krankenversicherung ver-
sicherungspflichtig oder freiwillig versichert sind, wird für die Dauer des Bezuges des Kin-
derzusatzbetrages ein Zuschuss zum Versicherungsbeitrag in Höhe des Beitrages geleis-
tet, soweit dieser nicht nach § 11b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch abgesetzt wird. 

(2) Für Anspruchsberechtigte auf den Kinderzusatzbetrag, die gegen das Risiko Pfle-
gebedürftigkeit bei einem privaten Versicherungsunternehmen in Erfüllung ihrer Versiche-
rungspflicht nach § 23 des Elften Buches Sozialgesetzbuch versichert sind, wird für die 
Dauer des Bezuges des Kinderzusatzbetrages ein Zuschuss zum Versicherungsbeitrag ge-
leistet; der Zuschuss ist begrenzt auf den Höchstbeitrag in der sozialen Pflegeversicherung. 
Für die Anspruchsberechtigten auf den Kinderzusatzbetrag, die in der sozialen Pflegever-
sicherung versicherungspflichtig sind, wird für die Dauer des Bezuges des Kinderzusatzbe-
trages ein Zuschuss zum Versicherungsbeitrag in Höhe des Beitrages geleistet, soweit die-
ser nicht nach § 11b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
abgesetzt wird. 

(3) Die Zuschüsse nach Absatz 1 Satz 1 und nach Absatz 2 Satz 1 sind an das private 
Versicherungsunternehmen zu zahlen, bei dem der Anspruchsberechtigte auf den Kinder-
zusatzbetrag versichert ist. Die Zuschüsse nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 sind 
an die Krankenkasse oder Pflegekasse zu zahlen, bei der die anspruchsberechtigte Person 
versichert ist. 

(4) Die Zuschüsse nach den Absätzen 1 und 2 sind vorrangig gegenüber den Zu-
schüssen nach § 26 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch. 

A b s c h n i t t  3  

O r g a n i s a t i o n  

§ 23 

Zuständigkeit 

(1) Die Bundesagentur für Arbeit führt dieses Gesetz nach fachlichen Weisungen des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend durch. Die Bundesagentur 
für Arbeit führt bei der Durchführung dieses Gesetzes die Bezeichnung "Familienservice". 

(2) Die Entscheidung über den Anspruch trifft die Leitung des Familienservices. 

(3) Für die Entscheidung über den Anspruch ist der Familienservice nach Absatz 1 
zuständig, in deren Bezirk die Berechtigten ihren Wohnsitz haben. Haben die Berechtigten 
keinen Wohnsitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes, ist der Familienservice zuständig, in 
deren Bezirk sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Haben die Berechtigten im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes weder einen Wohnsitz noch einen gewöhnlichen Aufenthalt, 
ist der Familienservice zuständig, in dessen Bezirk sie erwerbstätig sind. In den übrigen 
Fällen ist der Familienservice Bayern Nord zuständig. Der Vorstand der Bundesagentur für 
Arbeit kann für bestimmte Bezirke oder Gruppen von Berechtigten die Entscheidungen über 
den Anspruch auf den Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz, den Kinderzusatzbetrag 
und die Leistungen für Bildung und Teilhabe einheitlich einem anderen Familienservice 
übertragen. 
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(4) Abweichend von Absatz 1 führen die Länder folgende Leistungen für Bildung und 
Teilhabe als eigene Angelegenheit aus: 

1. § 21 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 bis 6 oder 

2. § 21 Absatz 1 bis 6 im Falle der Anspruchsberechtigung nach § 20 Satz 1 Nummer 2. 

(5) Soweit das jeweilige Landesrecht dies zulässt, kann der Familienservice mit den 
nach Landesrecht zuständigen Gemeinden oder Gemeindeverbänden im Wege eines öf-
fentlich-rechtlichen Vertrages vereinbaren, dass diese die Leistung nach § 21 Absatz 1 
Satz 1 für den Bund ausführen. 

§ 24 

Hinwirkungsgebot 

Die für die Leistungen für Bildung und Teilhabe zuständigen Stellen wirken darauf hin, 
dass Kinder und Jugendliche Zugang zu geeigneten vorhandenen Angeboten der gesell-
schaftlichen Teilhabe erhalten. Sie arbeiten zu diesem Zweck mit Schulen und Kinderta-
geseinrichtungen, den Trägern der Jugendhilfe, den Gemeinden und Gemeindeverbänden, 
freien Trägern, Vereinen und Verbänden und sonstigen handelnden Personen vor Ort zu-
sammen. Sie sollen die Eltern unterstützen und in geeigneter Weise dazu beitragen, dass 
Kinder und Jugendliche Leistungen für Bildung und Teilhabe möglichst in Anspruch neh-
men. 

§ 25 

Aufbringung der Mittel 

(1) Die Aufwendungen der Bundesagentur für Arbeit für die Durchführung dieses Ge-
setzes trägt der Bund. 

(2) Der Bund stellt der Bundesagentur für Arbeit nach Bedarf die Mittel bereit, die sie 
für die Zahlung des Kindergarantiebetrages nach diesem Gesetz, des Kinderzusatzbetra-
ges sowie der Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 21 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 
2 für Anspruchsberechtigte nach § 20 Satz 1 Nummer 1 benötigt. 

(3) Der Bund erstattet die Verwaltungskosten, die der Bundesagentur für Arbeit aus 
der Durchführung dieses Gesetzes entstehen. Näheres wird durch eine Verwaltungsverein-
barung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen geregelt. 

(4) Die Länder tragen die Ausgaben für die Leistungen für Bildung und Teilhabe nach 
§ 21 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 bis 6 sowie nach § 21 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 im 
Falle der Anspruchsberechtigung nach § 20 Satz 1 Nummer 2 sowie für ihre Durchführung. 

(5) Wird auf Grundlage eines öffentlich-rechtlichen Vertrages nach § 23 Absatz 5 der 
Teilhabebetrag nach § 21 Absatz 1 Satz 1 von der zuständigen Stelle einer Gemeinde oder 
eines Gemeindeverbandes ausgeführt, hat der Familienservice dieser die Mittel bereitzu-
stellen, die für den Teilhabebetrag benötigt werden. 
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A b s c h n i t t  4  

V e r f a h r e n  

Unterabschnitt 1 

Antragstellung 

§ 26 

Antragserfordernis 

(1) Der Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz und der Kinderzusatzbetrag sind 
jeweils schriftlich oder elektronisch über das nach § 51 Absatz 1 Nummer 1 eingerichtete 
Verfahren zu beantragen. Der Antrag soll beim Familienservice gestellt werden. 

(2) Die Leistungen für Bildung und Teilhabe sind bei der jeweils zuständigen Stelle zu 
beantragen. Abweichend von Satz 1 gilt der Antrag auf den Kinderzusatzbetrag zugleich 
als Antrag auf die Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 21 Absatz 1 Satz 1 und 
Absatz 2 für alle Kinder einer Familiengemeinschaft. 

(3) Der Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz wird rückwirkend nur für die letzten 
sechs Monate vor Beginn des Monats gezahlt, in dem der Antrag auf den Kindergarantie-
betrag eingegangen ist. Der Kinderzusatzbetrag wird nicht vor Beginn des Monats gezahlt, 
in dem der Antrag auf den Kinderzusatzbetrag eingegangen ist. Ansprüche auf die Leistun-
gen für Bildung und Teilhabe werden rückwirkend für die letzten zwölf Monate nach Ablauf 
des Kalendermonats gezahlt, in dem sie entstanden sind. 

(4) § 28 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch gilt mit der Maßgabe, dass der Antrag 
auf den Kinderzusatzbetrag unverzüglich nach Ablauf des Monats, in dem die Ablehnung 
oder Erstattung der anderen Leistungen bindend geworden ist, nachzuholen ist. 

§ 27 

Antrag 

(1) Die Anträge auf den Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz und den Kinderzu-
satzbetrag kann außer den Anspruchsberechtigten auch stellen, wer ein berechtigtes Inte-
resse an der jeweiligen Leistung hat. 

(2) Soweit Anhaltspunkte dem nicht entgegenstehen, wird vermutet, dass jedes voll-
jährige Mitglied einer Familiengemeinschaft bevollmächtigt ist, den Kinderzusatzbetrag für 
die zur Familiengemeinschaft gehörenden Kinder zu beantragen und entgegenzunehmen. 
Leben mehrere Personen in einer Familiengemeinschaft, gilt diese Vermutung zugunsten 
der den ersten Antrag stellenden Person. 

(3) Gehören einer Familiengemeinschaft mehrere Kinder an, soll der Antrag auf den 
Kinderzusatzbetrag für alle zur Familiengemeinschaft gehörenden Kinder gemeinsam ge-
stellt werden. 

(4) Für den Antrag auf die Leistungen für Bildung und Teilhabe gilt Absatz 1 entspre-
chend. 
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Unterabschnitt 2 

Datenverarbeitung 

§ 28 

Mitwirkungspflichten der Mitglieder einer Familiengemeinschaft 

§ 60 Absatz 1, § 65 Absatz 1 und 3, § 66 Absatz 1 und 3 sowie § 67 des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch gelten hinsichtlich des Kinderzusatzbetrages auch für die Mitglieder einer 
Familiengemeinschaft, deren Angaben für die Prüfung des Anspruchs erforderlich sind. 

§ 29 

Auskunftspflicht der Arbeitgeber, Abruf von Entgeltdaten über die Datenstelle der 
Deutschen Rentenversicherung 

(1) Soweit es zur Prüfung des Anspruchs auf den Kinderzusatzbetrag nach diesem 
Gesetz erforderlich ist, hat der jeweilige Arbeitgeber der Mitglieder einer Familiengemein-
schaft auf Verlangen dem Familienservice Auskunft nach den Vorgaben der Absätze 2 und 
3 zu erteilen. Das Gleiche gilt für ehemalige Arbeitgeber. Für die in Heimarbeit Beschäftig-
ten und die ihnen Gleichgestellten (§ 1 Absatz 1 und 2 des Heimarbeitsgesetzes) tritt an 
die Stelle des Arbeitgebers der Auftraggeber oder Zwischenmeister. 

(2) Auf Verlangen des Familienservices hat der Arbeitgeber der jeweiligen Mitglieder 
einer Familiengemeinschaft eine Bescheinigung über das Arbeitsentgelt, die einbehaltenen 
Steuern und Sozialabgaben an den Familienservice zu übermitteln. Der Familienservice 
kann den nach Satz 1 Verpflichteten eine angemessene Frist zur Erfüllung der Pflicht set-
zen. 

(3) Anstelle der Bescheinigungen der Arbeitgeber nach Absatz 2 kann der Familien-
service auch das in § 108c Absatz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch vorgesehene 
Verfahren zur elektronischen Abfrage und Übermittlung von Entgeltbescheinigungsdaten 
nutzen. Wenn der betroffene Arbeitgeber ein systemgeprüftes Entgeltabrechnungspro-
gramm nutzt, ist er verpflichtet, die jeweiligen Entgeltbescheinigungsdaten mit dem in § 
108c Absatz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch vorgesehenen Verfahren zu übermit-
teln. 

(4) Soweit es zur Prüfung des Anspruchs auf den Kindergarantiebetrag nach den 
§§ 3 bis 5 erforderlich ist, findet Absatz 2 für Arbeitgeber der in diesen Vorschriften bezeich-
neten Personen entsprechend Anwendung. 

§ 30 

Abruf von Daten über den Bezug von Leistungen nach dem Dritten Buch Sozialge-
setzbuch, Bürgergeld und Sozialhilfe bei der Bundesagentur für Arbeit und anderen 

zuständigen Behörden 

Der Familienservice ist berechtigt, zum Zwecke der Prüfung des Anspruchs auf den 
Kinderzusatzbetrag nach diesem Gesetz Sozialdaten automatisiert abzurufen 



 - 28 -   

 

1. über den Bezug von Leistungen nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch bei der Bun-
desagentur für Arbeit, 

2. über den Bezug von Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch bei der 
Bundesagentur für Arbeit, den gemeinsamen Einrichtungen und den zugelassenen 
kommunalen Trägern und 

3. über den Bezug von Leistungen nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch bei den 
Trägern der Sozialhilfe. 

§ 31 

Verarbeitung der Identifikationsnummer nach § 139a und § 139b der Abgabenord-
nung für Zwecke der Prüfung der Rechtmäßigkeit des Bezuges des Kindergarantie-

betrages und der Prüfung des Anspruchs auf den Kinderzusatzbetrag 

(1) Für Zwecke der Prüfung der Rechtmäßigkeit des Bezuges des Kindergarantiebe-
trages nach diesem Gesetz und der Prüfung des Anspruchs auf den Kinderzusatzbetrag 
steht der Familienservice bei Anwendung von § 139a Absatz 1 Satz 1 und § 139b der Ab-
gabenordnung dem Familienservice nach § 6 Absatz 2 Nummer 6 der Abgabenordnung 
gleich. 

(2) Der Familienservice hat die einer Entscheidung zugrundeliegenden Daten zu pro-
tokollieren. § 10 des Onlinezugangsgesetzes gilt entsprechend. 

§ 32 

Verarbeitung von Daten über Leistungen für Bildung und Teilhabe im Rahmen der 
Zusammenarbeit der Leistungsträger 

Der Familienservice sowie die weiteren Träger der Leistungen für Bildung und Teilhabe 
nach § 23 und die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende teilen sich alle Tatsachen 
mit, die für die Erbringung und Abrechnung der Leistungen für Bildung und Teilhabe nach 
diesem Gesetz und nach § 28 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch erforderlich sind. 

§ 33 

Übermittlung von Daten zum Kindergarantiebetrag an Stellen, die die Bezüge im öf-
fentlichen Dienst anweisen 

Der Familienservice darf den Stellen, die die Bezüge im öffentlichen Dienst anweisen, 
zum Zwecke der Prüfung des Auszahlungsanspruchs auf den Kindergarantiebetrag 

1. den für die jeweilige Kindergarantiebetragszahlung maßgebenden Sachverhalt durch 
automatisierte Abrufverfahren bereitstellen oder 

2. Auskunft über diesen Sachverhalt erteilen. 
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§ 34 

Übermittlung von Daten zum Kindergarantiebetrag an öffentliche Stellen eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Union 

Der Familienservice darf den zuständigen öffentlichen Stellen eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union zur Prüfung und Bemessung der in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe j in 
Verbindung mit Artikel 1 Buchstabe z der Verordnung (EG) Nummer 883/2004 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit (ABl. L 166 vom 30.4.2004, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 
2017/492 (ABI. L 76 vom 22.3.2017, S. 13) geändert worden ist, genannten Familienleis-
tungen den für die jeweilige Kindergarantiebetragszahlung maßgebenden Sachverhalt 
durch automatisierte Abrufverfahren bereitstellen. 

Unterabschnitt 3 

Leistungsgewährung, Haftung, Rechtsweg 

§ 35 

Zusammentreffen von Ansprüchen auf den Kindergarantiebetrag 

(1) Für jedes Kind wird nur einer Person der Kindergarantiebetrag nach diesem Ge-
setz gewährt. 

(2) Erfüllen für ein Kind mehrere Personen die Anspruchsvoraussetzungen des Kin-
dergarantiebetrages nach diesem Gesetz, wird der Kindergarantiebetrag derjenigen Person 
gewährt, die das Kind in ihren Haushalt aufgenommen hat. Ist ein Kind in den gemeinsamen 
Haushalt von Eltern, von einem Elternteil und dessen Ehegattin oder Ehegatten oder Le-
benspartnerin oder Lebenspartner, von Pflegeeltern oder Großeltern aufgenommen wor-
den, bestimmen diese untereinander den Berechtigten. Wird eine Bestimmung nicht getrof-
fen, bestimmt das Familiengericht auf Antrag den Berechtigten. Antragsberechtigt ist, wer 
ein berechtigtes Interesse an der Leistung des Kindergarantiebetrages nach diesem Gesetz 
hat. Lebt ein Kind im gemeinsamen Haushalt von Eltern und Großeltern, wird der Kinder-
garantiebetrag nach diesem Gesetz vorrangig einem Elternteil gewährt; er wird an einen 
Großelternteil gewährt, wenn der Elternteil gegenüber dem Familienservice auf seinen Vor-
rang schriftlich oder elektronisch über dafür nach § 51 Absatz 1 Nummer 2 zugelassene 
Verfahren verzichtet hat. 

(3) Ist das Kind nicht in den Haushalt einer der Personen aufgenommen, die die An-
spruchsvoraussetzungen erfüllen, wird der Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz der-
jenigen Person gewährt, die dem Kind eine Unterhaltsrente zahlt. Zahlen mehrere an-
spruchsberechtigte Personen dem Kind Unterhaltsrenten, wird der Kindergarantiebetrag 
nach diesem Gesetz derjenigen Person gewährt, die dem Kind laufend die höchste Unter-
haltsrente zahlt. Werden gleich hohe Unterhaltsrenten gezahlt oder zahlt keiner der Berech-
tigten dem Kind Unterhalt, so bestimmen die Berechtigten untereinander, wer den Kinder-
garantiebetrag nach diesem Gesetz erhalten soll. Wird eine Bestimmung nicht getroffen, so 
gilt Absatz 2 Satz 3 und 4 entsprechend. 
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§ 36 

Gewährung der Leistungen 

(1) Der Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz und der Kinderzusatzbetrag wer-
den monatlich gewährt. Der Kinderzusatzbetrag ist monatlich im Voraus zu zahlen. 

(2) Der Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz, der Kinderzusatzbetrag und die 
Leistungen für Bildung und Teilhabe werden vom Beginn des Monats an gewährt, in dem 
die Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind; sie werden bis zum Ende des Monats gewährt, 
in dem die Anspruchsvoraussetzungen wegfallen. 

(3) Auszuzahlende Beträge sind kaufmännisch auf volle Euro zu runden. 

(4) Abweichend von § 70 Satz 1 der Bundeshaushaltsordnung werden der Kinderga-
rantiebetrag nach diesem Gesetz und der Kinderzusatzbetrag unter Beachtung des § 77 
der Bundeshaushaltsordnung durch die Bundesagentur für Arbeit ausgezahlt. 

§ 37 

Erbringung der Leistungen für Bildung und Teilhabe 

(1) Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 21 Absatz 3, 5 und 6 werden erbracht 
durch 

1. Sach- und Dienstleistungen, insbesondere in Form von personalisierten Gutscheinen, 

2. Direktzahlungen an Leistungserbringer zur Deckung dieser Bedarfe (Anbieter) oder 

3. Geldleistungen. 

Die zuständigen Stellen bestimmen, in welcher Form sie die Leistungen für Bildung und 
Teilhabe erbringen. Die Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 21 Absatz 1, 2 und 4 
werden jeweils durch Geldleistungen erbracht. Die zuständigen Stellen können mit Anbie-
tern pauschal abrechnen. 

(2) Erhalten Anspruchsberechtigte Gutscheine nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, gel-
ten die Leistungen für Bildung und Teilhabe mit Ausgabe des jeweiligen Gutscheins als 
erbracht. Die zuständigen Stellen gewährleisten, dass Gutscheine bei geeigneten Anbie-
tern oder zur Wahrnehmung ihrer eigenen Angebote eingelöst werden können. Gutscheine 
können für den gesamten Bewilligungszeitraum im Voraus ausgegeben werden. Die Gül-
tigkeit von Gutscheinen ist angemessen zu befristen. Im Falle des Verlustes soll ein Gut-
schein erneut in dem Umfang ausgestellt werden, in dem er noch nicht in Anspruch genom-
men wurde. 

(3) Werden die Leistungen für Bildung und Teilhabe durch Direktzahlungen an Anbie-
ter erbracht, gelten die Leistungen mit der Zahlung als erbracht. Eine Direktzahlung ist für 
den gesamten Bewilligungszeitraum im Voraus möglich. 

(4) Werden die Leistungen nach § 21 Absatz 3, 5 und 6 durch Geldleistungen erbracht, 
erfolgt dies 

1. monatlich in Höhe der im Bewilligungszeitraum bestehenden tatsächlichen Aufwendun-
gen oder 

2. nachträglich durch Erstattung verauslagter Beträge. 
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(5) Im Einzelfall kann für Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 21 Absatz 3 bis 6 
und nach § 21 Absatz 1 Satz 1 und 2 ein Nachweis über eine zweckentsprechende Ver-
wendung der jeweiligen Leistung verlangt werden. Soweit der Nachweis nicht geführt wird, 
soll die Bewilligungsentscheidung widerrufen werden. Für die Leistungen für Bildung und 
Teilhabe nach § 21 Absatz 2 sind keine Nachweise zu erbringen. 

(6) Abweichend von den Absätzen 1 bis 5 können Leistungen für Bildung und Teilhabe 
nach § 21 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 gesammelt für Schülerinnen und Schüler an eine 
Schule ausgezahlt werden, wenn die Schule 

1. dies bei der örtlich zuständigen Stelle beantragt, 

2. die Leistungen für die anspruchsberechtigten Schülerinnen und Schüler verauslagt und 

3. sich die Anspruchsberechtigung von den Anspruchsberechtigten nach nachweisen 
lässt. 

Die zuständige Stelle kann mit der Schule vereinbaren, dass monatliche oder schulhalb-
jährliche Abschlagszahlungen geleistet werden. 

(7) § 50 Absatz 1 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch ist mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass Gutscheine in Geld zu erstatten sind. Die Anspruchsberechtigten können die 
Erstattungsforderung auch durch Rückgabe des Gutscheins erfüllen, soweit dieser nicht in 
Anspruch genommen wurde. Eine Erstattung der Leistungen für Bildung und Teilhabe nach 
§ 21 erfolgt nicht, soweit eine Aufhebungsentscheidung allein wegen dieser Leistungen zu 
treffen wäre. Satz 3 gilt nicht im Fall des Widerrufs einer Bewilligungsentscheidung nach 
Absatz 5 Satz 2. 

§ 38 

Bestandskraft des Verwaltungsaktes 

(1) § 45 Absatz 3 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch findet keine Anwendung. 

(2) Ein rechtswidriger nicht begünstigender Verwaltungsakt ist abweichend von § 44 
Absatz 1 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch für die Zukunft zurückzunehmen; er kann 
ganz oder teilweise auch für die Vergangenheit zurückgenommen werden. 

(3) Wird ein Verwaltungsakt über die Bewilligung des Kinderzusatzbetrages aufgeho-
ben, sind bereits erbrachte Leistungen abweichend von § 50 Absatz 1 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch nicht zu erstatten, soweit der Bezug des Kinderzusatzbetrages sowie der 
Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 21 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 für Anspruchs-
berechtigte nach § 20 Satz 1 Nummer 1 den Anspruch auf die Leistungen nach dem Zwei-
ten Buch Sozialgesetzbuch ausschließt oder mindert. 

(4) Entsprechend anwendbar sind die Vorschriften des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch über 

1. die Aufhebung von Verwaltungsakten (§ 330 Absatz 2 und 3 Satz 1) sowie 

2. die vorläufige Zahlungseinstellung nach § 331 mit der Maßgabe, dass der Familienser-
vice auch zur teilweisen Zahlungseinstellung berechtigt ist, wenn sie von Tatsachen 
Kenntnis erhält, die zu einem geringeren Leistungsanspruch führen. 
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§ 39 

Schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt 

Wird der Antrag auf den Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz oder der Antrag auf 
den Kinderzusatzbetrag abgelehnt, ist ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt 
zu erlassen. Das Gleiche gilt, wenn der Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz oder der 
Kinderzusatzbetrag entzogen wird. 

§ 40 

Aufrechnung 

(1) § 51 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch gilt für die Aufrechnung eines An-
spruchs auf Erstattung des Kindergarantiebetrages nach diesem Gesetz gegen einen spä-
teren Anspruch auf den Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz eines oder einer mit dem 
Erstattungspflichtigen in Haushaltsgemeinschaft lebenden Berechtigten entsprechend, so-
weit es sich um einen laufenden Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz für ein Kind 
handelt, das bei beiden berücksichtigt werden konnte. 

(2) § 51 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch gilt für die Aufrechnung eines An-
spruchs auf Erstattung des Kinderzusatzbetrages gegen einen späteren Anspruch auf den 
Kinderzusatzbetrag entsprechend, soweit es sich um einen laufenden Kinderzusatzbetrag 
handelt. 

§ 41 

Haftungsbeschränkung 

§ 1629a des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt mit der Maßgabe, dass sich die Haftung 
eines Kindes für die vor Eintritt seiner Volljährigkeit erbrachten Leistungen, auch wenn sie 
erst später aufgehoben werden, auf das Vermögen beschränkt, das bei Eintritt der Volljäh-
rigkeit den Betrag von 15 000 Euro übersteigt. 

§ 42 

Rechtsweg 

Für Streitigkeiten nach diesem Gesetz sind die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit zu-
ständig. Dies gilt nicht für Streitigkeiten im Zusammenhang mit dem Kindergarantiebetrag 
nach dem X. Abschnitt des Einkommensteuergesetzes. 
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A b s c h n i t t  5  

K i n d e r g r u n d s i c h e r u n g s - C h e c k  

§ 43 

Ziele des Kindergrundsicherungs-Checks, Zweckbindung 

(1) Der Familienservice führt nach Maßgabe dieses Abschnitts eine elektronische Vor-
prüfung durch, um eine Person hinsichtlich einer möglichen Anspruchsberechtigung auf den 
Kinderzusatzbetrag desjenigen Kindes, für das sie den Kindergarantiebetrag nach dem X. 
Abschnitt des Einkommensteuergesetzes oder nach diesem Gesetz bezieht oder beantragt 
hat, beraten zu können (Kindergrundsicherungs-Check). Die Ergebnisse des Kindergrund-
sicherungs-Checks haben keine rechtsverbindliche Wirkung. 

(2) Die im Rahmen des Kindergrundsicherungs-Checks erhobenen Daten und die auf 
ihrer Grundlage ermittelten Ergebnisse dürfen nur zu in diesem Abschnitt genannten Zwe-
cken der Beratung verwendet werden. Sie finden insbesondere keine Berücksichtigung in 
Antragsverfahren auf den Kinderzusatzbetrag oder anderen Antragsverfahren. 

§ 44 

Anlässe zur Einleitung eines Kindergrundsicherungs-Checks 

(1) Der Familienservice kann einer für den Kindergrundsicherungs-Check teilnahme-
fähigen Person einen Kindergrundsicherungs-Check für das Kind oder die Kinder anbieten, 
für das oder für die diese Person einen Kindergarantiebetrag nach dem X. Abschnitt des 
Einkommensteuergesetzes oder nach diesem Gesetz bezieht oder beantragt hat. 

(2) Der Familienservice leitet den Kindergrundsicherungs-Check nach § 45 ein, wenn 
eine teilnahmefähige Person 

1. das Angebot nach Absatz 1 annimmt oder  

2. die Einleitung eines Kindergrundsicherungs-Checks unmittelbar beim Familienservice 
erbittet. 

§ 45 

Vorherige Information über den Kindergrundsicherungs-Check 

(1) Vor der Einholung des Einverständnisses in die Durchführung des Kindergrundsi-
cherungs-Checks informiert der Familienservice die teilnahmefähige Person in verständli-
cher Form über Folgendes: 

1. über das Ziel des Kindergrundsicherungs-Checks und seine Zweckbindung (§ 43 Ab-
satz 1 und 2), 

2. über das Erfordernis ihres Einverständnisses und des Einverständnisses der Mitglieder 
der Familiengemeinschaft, der das nach § 9 anspruchsberechtigte Kind angehört, 
(§ 46) 
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3. über die möglichen Datenabrufe und -verarbeitungen durch den Familienservice und 
ihre Rechtsgrundlagen (§ 47), 

4. über die begrenzte Aussagekraft des Ergebnisses des Kindergrundsicherungs-Checks 
und seine rechtliche Unverbindlichkeit (§ 48 Absatz 1 bis 3), 

5. über die Art der Benachrichtigung über das Ergebnis des Kindergrundsicherungs-
Checks (§ 48 Absatz 4) sowie 

6. über den Abschluss des Verfahrens, die datenschutzrechtlichen Betroffenenrechte und 
die Löschfristen für die erhobenen Daten (§ 49). 

(2) Absatz 1 gilt für die anderen Mitglieder der Familiengemeinschaft des nach § 9 
anspruchsberechtigten Kindes entsprechend. 

(3) Die vorherige Information nach den Absätzen 1 und 2 ist in angemessener Form 
zu dokumentieren. 

§ 46 

Einverständniserklärung zur Durchführung des Kindergrundsicherungs-Checks 

(1) Der Kindergrundsicherungs-Check darf nur mit dem Einverständnis der für den 
Kindergrundsicherungs-Check teilnahmefähigen Person durchgeführt werden. Das Einver-
ständnis ist nur wirksam, wenn diese Person zuvor nach § 45 informiert wurde. Der Kinder-
grundsicherungs-Check darf nur für die Kinder durchgeführt werden, die nach § 9 an-
spruchsberechtigt sind und für die die teilnahmefähige Person ihr Einverständnis zum Kin-
dergrundsicherungs-Check erklärt hat. 

(2) Das Einverständnis ist höchstens für die Dauer von zwei Jahren wirksam. Der Fa-
milienservice hat der teilnehmenden Person die geplanten Termine zur Durchführung des 
Kindergrundsicherungs-Checks im Vorfeld anzukündigen. Die teilnehmende Person kann 
ihr Einverständnis jederzeit beim Familienservice widerrufen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für das Einverständnis der in den Kindergrundsiche-
rungs-Check einbezogenen Mitglieder der Familiengemeinschaft entsprechend. 

(4) Der Familienservice hat die Erklärungen des Einverständnisses sowie den Wider-
ruf des Einverständnisses nach den Absätzen 1 bis 3 in angemessener Form zu dokumen-
tieren. 

(5) Ist die teilnahmefähige Person nicht sorgeberechtigt, so ist zusätzlich das Einver-
ständnis der sorgeberechtigten Person oder der sorgeberechtigten Personen erforderlich. 
Das Einverständnis ist nur wirksam, wenn die sorgeberechtigte Person zuvor nach § 45 
informiert wurde. Die sorgeberechtigte Person kann ihr Einverständnis jederzeit beim Fa-
milienservice widerrufen. 

§ 47 

Durchführung des Kindergrundsicherungs-Checks, Datenabrufe 

(1) Zur Durchführung des Kindergrundsicherungs-Checks darf der Familienservice 
entsprechend der Einverständnisse der teilnehmenden Person und der anderen Mitglieder 
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der Familiengemeinschaft folgende Datenabrufe zur Erfüllung der Zielsetzung des § 43 Ab-
satz 1 vornehmen: 

1. Abrufe der Daten nach § 139b Absatz 3 der Abgabenordnung beim Bundeszentralamt 
für Steuern, 

2. Abrufe von Entgeltdaten 

a) beim Arbeitgeber über die Datenstelle der Deutschen Rentenversicherung Bund 
nach § 29, 

b) bei den Finanzverwaltungen der Länder beschränkt auf maschinell erfasste Daten 

aa) zur Lohnsteuer gemäß § 41a und des § 41b des Einkommensteuergesetzes, 

bb) zur Einkommensteuer gemäß § 155 der Abgabenordnung und 

cc) Umsatzsteuer gemäß § 18 des Umsatzsteuergesetzes, 

3. Abrufe von Daten über den Bezug von Sozialleistungen 

a) bei der Bundesagentur für Arbeit nach § 30 im Hinblick auf das Bürgergeld, 

b) bei der Bundesagentur für Arbeit nach § 30 im Hinblick auf Leistungen nach dem 
Dritten Buch Sozialgesetzbuch, 

c) bei den Trägern der Sozialhilfe nach § 30 im Hinblick auf Leistungen nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch und 

4. weitere Abrufe nach einer Rechtsverordnung nach § 51 Absatz 3. 

(2) Auf Anforderung des Familienservices übermitteln die in Absatz 1 genannten Stel-
len an diese die zur Durchführung des Kindergrundsicherungs-Checks erforderlichen Da-
ten. 

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 erforderlichen Datenübertragungen erfolgen über 
gesicherte und verschlüsselte Verfahren. 

§ 48 

Ergebnismitteilung zum Kindergrundsicherungs-Check 

(1) Der Familienservice informiert die teilnehmende Person in verständlicher Form 
über das Ergebnis des Kindergrundsicherungs-Checks. 

(2) Die Mitteilung des Ergebnisses des Kindergrundsicherungs-Checks beinhaltet ins-
besondere Folgendes: 

1. die Erläuterung der ermittelten Anspruchswahrscheinlichkeit und der Aussagekraft des 
Ergebnisses und 

2. den Hinweis auf die durchgeführten Datenabrufe und nicht berücksichtigten Daten. 

(3) Die Mitteilung des Ergebnisses wird in geeigneter Form mit folgenden rechtlichen 
Hinweisen verbunden: 
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1. dem Hinweis auf die Unverbindlichkeit der Ergebnismitteilung (§ 43 Absatz 1), 

2. dem Hinweis auf die Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung (§ 47) und die weiteren 
Datenschutzvorgaben (insbesondere § 43 Absatz 2, § 49) und 

3. dem Hinweis auf die für die Beantragung der Kindergrundsicherung zuständige Be-
hörde für das Kind der am Kindergrundsicherungs-Check teilnehmenden Person 
(§ 23). 

(4) Die in den Kindergrundsicherungs-Check einbezogenen Mitglieder der Familien-
gemeinschaft werden bereits bei Einverständniserklärung in den Check gemäß § 46 Absatz 
1 und 2 über die Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung (§ 47) und die weiteren Daten-
schutzvorgaben (insbesondere § 43 Absatz 2, § 49) informiert. 

(5) Als Kommunikationsweg mit der teilnehmenden Person nutzt der Familienservice 
grundsätzlich den Weg, der von der teilnehmenden Person gewählte wurde, soweit der 
Kommunikationsweg im Hinblick auf die übermittelten Daten hinreichend sicher ist. 

§ 49 

Abschluss des Kindergrundsicherungs-Checks,  
Datenschutzrechte und Löschfristen 

(1) Der Familienservice hat der am Kindergrundsicherungs-Check teilnehmenden 
Person und den in den Kindergrundsicherungs-Check einbezogenen Mitgliedern der Fami-
liengemeinschaft unter Hinweis auf die Löschfristen nach Absatz 2 die Möglichkeit zu ge-
ben, das Ergebnis des Kindergrundsicherungs-Checks und die dazugehörigen Informatio-
nen zu sichern. Zur Ermöglichung der Ausübung von datenschutzrechtlichen Betroffenen-
rechten hat der Familienservice der teilnehmenden Person und den beteiligten Mitgliedern 
der Familiengemeinschaft die Kontaktdaten der verantwortlichen Stellen, die die abgerufe-
nen Daten übermittelt haben, und die abgerufenen Daten zu übermitteln. 

(2) Der Familienservice löscht die nach diesem Abschnitt erhobenen Daten acht Wo-
chen nach Mitteilung des Ergebnisses des Kindergrundsicherungs-Checks an die teilneh-
mende Person. 

§ 50 

Weiterentwicklung des Kindergrundsicherungs-Checks 

(1) Der Kindergrundsicherungs-Check wird in angemessenen Abständen auf seine 
Wirkungsweise untersucht. Diese Untersuchung wird durch das Bundesministerium für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend in Auftrag gegeben und finanziert. 

(2) Auf Grundlage der Untersuchungsergebnisse nach Absatz 1 soll geprüft werden, 
in welcher Form das Konzept des Kindergrundsicherungs-Checks weiterentwickelt werden 
kann. 
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A b s c h n i t t  6  

D u r c h f ü h r u n g s b e s t i m m u n g e n  

§ 51 

Erlass von Grundsätzen und Rechtsverordnungen 

(1) Der Familienservice kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend und unter Beteiligung des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit in Grundsätzen Näheres zur Durchführung des 
Antragsverfahrens nach diesem Gesetz bestimmen, insbesondere zu Folgendem: 

1. zum elektronischen Antragsverfahren nach § 26 Absatz 1 Satz 1, 

2. zur Sicherstellung der Datenschutzrechte im Antragsverfahren, insbesondere zu Art 
und Umfang der Information der antragstellenden Personen und der anderen Mitglieder 
der Familiengemeinschaft über die im Antragsverfahren möglichen und durchgeführten 
Datenabrufe sowie deren Ergebnisse und 

3. zur elektronischen Erklärung des Verzichts auf die Leistungsvorrangstellung nach § 35 
Absatz 2. 

(2) Der Familienservice kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend und unter Beteiligung des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit in Grundsätzen Näheres zur Durchführung des 
Kindergrundsicherungs-Checks nach Abschnitt 5 bestimmen, insbesondere zu Folgendem: 

1. zum Anlass der Durchführung des Kindergrundsicherungs-Checks (§ 44), 

2. zur vorherigen Information über den Kindergrundsicherungs-Check (§ 45), 

3. zum Einverständnis zur Durchführung des Kindergrundsicherungs-Checks (§ 46), 

4. zu den im Rahmen des Kindergrundsicherungs-Checks durchzuführenden Datenabru-
fen (§ 47), insbesondere: 

a) zu den abzurufenden Datensätzen, 

b) zu den Übertragungswegen zwischen den datenübermittelnden Stellen und dem 
Familienservice sowie 

c) zu den Anforderungen an die Datensicherheit bei der Datenübermittlung (§ 47 Ab-
satz 3), 

5. zur Mitteilung des Ergebnisses des Kindergrundsicherungs-Checks (§ 48), insbeson-
dere: 

a) zur Sicherstellung der Verständlichkeit der Mitteilung des Ergebnisses (§ 48 Ab-
satz 1), 

b) zur Aussagekraft des Ergebnisses (§ 48 Absatz 2), 

c) zu den rechtlichen Hinweisen, die mit der Mitteilung des Ergebnisses verbunden 
sind, (§ 48 Absatz 3) sowie 
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d) zu den Anforderungen an die Datensicherheit (§ 48 Absatz 4), 

6. zum Abschluss des Kindergrundsicherungs-Checks, insbesondere 

a) zur Ermöglichung der Sicherung des Ergebnisses (§ 49 Absatz 1 Satz 1), 

b) zur Ermöglichung der Ausübung der datenschutzrechtlichen Betroffenenrechte 
(§ 49 Absatz 1 Satz 2) und 

c) zur Löschung der erhobenen Daten (§ 49 Absatz 2). 

(3) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun-
desrates Näheres zur Durchführung des Kindergrundsicherungs-Checks nach Abschnitt 5 
bestimmen, insbesondere zu weiteren im Rahmen des Kindergrundsicherungs-Checks 
durchzuführenden Datenabrufen (§ 47 Absatz 1 Nummer 4), soweit diese zur Durchführung 
des Kindergrundsicherungs-Checks geeignet und erforderlich sind. 

A b s c h n i t t  7  

B u ß g e l d v o r s c h r i f t e n  

§ 52 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 29 Absatz 2 Satz 1 eine Bescheinigung nicht, nicht richtig oder nicht recht-
zeitig übermittelt, 

2. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch, auch 
in Verbindung mit § 28, eine Angabe nicht richtig oder nicht vollständig macht, 

3. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch, auch 
in Verbindung mit § 28, eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig macht oder 

4. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch, auch 
in Verbindung mit § 28, eine Beweisurkunde nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig vorlegt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zweitausend Euro geahn-
det werden. 

(3) § 66 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. 

(4) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten sind die nach § 409 der Abgabenordnung bei Steuerordnungswidrig-
keiten wegen des Kindergarantiebetrages nach dem X. Abschnitt des Einkommensteuer-
gesetzes zuständigen Verwaltungsbehörden. 
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A b s c h n i t t  8  

S t a t i s t i k ,  E v a l u i e r u n g ,  Ü b e r g a n g s -  u n d  S c h l u s s v o r -
s c h r i f t e n  

§ 53 

Statistik, Verordnungsermächtigung 

(1) Die Bundesagentur für Arbeit erstellt nach § 281 des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch Statistiken über die Leistungserbringung des Kinderzusatzbetrages und der Leistun-
gen für Bildung und Teilhabe, soweit diese vom Familienservice gewährt werden. Der Fa-
milienservice übermittelt die bei der Durchführung und Evaluierung dieses Gesetzes erho-
benen und für die Zwecke nach Satz 1 erforderlichen personenbezogenen Daten unter An-
gabe eines eindeutigen Identifikationsmerkmals an die Bundesagentur für Arbeit. 

(2) Die Bundesagentur für Arbeit veröffentlicht die nach Absatz 1 erstellten Statistiken 
in geeigneter Form. Sie stellt sicher, dass auch kurzfristigem Informationsbedarf des Bun-
desministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend im Hinblick auf statistische Aus-
wertungen nach Absatz 1 Satz 1 entsprochen werden kann. § 4 Absatz 3 des Steuerstatis-
tikgesetzes bleibt unberührt. 

(3) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales ohne Zustimmung des Bundesrates die Daten nach Absatz 1 Satz 2 festzulegen. 

§ 53a 

Übermittlung von Daten zur Wirkungsforschung 

Der Familienservice übermittelt die nach § 53 Absatz 3 festgelegten Daten über die 
Leistungserbringung des Kinderzusatzbetrages und der Leistungen für Bildung und Teil-
habe für die Wirkungsforschung nach § 55 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und 
§ 282 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch an die Bundesagentur für Arbeit unter Angabe 
des eindeutigen Identifikationsmerkmals nach § 53 Absatz 1 Satz 2. 

§ 54 

Bericht der Bundesregierung 

Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag bis einschließlich 30. Juni 2030 
einen Bericht über die Auswirkungen der Kindergrundsicherung sowie über die gegebenen-
falls notwendige Weiterentwicklung dieses Gesetzes vor. 

§ 55 

Übergangsvorschriften 

(1) Für vor dem 1. Januar 2025 gestellte Anträge auf das Kindergeld nach dem Bun-
deskindergeldgesetz und den Kinderzuschlag ist das Bundeskindergeldgesetz in der bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung weiter anzuwenden. Für Kinder, für 
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die Kinderzuschlag über den 1. Januar 2025 hinaus bewilligt worden ist, gilt ab dem 1. Ja-
nuar 2025 als Höchstbetrag des Kinderzuschlages der Betrag, der sich zu Beginn des Ka-
lenderjahres 2025 als Höchstbetrag des Kinderzuschlages nach § 6a Absatz 2 Bundeskin-
dergeldgesetz in der Fassung des Artikels 10 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 
(BGBl. I S. 2328) ergeben hätte. Kinder vom Beginn des 15. Lebensjahres bis zur Vollen-
dung des 18. Lebensjahres, für die Kinderzuschlag über den 1. Januar 2025 hinaus bewilligt 
worden ist, erhalten zusätzlich zum Kinderzuschlag nach Satz 2 für die Dauer des Bewilli-
gungszeitraumes einen Betrag in Höhe von 60 Euro monatlich. Für Kinder vom Beginn des 
19. bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres gilt Satz 3 mit der Maßgabe, dass sie einen 
Betrag in Höhe von 42 Euro monatlich erhalten. Ein Anspruch auf den Kindergarantiebetrag 
nach diesem Gesetz und den Kinderzusatzbetrag besteht in den Fällen des Satzes 1 nicht. 

(2) Eine Bewilligung des Kindergeldes nach dem Bundeskindergeldgesetz bis ein-
schließlich 31. Dezember 2024 wird ab dem 1. Januar 2025 in eine Bewilligung des Kinder-
garantiebetrages nach diesem Gesetz umgewandelt. Ein Antrag nach den §§ 26 und 27 
und die Entscheidung des Familienservices sind nicht erforderlich. 

(3) Wird einem Kind erstmals der Kinderzusatzbetrag für einen nach dem 31. Dezem-
ber 2024 und vor dem 30. Juni 2025 beginnenden Bewilligungszeitraum bewilligt und wird 
diesem der Verwaltungsakt erst nach Ablauf des ersten Monats des Bewilligungszeitraums 
bekanntgegeben, endet dieser Bewilligungszeitraum abweichend von § 15 Absatz 1 am 
Ende des fünften Monats nach dem Monat der Bekanntgabe des Verwaltungsaktes. 

(4) Bei einer an den Bezug von Kinderzuschlag anschließenden Bewilligung von Kin-
derzusatzbetrag findet § 12 Absatz 1 Satz 3 keine Anwendung. 

(5) In den Fällen des § 86 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch besteht für den Zeit-
raum, für den nach dem 31. Dezember 2024 Bürgergeld bewilligt worden ist, kein Anspruch 
auf den Kinderzusatzbetrag. 

(6) Die Vorgaben des § 31 Absatz 2 finden Anwendung, sobald die technischen Vo-
raussetzungen vorliegen. 

§ 56 

Anwendungsvorschrift 

(1) Für Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres gilt abweichend von § 11 als 
monatlicher Höchstbetrag des Kinderzusatzbetrages mindestens ein Betrag in Höhe des 
Höchstbetrages des Kinderzuschlages, wie er sich zu Beginn des Kalenderjahres 2025 
nach § 6a Absatz 2 Bundeskindergeldgesetz in der Fassung des Artikels 10 des Gesetzes 
vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2328) ergeben hätte, wenn die Eltern über Einkommen 
im Sinne des § 2 Absatz 2 in Höhe von mindestens 900 Euro verfügen oder, wenn sie 
alleinerziehend sind, in Höhe von mindestens 600 Euro verfügen, wobei abweichend von 
§ 2 Absatz 2 Beträge nach § 11b des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch nicht abzusetzen 
sind. Verfügen die Eltern nicht über Einkommen nach Maßgabe des Satzes 1, ist für Kinder 
bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres abweichend von § 11 Absatz 2 Satz 1, 2 Num-
mer 1 und 2 und Absatz 3 als Regelbedarfsstufe 5 oder 6 mindestens jeweils ein Betrag in 
Höhe der Summe aus der zutreffenden Regelbedarfsstufe 5 oder 6 und dem Sofortzuschlag 
maßgeblich, wie er sich zum 31. Dezember des Kalenderjahres 2024 nach der Anlage zu 
§ 28 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit § 145 Absatz 1 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch in der Fassung des Artikels 7 des Gesetzes vom 6. Juni 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 146) ergibt. 
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in der Kindergrundsicherung nicht berücksichtigte Mehrbedarfe. Ergänzende An-
sprüche auf Bürgergeld oder Hilfe zum Lebensunterhalt können auch dann beste-
hen, wenn Änderungen in den persönlichen Verhältnissen der Eltern oder Kinder 
nicht zu einer Anpassung des Kinderzusatzbetrages der Kindergrundsicherung füh-
ren (insbes. Wegfall von Einkommen). Anpassungen bei Überdeckung kindlicher 
Bedarfe erfolgen während des Bewilligungszeitraums nicht. Verwaltungsaufwand 
wird so in erheblichem Umfang vermieden. Im Regelfall ist davon auszugehen, dass 
die Kindergrundsicherung die Bedarfe des Kindes deckt. 

Der Kinderzusatzbetrag deckt eine Pauschale für Unterkunft und Heizung auf 
Grundlage des jeweils maßgeblichen Existenzminimumberichts der Bundesregie-
rung, für das Jahr 2024 zum Beispiel in Höhe von 125 Euro, sowie altersgestaffelte 
Regelbedarfe, soweit diese Leistungen nicht durch den Kindergarantiebetrag abge-
deckt sind. Zusätzlich zum Kinderzusatzbetrag wird das Schulbedarfspaket als pau-
schalierte Leistung für Bildung und Teilhabe (von aktuell 174 Euro, anteilig auszu-
zahlen im August und im Februar) ausgezahlt. 

Der Kinderzusatzbetrag ist eine einkommensabhängige, existenzsichernde Leis-
tung, die nur diejenigen Familien unterstützen soll, die sie benötigen. Bei der Be-
rechnung der Höhe des Kinderzusatzbetrages sind Bedarfe und Einkommen der 
Familiengemeinschaft zu berücksichtigen. Dieser neu eingeführte Begriff der Fami-
liengemeinschaft umfasst die Bedarfsgemeinschaft nach § 7 Absatz 3 SGB II sowie 
die Einstandsgemeinschaft nach § 27 Absatz 2 Satz 2 und 3 SGB XII. 

Maßgeblich für die Berechnung des Einkommens ist wie bisher der Einkommens-
begriff des SGB II. Dementsprechend mindert sich der Höchstbetrag des Kinderzu-
satzbetrages sowohl um das zu berücksichtigende Einkommen und Vermögen des 
Kindes als auch um das zu berücksichtigende Einkommen und Vermögen der El-
tern. 

Einkommen des Kindes (insbesondere private Unterhaltsleistungen sowie Unter-
haltsvorschuss, aber auch Ausbildungsvergütungen und Erwerbseinkommen) wird 
grundsätzlich zu 45 Prozent berücksichtigt. Damit profitieren insbesondere kleine 
Kinder von Alleinerziehenden, die nach bisheriger Rechtslage Bürgergeld unter voll-
ständiger Anrechnung von Unterhaltseinkommen oder Unterhaltsvorschuss bezie-
hen, von der Kindergrundsicherung. Die Berücksichtigung von Freibeträgen für 
Schülerinnen-, Schüler- und Ferienjobs u.a. erfolgt wie derzeit im SGB II. BAföG-
und AFBG-Leistungen werden zu 100 Prozent auf den Kinderzusatzbetrag ange-
rechnet. 

Zur Ermittlung des Einkommens der Eltern wird das Einkommen der Elternteile be-
rücksichtigt, die mit dem Kind in einem Haushalt beziehungsweise in einer Famili-
engemeinschaft leben. Dazu gehört beispielsweise auch das Einkommen des Stief-
elternteils. Das Einkommen eines nicht in der Familiengemeinschaft lebenden El-
ternteils ist dagegen bei der Berechnung des Kinderzusatzbetrages nicht zu berück-
sichtigen. 

Die Höhe des Kinderzusatzbetrages wird, nach Abzug von etwaigem Kindeseinkom-
men, wenn der Bedarf der Eltern gedeckt ist, mit steigendem Einkommen gemindert 
bzw. abgeschmolzen. Das Erwerbseinkommen der Eltern wird mit einer Abschmelz-
rate von 45 Prozent berücksichtigt. 

Für den Abschmelzpunkt, also die (Einkommens-) Grenze, ab der der Kinderzusatz-
betrag der Kindergrundsicherung absinken soll, ist der elterliche Bedarf maßgeblich. 
Dieser richtet sich grundsätzlich nach den Regelungen des SGB II und setzt sich 
aus folgenden Einzelpositionen zusammen: Dem Regelbedarf (§ 20 SGB II), 
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etwaigen Mehrbedarfen (§ 21 SGB II) und dem Bedarf für Unterkunft und Heizung 
(§ 22 SGB II) der Eltern. 

Hinsichtlich des Bedarfs für Unterkunft und Heizung werden die über den pauscha-
len Wohnkostenanteil des Kindes auf Grundlage des Existenzminimumberichts der 
Bundesregierung (125 Euro ab 2024) hinausgehenden Wohnkosten der Familie 
über die Eltern abgedeckt. Dementsprechend wird beim Bürgergeld für die Eltern 
der im Kinderzusatzbetrag der Kindergrundsicherung enthaltene pauschale Wohn-
kostenanteil des Kindes in Abzug gebracht und darüberhinausgehende Wohnkos-
ten bei dem Bedarf für Unterkunft und Heizung der Eltern berücksichtigt. 

Wie bisher beim Kinderzuschlag wird bei der Berechnung des Kinderzusatzbetrages 
nur erhebliches Vermögen berücksichtigt. 

3. Leistungen für Bildung und Teilhabe 

Der Bezug des Kinderzusatzbetrages und des Wohngeldes berechtigt unabhängig 
von der Höhe dieser Leistungen grundsätzlich zum Erhalt der Leistungen für Bildung 
und Teilhabe. Da die Leistungen für Bildung und Teilhabe als Annexleistung zum 
Kinderzusatzbetrag ausgestaltet sind, ist Anspruchsinhaber auch hierfür das Kind. 
Die Leistungen für Bildung und Teilhabe sind Teil des Existenzminimums. Kinder 
erhalten durch die Anspruchsinhaberschaft einen eigenen einklagbaren Anspruch 
auf diese Leistung. 

Die Leistungen für Bildung und Teilhabe stehen immer in voller Höhe zu, sobald 
neben dem Kindergarantiebetrag ein Kinderzusatzbetrag oder Wohngeld bezogen 
wird. Eine Abschmelzung erfolgt nicht. Für Empfängerinnen und Empfänger des 
Kinderzusatzbetrages wird das Schulbedarfspaket, dessen Höhe jährlich fortge-
schrieben wird und das derzeit 174 Euro beträgt (anteilige Auszahlung im August 
und im Februar), automatisch mit dem Antrag auf den Kinderzusatzbetrag mit be-
antragt und zusätzlich zum Kinderzusatzbetrag durch den Familienservice ausge-
zahlt. 

Der im Übergang gezahlte pauschale Teilhabebetrag als Geldleistung wird mittel-
fristig von einem Kinderchancenportal abgelöst, das die unbürokratische und digi-
tale Buchung und Bezahlung von Aktivitäten zur sozialen und kulturellen Teilhabe 
wie auch den Zugang zur beitragsfreien Mittagsverpflegung ermöglicht. 

Die übrigen Leistungen für Bildung und Teilhabe wie Nachhilfe, Ausflüge, Klassen-
fahrten, Mittagsverpflegung oder Schülerbeförderung werden wie bisher im BKGG 
auf Antrag in Zuständigkeit der Länder gewährt. In Fällen, in denen nur Wohngeld 
und kein Kinderzusatzbetrag bezogen wird, muss weiterhin auch der Antrag auf den 
pauschalierten Teilhabebetrag und das Schulbedarfspaket bei den von den Ländern 
zu bestimmenden Stellen gestellt werden. 

Die Leistungen für Bildung und Teilhabe im SGB II und SGB XII werden aufgrund 
der Auffangfunktion beibehalten. 

4. Leistungen der Arbeits- und Ausbildungsförderung für junge Menschen 

Junge Menschen, die Kindergrundsicherung beziehen, haben Zugang zu den Leis-
tungen zur Eingliederung in Arbeit oder Ausbildung nach dem Dritten Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB III). 

Alle jungen Menschen, die Kindergrundsicherung beziehen, haben Zugang zu den 
aktiven Leistungen der Agenturen für Arbeit bzw., wenn sie sich in Ausbildung 
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im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe e und Absatz 3 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 geschaffen wird. 

Mittels eines sogenannten Kindergrundsicherungs-Checks sollen Daten, die in Be-
hörden bereits in elektronischer Form vorliegen, für die Vorprüfung des Anspruchs 
auf Kinderzusatzbetrag verwendet und potentielle Anspruchsberechtigte proaktiv 
zur Beantragung der Leistung angesprochen werden. Leistungen müssen also nicht 
mehr im Falle der Bedürftigkeit selbstständig aufgesucht werden, sondern werden 
aktiv vom Sozialstaat angeboten, wenn die Bürgerinnen und Bürger darin eingewil-
ligt haben. Somit wird ein echter Paradigmenwechsel weg vom Prinzip der Hol-
schuld hin zum Prinzip der Bringschuld angestrebt. 

III. Alternativen 

Im Rahmen des Arbeitsprozesses der IMA Kindergrundsicherung wurden mögliche Ausge-
staltungen der Kindergrundsicherung diskutiert. Hierzu wurden in insgesamt sechs Fachar-
beitsgruppen die zentralen Themenbereiche der Einführung einer Kindergrundsicherung 
erörtert. Im IMA-Prozess wurde deutlich, dass in allen Bereichen, die mit diesem Gesetz-
entwurf aufgegriffen werden, mehrere Alternativen bzw. Optionen zur Ausgestaltung beste-
hen. Mit diesem Gesetzentwurf wird unter Würdigung der Ergebnisse des gesamten IMA-
Prozesses und Berücksichtigung der in der IMA Kindergrundsicherung vertretenen Positio-
nen ein Gesamtkonzept für eine in sich konsistente, armutsverringernde und den unter-
schiedlichen an sie gerichteten Erwartungen entsprechende Kindergrundsicherung umge-
setzt, die gesellschaftliche Teilhabe und Chancengleichheit für alle Kinder und Jugendli-
chen sichern bzw. herstellen soll. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das Bundeskindergrundsicherungsgesetz 
folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 GG (öffentliche Fürsorge) in Verbindung mit Arti-
kel 72 Absatz 2 GG. Die Regelungen zur Einführung der Kindergrundsicherung sind für die 
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse erforderlich, da die Kindergrundsicherung 
insbesondere der Deckung des durchschnittlichen sächlichen Existenzminimums von Kin-
dern dient. Bundeseinheitliche Regelungen sind in diesem Bereich unverzichtbar, damit 
sich die Lebensverhältnisse von Kindern und ihren Familien in den Ländern nicht in erheb-
licher Weise auseinanderentwickeln. Auf Grund der Berührungspunkte mit dem bundesein-
heitlichen SGB II und dem Zusammenspiel mit dem bundeseinheitlichen WoGG ist die 
Rechtseinheit betroffen. Würden die Regelungen zur Kindergrundsicherung den Ländern 
überlassen, würde dies zu einer der Rechtseinheit abträglichen Rechtszersplitterung füh-
ren. 

Für die Bußgeldregelungen in Artikel 1 beruht die Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (Strafrecht), für die Änderung zum Mikrozensusge-
setz (Artikel 4) auf Artikel 73 Absatz 1 Nummer 11 GG. 

Für die Änderung des EStG (Artikel 5) ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz aus Arti-
kel 105 Absatz 2 Satz 2 erste Alternative GG, da das Steueraufkommen diesbezüglich dem 
Bund ganz oder teilweise zusteht. 

Die Gesetzgebungskompetenz für die Änderungen im SGB II, SGB III, SGB IV, SGB V, 
SGB XI und SGB XII sowie diese Bestimmungen betreffende Folgeänderungen folgt eben-
falls aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 GG in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG sowie 
aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 GG. Die übrigen Folgeänderungen beruhen auf den 
jeweils zugrundeliegenden Kompetenztiteln. In der Bundesrepublik Deutschland bestehen 
hinsichtlich des Beschäftigungsstandes und Einkommensniveaus erhebliche regionale 
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Generell wird davon ausgegangen, dass sich nicht für alle Antragstellenden das Antrags-
verfahren vereinfachen wird. Ein bestimmter Prozentsatz wird weiterhin analog und nicht 
digital die Anträge stellen. Auch ist zu berücksichtigen, dass Eltern, die selbstständig sind - 
im Gegensatz zu Eltern, die in einem Angestelltenverhältnis sind - in jedem Fall eigene 
Verdienstnachweise einreichen müssen. Bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern wird 
durch die Einführung des § 29 BKG ermöglicht, dass der Familienservice (nach § 23 Absatz 
1 BKG zuständige Stelle) das in § 108c Absatz 1 des SGB IV vorgesehene Verfahren zur 
elektronischen Abfrage und Übermittlung von Entgeltbescheinigungsdaten bei den Arbeit-
gebern der jeweiligen Mitglieder einer Familiengemeinschaft nutzt. 

Es wird angenommen, dass von den 872.800 Anträgen auf Kinderzuschlag 5 Prozent der 
Antragstellenden selbständig ist (4,6 Prozent Solo-Selbstständige im Jahr 2019, Statisti-
sches Bundesamt)2. Auch wird davon ausgegangen, dass von den verbliebenden 829.160 
Fällen, nicht alle Arbeitgeber der Antragstellenden ein systemgeprüftes Entgeltabrech-
nungsprogramm, welches für den Datenaustausch mit der DRV von Nöten ist, besitzen, 
sondern nur 75 Prozent. Insgesamt kann durch das eingeführte Verfahren bei 621.870 An-
trägen Zeit eingespart werden. Schätzungsweise reduziert sich der Zeitaufwand pro Antrag 
um -10,7 Minuten auf 60 Minuten. Auch können die Sachkosten um 0,9 Euro pro Antrag 
gesenkt werden. 

Für die bestehenden Fälle reduziert sich somit der jährliche Zeitaufwand der Bürgerinnen 
und Bürger um -110.900 Stunden und die jährlichen Sachkosten sinken um -560 Euro. 

Im Zusammenhang mit den von der BA geschätzten zusätzlichen 600.000 Anträgen wird 
angenommen, dass ca. 5 Prozent von Personen gestellt werden, die selbständig sind, also 
30.000 Fälle. Die restlichen 570.000 Anträge, werden von Personen gestellt, die angestellt 
sind. 75 Prozent der Arbeitgeber nutzen die Schnittstelle zur DRV, um die Arbeitsentgelte 
ihrer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer abzufragen, und 12,5 Prozent der Arbeitgeber 
tauschen sich direkt mit dem Familienservice aus (Arbeitgeberbescheinigungs-Vorlagever-
fahren). Folglich wird das bestehende Verfahren bei 498.750 Anträgen genutzt. Hier ist der 
reduzierte Zeitaufwand von 60 Minuten sowie die reduzierten Sachkosten von 1 Euro an-
zusetzen. Durch die neu erreichten Familien entsteht bei den Normadressaten Bürgerinnen 
und Bürger ein neuer jährlicher Zeitaufwand von 498.750 Stunden und jährliche Sachkosten 
von 499.000 Euro. 

Bei 101.250 Anträgen wird das Verfahren nach § 29 Absatz 3 BKG nicht genutzt, da die 
Arbeitnehmer (71.250) oder Selbstständigen ihre Verdienste nachweisen. Der Zeitaufwand 
von 70,7 Minuten und die Sachkosten von 1,9 Euro bleiben bestehen. Hier entsteht ein 
neuer jährlicher Zeitaufwand von 119.306 Stunden und jährliche Sachkosten von 
192.000 Euro. 

                                                 
 

 

 

 

 

 

 
2 Statistisches Bundesamt: https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Qualitaet-Arbeit/Dimen-

sion-4/_Interaktiv/4-5-solo-selbststaendige.html 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Qualitaet-Arbeit/Dimension-4/_Interaktiv/4-5-solo-selbststaendige.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Qualitaet-Arbeit/Dimension-4/_Interaktiv/4-5-solo-selbststaendige.html
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Insgesamt erhöht sich für die Bürgerinnen und Bürger der jährliche Zeitaufwand um 
507.156 Stunden und die jährlichen Sachkosten um 131.000 Euro. 

Mit der Einführung der Kindergrundsicherung wird auch der Kindergrundsicherungs-Check 
eingeführt. Der Familienservice kann nach Einholen einer Einverständniserklärung elektro-
nisch vorprüfen, ob eine Person eine Anspruchsberechtigung auf den Kinderzusatzbetrag 
eines Kindes hat, für das sie den Kindergarantiebetrag bezieht. Dieser Kindergrundsiche-
rungs-Check darf nur mit einer Einverständniserklärung der für den Kindergrundsicherungs-
Check teilnahmefähigen Person durchgeführt werden. Die Einverständniserklärung ist nur 
wirksam, wenn diese Person zuvor nach § 45 BKG informiert wurde. Die Erklärung ist für 
zwei Jahre wirksam und das Einverständnis muss nach dieser Zeit erneut eingeholt. Für 
das Abgeben der Einverständniserklärung entsteht Erfüllungsaufwand auf Seiten der Bür-
gerinnen und Bürger. Sachkosten entstehen für die Bürgerinnen und Bürger nur, wenn 
diese die Einverständniserklärung per Post und nicht digital einreichen. 

Es wird davon ausgegangen, dass in dem Jahr, in dem der Kindergrundsicherungs-Check 
eingeführt wird, alle bisherigen Kindergeldberechtigten abzüglich der Kinderzuschlagsemp-
fängerinnen und -empfänger sowie der Personen, die Kinder unter 18 Jahre haben und 
Leistungen nach dem SGB II empfangen, per Brief über den Kindergrundsicherungs-Check 
informiert werden. Im Jahr 2022 gab es 10.080.113 Kindergeldberechtigte (Familienkas-
sendirektion, Jahreszahlen 2022). Abzüglich der Kinderzuschlagsempfängerinnen und -
empfänger (872.800) und der 1.007.416 Bedarfsgemeinschaften mit Kindern unter 18 Jah-
ren, welche Leistungen nach dem SGB II empfangen (Bundesagentur für Arbeit, 2022). Von 
diesen werden schätzungsweise 50 Prozent eine Einverständniserklärung abgeben, also 
5.040.056. 

Basierend auf den Standardaktivitäten im Leitfaden wird angenommen, dass die Bürgerin-
nen und Bürger 7 Minuten benötigen, um eine Einverständniserklärung abzugeben. Fol-
gende Standardaktivitäten sind hier berücksichtigt: mit der Vorgabe vertraut machen (2 Mi-
nuten), Informationen übermitteln (2 Minuten), Dokumentation (1 Minute), Beratung (2 Mi-
nuten). Die Übermittlung erfolgt im ersten Jahr schätzungsweise von der Hälfte der Berech-
tigten online und von der anderen Hälfte analog. Deswegen werden im Durchschnitt für alle 
Fälle 0,50 Euro an Sachkosten angesetzt. Insgesamt entsteht im ersten Jahr durch das 
Einholen der Einverständniserklärung den Bürgerinnen und Bürgern ein einmaliger Zeitauf-
wand von 588.006 Stunden und Sachkosten in Höhe von rund 2.520.000 Euro. 

Wie oben beschrieben, muss das Einverständnis der Bürgerinnen und Bürger für die Durch-
führung des Checks nur alle zwei Jahre eingeholt werden. Somit kann für den jährlichen 
Zeitaufwand eine Fallzahl von 2.520.000 zu Grunde gelegt werden. Davon werden schät-
zungsweise 70 Prozent das Einverständnis online einreichen (1.764.019) und 30 Prozent 
die schriftliche Einreichungsform (756.000) wählen. 

Es wird angenommen, dass in den darauffolgenden Jahren der Zeitaufwand für die Bürge-
rinnen und Bürger sinkt, da sie bereits Kenntnis von dem Kindergrundsicherungs-Check 
haben und weniger Beratung benötigen, sowie die digitale Einreichung der Einverständnis-
erklärung weniger Zeit in Anspruch nimmt, als im ersten Jahr. Die digitale Einreichung des 
Einverständnisses wird zukünftig voraussichtlich 4 Minuten und die schriftliche Einreichung 
6 Minuten Zeit in Anspruch nehmen. Außerdem fallen noch Sachkosten von 1 Euro an, 
wenn das Einverständnis schriftlich per Post eingereicht wird. 

Durch diese neue Vorgabe entsteht somit für die Bürgerinnen und Bürger insgesamt ein 
neuer jährlicher Zeitaufwand von 193.201 Stunden und es fallen Sachkosten in Höhe von 
756.000 Euro an. Dieser neue jährliche Erfüllungsaufwand ist erst nach dem ersten Jahr 
der Einführung anzusetzen. 

Durch die Verwendung der Steuer-ID auch für den Kindergarantiebetrag nach dem BKG im 
Rahmen der Kindergrundsicherung entsteht ein jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 
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59.000 Euro. Dieser resultiert daraus, dass für maximal jährlich 1.000 Bezieherinnen und 
Bezieher des Kindergarantiebetrages nach dem BKG keine Steuer-ID automatisch verge-
ben wird und diese manuell anzulegen und zu vergeben ist, was pro Fall 75 Minuten dauert. 

118.000 Bürgerinnen und Bürger, die bisher Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussge-
setz bezogen haben, sind nunmehr vom Leistungsbezug ausgeschlossen. Dadurch entfal-
len die Mitwirkung bei der jährlichen Überprüfung und laufende Mitteilungspflichten bei leis-
tungserheblichen Veränderungen. Dies führt zu einer Ersparnis von rund 72.767 Stunden 
pro Jahr und ergibt sich aus einer Einsparung von 37 Minuten pro Fall. Zudem entfällt in 
Fällen, die bislang neben SGB II-Leistungen für ein Kind zwischen dem 7. und 12. Lebens-
jahr Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz beantragen konnten, Erfüllungsauf-
wand. Unterhaltsvorschuss kann neben dem Kinderzusatzbetrag der Kindergrundsicherung 
nur noch bezogen werden, wenn das alleinerziehende Elternteil mindestens monatlich 600 
Euro brutto Einkommen erzielt. Dies führt zu einer Zeitersparnis von rund 41.083 Stunden 
jährlich für Bürgerinnen und Bürger. Dem liegt eine Ersparnis von rund 85 Minuten pro Fall 
und eine Fallzahl von rund 29.000 Fällen jährlich zugrunde. In der Summe entfällt Erfül-
lungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger an im Bereich des Unterhaltsvorschuss von 
rund 113.850 Stunden. 

Gleichzeitig entsteht ein Mehraufwand für Bürgerinnen und Bürgern von jährlich 
26.934 Stunden im Unterhaltsvorschuss. 

Dieser ergibt sich daraus, dass bei der jährlichen Überprüfung des Leistungsbezugs im 
Unterhaltsvorschuss der Bezug des Kinderzusatzbetrages künftig auch in den rund 
171.000 Fälle von anspruchsberechtigten Kindern zwischen dem 7. und 11. Lebensjahr an-
zugeben sind. Dies entspricht einem Aufwand von rund 1 Minute pro Fall und damit rund 
2850 Stunden jährlich. 

In rund 17.000 Fällen, die Leistungen nach dem Unterhaltsvorschuss und den Kinderzu-
satzbetrag der Kindergrundsicherung beziehen, ist der aktuelle Bescheid der Kindergrund-
sicherung vorzulegen. Dies ergibt einen Aufwand von rund 5 Minuten pro Fall und somit 
rund 1417 Stunden jährlich. 

Zudem wird durch die Einführung der Kindergrundsicherung in etwa 10.000 Fällen häufiger 
der Bezug des Unterhaltsvorschuss beendet, weil die Voraussetzungen des neuen § 1 
Abs. 1a UhVorschG nicht vorliegen. Hier ist zur Gewährleistung des kindlichen Mindestbe-
darfs künftig eine Veränderungsanzeige beim Jobcenter zur Anpassung des SGB II-An-
spruchs nötig, soweit der Bewilligungszeitraum der Kindergrundsicherung nicht im gleichen 
Zeitpunkt endet. Dies ergibt einen Aufwand von rund 10 Minuten pro Fall und somit 1667 
Stunden jährlich. 

Darüber hinaus wird angenommen, dass etwa 5.000 zusätzlichen Anträge auf Unterhalts-
vorschuss gestellt werden, wenn der Leistungszugang wiedereröffnet ist, weil der betreu-
ende Elternteil nun wenigstens monatlich 600 Euro brutto verdient. Der Aufwand wird mit 
rund 30 Minuten pro Fall geschätzt und ergibt einen jährlichen Erfüllungsaufwand von rund 
2500 Stunden. 

Für die Beantragung von Unterhaltsvorschuss entsteht einmalig in Fällen, die bislang neben 
SGB II-Leistungen angesichts der vollständigen Anrechnung darauf verzichtet haben, Un-
terhaltsvorschuss zu beanspruchen, Erfüllungsaufwand von rund 42.000 Stunden. Unter-
haltsvorschuss wird hier künftig in einem Teil der bislang reinen SGB II-Leistungsfälle ne-
ben dem Kinderzusatzbetrag beantragt werden. Es betrifft geschätzt etwa 30.000 Fälle. 
Dies betrifft aufgrund des für ältere Kinder regelmäßig einschlägigen UV-Teilausschlusses 
v.a. Kinder zwischen 0 und 6 Jahren. Einmalig ist hier eine Antragstellung im Unterhalts-
vorschuss erforderlich (Aufwand 85 Minuten/Fall = 42.500 Stunden). 
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Für den Antrag auf den Kinderzusatzbetrag benötigen die Eltern, welche angestellt sind, 
Verdienstnachweise von ihrem Arbeitgeber. Bisher wurden diese auch für die Beantragung 
des Kinderzuschlags benötigt. Für die Arbeitgeber der Mitglieder einer Familiengemein-
schaft entsteht somit auch Erfüllungsaufwand. 

Nach Datenbank werden jährlich 872.800 Anträge auf Kinderzuschlag gestellt. Nur für die 
Verdienstnachweise der angestellten Familienmitglieder kann Erfüllungsaufwand auf Sei-
ten der Wirtschaft entstehen. Es wird geschätzt, dass 5 Prozent der Familienmitglieder 
selbstständig sind, somit müssen Arbeitgeber theoretisch nur für 829.160 Anträge Ver-
dienstnachweise erstellen. Es wird angenommen, dass 75 Prozent der Arbeitgeber ein sys-
temgeprüftes Entgeltabrechnungsprogramm nutzen, also in 621.870 Fällen. Für diese re-
duziert sich der Zeitaufwand um -25 Minuten durch die Einführung des § 29 BKG, da sie 
direkt über die DRV Entgeltdaten an den Familienservice liefern. Auch die bisher anfallen-
den Sachkosten von 1 Euro fallen weg. Somit reduziert sich hier der jährliche Erfüllungs-
aufwand für die Wirtschaft um -10.028.000 Euro. 

Die Einführung der Kindergrundsicherung führt nach Annahme der BA auch dazu, dass 
mehr Kinder den Kinderzusatzbetrag erhalten als zuvor den Kinderzuschlag. Die BA geht 
von 600.000 Anträgen mehr pro Jahr aus. Von diesen werden in 95 Prozent der Fälle die 
Personen angestellt tätig sein und in 75 Prozent dieser Fälle wird der Arbeitgeber die Daten 
über die DRV an den Familienservice melden. Folglich wird dieses bei 427.500 Anträgen 
Anwendung finden. Hier entsteht bei den Arbeitgebern nur noch ein geringer Zeitaufwand 
von 2 Minuten. Sachkosten entstehen bei der Nutzung eines solchen Verfahrens nicht. Für 
die Vorgabe wird der durchschnittliche Lohnsatz über alle Wirtschaftszweige und Qualifika-
tionsniveaus von 36,30 Euro angesetzt. Somit entsteht für die Arbeitgeber ein neuer jährli-
cher Erfüllungsaufwand von 517.000 Euro. 

Zukünftig wird es auch Arbeitgeber geben, die direkt mit dem Familienservice Daten aus-
tauschen. Von den 95 Prozent Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (570.000) werden 
schätzungsweise 12,5 Prozent der Arbeitgeber dieses Arbeitgeberbescheinigungs-Vorla-
geverfahren nutzen. Somit wird dieses Verfahren schätzungsweise in 71.250 der Anträge 
Anwendung finden. Der Zeitaufwand beträgt 13,5 Minuten. Es entstehen auch Sachkosten 
für je 1 Euro, da der Austausch papiergebunden stattfindet. Insgesamt entsteht hier der 
Wirtschaft ein jährlicher Erfüllungsaufwand von 663.000 Euro. 

Durch die Einführung der neuen Möglichkeit, Daten zwischen Arbeitgeber und dem Famili-
enservice auszutauschen, spart der Normadressat jährlich -8.857.000 Euro an Erfüllungs-
aufwand ein. 

7. Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Im Folgenden wird der Erfüllungsaufwand der Verwaltung dargestellt. Durch die Einführung 
der Kindergrundsicherung entsteht bei der BA im Jahr 2024 ein einmaliger Erfüllungsauf-
wand von rund 71 Millionen Euro. Dieser setzt sich wie folgt zusammen: 

Einmaliger Erfüllungsaufwand in 2024 Gesamtkosten in Euro 
  

Personalrekrutierung / Startaufstellung  44.419.291,75  

Grundqualifizierung des vorhandenen und neuen Per-
sonals 

4.500.000 

Änderungen in der Statistik (neues Personal, neue 
Programmierungen zur Auswertung) 

500.000 

Sonstige Sachkosten (z.B. Antragsvordrucke, Merk-
blätter) 

750.000 

Umbenennung in Familienservice 750.000 
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IT-Kosten (z.B. für die IT-technische Umsetzung des 
KGS-Checks und die IT-technische Umsetzung von 
Schnittstellen) 

19.954.181,50 

  

70.873.473,25 

Durch die Einführung der Kindergrundsicherung entsteht bei der BA ab dem Jahr 2025 ein 
laufender Erfüllungsaufwand von rund 408 Millionen Euro. Diese Schätzungen basieren 
unmittelbar aus den Vorgaben des BKG und auf Erfahrungswerten der BA. Den Erfahrungs-
werten der BA liegen auch Erkenntnisse aus Organisationsuntersuchungen zugrunde. 

Der Erfüllungsaufwand von rund 408 Millionen Euro setzt sich wie folgt zusammen: 

laufender Erfüllungsaufwand in 2025 Gesamtkosten in Euro 
  

Durchführung Kindergrundsicherungs-Check 

inkl. Datenabrufe bei schätzungsweise 600.000 Fälle 
mit je 25 Minuten Bearbeitungszeit 

15.550.160  

Antragsbearbeitung Kinderzusatzbetrag inkl. Schul-
bedarfspaket bei schätzungsweise rund 3 Millionen 
Anträge mit je 65 Minuten Bearbeitungszeit 

129.815.099 

Bestandsbearbeitung Kinderzusatzbetrag bei schät-
zungsweise rund 3 Millionen Fällen mit je 20 Minuten 
Bearbeitungszeit 

50.317.889 

Bearbeitung Teilhabebetrag bei schätzungsweise 
rund 1,14 Millionen Fällen mit je 10 Minuten Bearbei-
tungszeit 

14.315.040 

§ 22 KV/PV-Zuschüsse bei rund 434.000 Fällen mit je 
15 Minuten Bearbeitungszeit 

6.175.700 

Rechtsbehelf Kinderzusatzbetrag bei schätzungs-
weise rund 10,4% aller Fällen (Anträge und Bestand) 
mit je 10 Minuten Bearbeitungszeit 

25.570.369 

Beratung Kinderzusatzbetrag (telefonisch, persönlich 
und digital) bei rund 3,7 Millionen Anrufen mit einer 
durchschnittlichen Dauer von 4,75 Minuten 

39.312.384 

Übergeordnete administrative Kosten unter anderem 
für den Familienservice-Direktion 

44.969.063 

Anspruchsübergang/Rückgriff in rund 28% aller Fälle 
mit einer durchschnittlichen jährlichen Bearbeitungs-
zeit von 180 Minuten pro Fall 

82.575.704 

  
408.601.408 

Durch die Verwendung von Datenabrufen auch für den Kindergarantiebetrag nach dem 
BKG im Rahmen der Kindergrundsicherung entsteht für BZSt ein jährlicher Erfüllungsauf-
wand von rund 59.000 Euro. Dieser resultiert daraus, dass für maximal jährlich 1.000 Be-
zieherinnen und Bezieher des Kindergarantiebetrages nach dem BKG keine Steuer-ID au-
tomatisch vergeben wird und diese manuell anzulegen und zu vergeben ist, was pro Fall 
75 Minuten dauert. 

Im UhVorschG kommt es durch die Erweiterung des Teilausschluss zu etwa 118.000 Fällen 
weniger im Leistungsbezug. Dies führt zu 472.000 Stunden weniger Aufwand in den Unter-
haltsvorschuss-Stellen. Dies ergibt sich aus einem jährlichen Aufwand von rund 4 Stunden 
pro Fall. Gleichzeitig entsteht in den Unterhaltsvorschuss-Stellen durch die Erweiterung des 
Teilausschlusses in rund 171.000 Fällen bei leistungsberechtigten Kindern zwischen dem 
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7. und 11. Lebensjahr durch die jährliche Überprüfung ein geschätzter Mehraufwand von 
rund 1 Minute pro Fall und somit 2.850 Stunden jährlich. 

In rund 17.000 Fällen bei leistungsberechtigten Kindern zwischen dem 7. und 11. Lebens-
jahr, die Kinderzusatzbetrag der Kindergrundsicherung erhalten, ist zu prüfen, ob (weiter-
hin) monatlich 600 Euro brutto Einkommen des alleinerziehenden Elternteils vorliegt. Die 
Prüfung dauert schätzungsweise 2 Minuten je Fall und ergibt einen Mehraufwand für die 
Verwaltung von rund 567 Stunden jährlich. In den Fällen, in denen der Bescheid für den 
Bezug der Kindergrundsicherung nicht allein aufgrund der allgemeinen Überprüfungsauf-
forderung vorgelegt wird, muss dieser nachgefordert werden. Dies betrifft schätzungsweise 
1/4 der 17.000 Fälle. Dies führt zu einem Aufwand für die Verwaltung von rund 5 Minuten 
pro Fall und somit 354 Stunden jährlich. 

In etwa 10.000 Fällen mehr als bislang wird jährlich der UV-Bezug beendet werden, weil 
die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1a UhVorschG nicht vorliegen. Hier ist die Erstellung 
von Aufhebungsbescheiden nötig, wodurch der Unterhaltsvorschuss-Stelle ein jährlicher 
Aufwand von rund 10 Minuten pro Fall und somit 1.667 Stunden entsteht. Die Teilanrech-
nung von Unterhaltseinkommen auf den Kinderzusatzbetrag erhöht im Unterhaltsvorschuss 
den Fallbestand. Es entsteht Aufwand für die Leistungsgewährung und die Rückgriffsbear-
beitung. Es ist mit etwa 30.000 Fällen zusätzlich zu rechnen. Dies führt zu 120.000 Stunden 
mehr Aufwand, da je Fall ca. 4 Stunden Arbeitszeit jährlich anfallen. Für Verwaltung im 
Unterhaltsvorschuss ergibt sich somit ein Mehraufwand von rund 125.438 Stunden jährlich. 

Im Saldo ergibt sich daher beim Erfüllungsaufwand für die Verwaltung im UhVorschG eine 
jährliche Aufwandersparnis in Höhe von 346.562 Stunden (ca. 206 Vollzeitkräfte). Dies ent-
spricht jährlichen Minderausgaben in Höhe von rund 20 Millionen Euro. 

Die Kindergrundsicherung ist so ausgestaltet, dass hinsichtlich der Anzahl der Wohngeld-
fälle der Status quo gewahrt werden soll. Es wird daher davon ausgegangen, dass ein ge-
ringfügiger einmaliger Erfüllungsaufwand insbesondere durch Umgestaltung der Wohn-
geldanträge beim Wohngeld entsteht. 

8. Weitere Kosten 

Für die Wirtschaft, insbesondere für kleinere und mittlere Unternehmen, entstehen keine 
weiteren Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, insbe-
sondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

9. Weitere Gesetzesfolgen 

a) Demografische Auswirkungen 

Der Gesetzentwurf greift wichtige Zielsetzungen der Demografiestrategie der Bun-
desregierung auf. Er dient der Stärkung des sozialen und gesellschaftlichen Zusam-
menhalts. 

b) Jugend-Check 

Die Auswirkungen des Gesetzesvorhabens auf die Belange junger Menschen wur-
den vom Kompetenzzentrum Jugend-Check, das im Rahmen der Jugendstrategie 
durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 
gefördert wird, geprüft. 

Nach dem Ergebnis des Jugend-Checks kann das Gesetzesvorhaben dazu beitra-
gen, anspruchsberechtigte junge Menschen durch die Zusammenführung verschie-
dener Leistung besser zu erreichen. Insbesondere sind die vorgesehenen 
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VII. Befristung; Evaluierung 

Eine Befristung der gesetzlichen Regelungen kommt nicht in Betracht. 

Die Einführung der Kindergrundsicherung soll begleitend evaluiert werden. Das BMFSFJ 
wird unmittelbar nach Verabschiedung des Gesetzes festlegen, wie die gesetzlichen Neu-
regelungen unter Berücksichtigung wissenschaftlicher Standards und der Konzeption der 
Bundesregierung evaluiert werden sollen. Datengrundlage sollen neben Datenerhebungen 
auch bevölkerungsrepräsentative Befragungen wie das Sozio-ökonomische Panel, der Mik-
rozensus oder die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe sein. Gegenstand der Evaluie-
rung soll insbesondere sein, ob die Ziele der Reform erreicht werden und die Kindergrund-
sicherung tatsächlich leichter in Anspruch genommen werden kann, mehr Familien erreicht, 
die finanzielle Sicherheit und Erwerbssituation von Familien verbessert, die Kinderarmut 
reduziert und die Teilhabechancen der Kinder und Jugendlichen stärkt. Über die Auswir-
kungen der Kindergrundsicherung wird die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag 
bis zum 30.06.2030 einen Bericht vorlegen. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Gesetz zur Einführung einer Bundeskindergrundsicherung) 

Zu Abschnitt 1 (Allgemeine Bestimmungen) 

Zu § 1 (Kindergrundsicherung) 

Zu Absatz 1 

§ 1 Absatz 1 erläutert die Zusammensetzung der Kindergrundsicherung. Die Kindergrund-
sicherung bündelt die Leistungen Kindergarantiebetrag nach dem X. Abschnitt des EStG 
oder nach diesem Gesetz, Kinderzusatzbetrag und Leistungen für Bildung und Teilhabe. 
Dem Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz vergleichbare Leistungen im Sinne von § 
6 ersetzen dabei im Einzelfall den Kindergarantiebetrag. Die in § 1 Absatz 1 Satz 1 konkret 
genannten Leistungen für Bildung und Teilhabe, namentlich der pauschale Teilhabebetrag 
von 15 Euro monatlich nach § 21 Absatz 1 Satz 1 und das halbjährlich zustehende Schul-
bedarfspaket nach § 21 Absatz 2, sind ebenfalls integraler Bestandteil der Kindergrundsi-
cherung und sie werden bei Beibringung entsprechender Nachweise gemeinsam mit dem 
Kinderzusatzbetrag vom Familienservice ausgezahlt. Daneben stehen dem Kind die weite-
ren Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 21 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 bis 6 zu. 
Die Auszahlung hierfür übernehmen die Länder. Damit deckt die Summe der in § 1 Absatz 
genannten Leistungen typischerweise das Existenzminimum von Kindern. Das Bürgergeld 
oder Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII besteht als Auffangsystem für andere 
kindliche Sonder- und Mehrbedarfe sowie zur ergänzenden Bedarfsdeckung z. B. bei Ein-
kommensreduzierungen im laufenden Bewilligungszeitraums fort. 

Zu Absatz 2 

§ 1 Absatz 2 stellt klar, dass die Vorschriften des BKG nicht auf den Kindergarantiebetrag 
nach dem X. Abschnitt des EStG (also das bisherige steuerliche Kindergeld) Anwendung 
finden, obwohl dieser eine Leistungskomponente der Kindergrundsicherung ist. Die Durch-
führung des steuerlichen Familienleistungsausgleichs bleibt weiterhin Aufgabe des Bun-
deszentralamts für Steuern nach § 5 Absatz 1 Nummer 11 des Finanzverwaltungsgesetzes. 
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Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

Zu Absatz 1 

In § 2 Absatz 1 wird der neue Begriff der Familiengemeinschaft normiert. Teil einer Famili-
engemeinschaft sind alle Personen, die gemeinsam eine Bedarfsgemeinschaft nach § 7 
Absatz 3 SGB II bilden. Ebenso sind alle Personen Teil einer Familiengemeinschaft, die 
eine Einstandsgemeinschaft nach § 27 Absatz 2 Satz 2 und 3 SGB XII bilden. Dies sind in 
erster Linie Eltern oder Elternteile, die mit einem oder mehreren minderjährigen Kinder in 
einer gemeinsamen Unterkunft leben. 

Eine Familiengemeinschaft besteht damit nur, wenn mindestens zwei Personen eine Be-
darfs- oder Einstandsgemeinschaft bilden. Ein Kind, welches beispielsweise alleine eine 
eigene Bedarfsgemeinschaft nach § 7 Absatz 3 SGB II bildet, kann hingegen kein Mitglied 
einer Familiengemeinschaft sein. Eine eigene Bedarfsgemeinschaft nach dem SGB II bil-
den Kinder, die allein oder nur mit ihrem Geschwisterkind, mit den Großeltern oder mit ei-
nem Stiefelternteil ohne die leiblichen Eltern zusammenleben. In diesen Fällen wird keine 
Bedarfsgemeinschaft und damit eine Familiengemeinschaft mit den anderen Personen ge-
bildet. Leistungsberechtigte minderjährige Kinder, die ohne Eltern oder einen Elternteil im 
Haushalt ihrer Großeltern oder anderen nahestehenden Verwandten leben, bilden zwar 
eine Haushaltsgemeinschaft nach § 39 SGB XII, sind aber keine Einstandsgemeinschaft 
nach dem § 27 Absatz 2 Satz 2 und 3 SGB XII und bilden damit keine Familiengemein-
schaft. 

Zu Absatz 2 

Gemäß § 2 Absatz 2 Satz 1 wird das Einkommen für die Berechnung des Kinderzusatzbe-
trages nach den §§ 11 bis 11b SGB II ermittelt, so wie auch bislang beim Kinderzuschlag 
nach § 6a Absatz 3 Satz 1 und Absatz 5 Satz 1 BKGG. Somit findet unter anderem das 
sog. Zuflussprinzip nach § 11 Absatz 2 SGB II weiterhin Anwendung, nach welchem Ein-
nahmen für den Monat zu berücksichtigen sind, in dem sie zufließen. Außerdem ist bei der 
Ermittlung des Einkommens für die Berechnung des Kinderzusatzbetrages nach den §§ 12 
ff die aufgrund von § 13 Absatz 1 SGB II erlassene Bürgergeld-Verordnung anzuwenden, 
wie auch bisher beim Kinderzuschlag. 

Der Bemessungszeitraum für das Einkommen (sechs Monate vor Beginn des Bewilligungs-
zeitraums) wird in § 16 Absatz 2 geregelt. 

In § 2 Absatz 2 Satz 2 werden die abweichend von §§ 11 ff. SGB II nicht als Einkommen 
zu berücksichtigenden Leistungen gesammelt aufgezählt. Diese sind: Wohngeld nach dem 
Wohnungsgeldgesetz (WoGG), der Kindergarantiebetrag nach dem EStG, der Kinderga-
rantiebetrag nach diesem Gesetz oder vergleichbare Leistungen im Sinne von § 6, der Kin-
derzusatzbetrag sowie Leistungen für Bildung und Teilhabe. Beim Kinderzuschlag wurden 
diese Leistungen gemäß § 6a Absatz 3 Satz 2 und Absatz 5 Satz 1 und § 6b Absatz 2 Satz 
4 BKGG ebenfalls nicht als Einkommen berücksichtigt. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung in § 2 Absatz 3 entspricht grundsätzlich den bisher beim Kinderzuschlag gel-
tenden Regelungen zur Berücksichtigung von Vermögen nach § 6a Absatz 3 Satz 1 und 5 
sowie Absatz 5 Satz 1 BKGG. Was zum Vermögen gehört, wird beim Kinderzusatzbetrag 
weiterhin nach § 12 SGB II bestimmt. Bei der Ermittlung des Vermögens für die Berechnung 
des Kinderzusatzbetrages nach den §§ 12 ff, ist die aufgrund § 13 Absatz 1 SGB II erlas-
sene Bürgergeld-Verordnung anzuwenden, wie auch bisher beim Kinderzuschlag. 

Es wird allerdings wie beim Kinderzuschlag immer nur erhebliches Vermögen berücksich-
tigt. Die Regelungen zur einjährigen Karenzzeit für die Berücksichtigung von erheblichen 
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§ 8 Satz 2 stellt sicher, dass auch in Fällen volljähriger Kinder mit Behinderung nach § Ab-
satz 2 Nummer 3 dieses Gesetzes, die betroffenen Eltern nach wie vor den Kindergaran-
tiebetrag erhalten. Eine Auszahlung des Kindergarantiebetrages an das volljährige Kind 
nach der vereinfachten Regelung des § 8 Satz 1 in Verbindung mit § 74 Absatz 3 Satz 1 
EStG findet für behinderte Kinder nach § 5 Absatz 2 Nummer 3 keine Anwendung. Dies 
entspricht der Regelung in § 74 Absatz 3 Satz 2 EStG. 

Zu Unterabschnitt 2 (Kinderzusatzbetrag) 

Zu § 9 (Anspruchsberechtigte) 

Zu Absatz 1 

§ 9 Absatz 1 regelt den Anspruch auf den Kinderzusatzbetrag eines Kindes. Nach der bis-
lang geltenden Regelung des § 6a Absatz 1 BKGG zum Kinderzuschlag stand nicht dem 
Kind, sondern der Person, die für dieses Kind Kindergeld bezieht, ein Anspruch auf Kinder-
zuschlag zu. Mit der Regelung zur eigenen Anspruchsinhaberschaft erhalten Kinder einen 
eigenen, einklagbaren gesetzlichen Anspruch auf den Kinderzusatzbetrag. 

Darüber hinaus entspricht die Anspruchsinhaberschaft des Kindes auf den Kinderzusatz-
betrag der aktuellen Rechtslage in zahlreichen anderen Sozialleistungssystemen. Der An-
spruch auf Leistungen, wie Unterhaltsvorschuss, Wohngeld, Leistungen nach dem BAföG 
sowie Bürgergeld, steht dem Kind selbst zu. 

Zu Nummer 1 bis 4 

§ 9 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 regeln die Voraussetzungen eines Anspruchs auf den Kinder-
zusatzbetrag: den Kinderzusatzbetrag erhält ein Kind, das das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat (Nummer 1), unverheiratet ist (Nummer 2), mit mindestens einem Elternteil in 
einer Familiengemeinschaft lebt, in der für dieses Kind der Kindergarantiebetrag nach dem 
X. Abschnitt des EStG oder nach diesem Gesetz oder eine vergleichbare Leistung im Sinne 
von § 6 bezogen wird (Nummer 3) und seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland hat (Nummer 4). 

Diese Anspruchsvoraussetzungen entsprechen weitgehend dem bisherigen Regelungsge-
halt des § 6a Absatz 1 Nummer 1 BKGG. § 9 Absatz 1 Nummer 4 sieht allerdings eine 
bisher beim Kinderzuschlag nicht enthaltene Wohnsitzklausel vor, da der Kinderzusatzbe-
trag nur Kindern, die im Inland leben, gewährt werden soll. § 9 Absatz 1 Nummer 3 geht 
ebenfalls über die bisherige Rechtslage hinaus und erweitert den Kreis der Anspruchsbe-
rechtigten auf den Kinderzusatzbetrag im Vergleich zum Kinderzuschlag. Er verlangt, dass 
das Kind mit mindestens einem Elternteil in einer Familiengemeinschaft lebt. Nach § 2 Ab-
satz 1 gehören zu einer Familiengemeinschaft alle Personen, die gemeinsam eine Bedarfs-
gemeinschaft nach § 7 Absatz 3 SGB II eine Einstandsgemeinschaft nach § 27 Absatz 2 
Satz 2 und 3 SGB XII bilden. Für den Anspruch auf Kinderzuschlag war bislang zwingend 
erforderlich, dass die Familien eine Bedarfsgemeinschaft nach dem SGB II bilden. Dies 
folgte aus der bisherigen Regelung des § 6a Absatz 1 Nummer 3 BKGG. Beim Kinderzu-
satzbetrag wird demgegenüber der Kreis der Anspruchsberechtigten erweitert, da es künf-
tig ausreichend ist, dass (mindestens) ein Elternteil und das Kind eine Einstandsgemein-
schaft nach dem SGB XII bilden. Künftig können somit auch Kinder den Kinderzusatzbetrag 
beziehen, die bislang Leistungen nach dem SGB XII bezogen haben. 

Nach § 9 Absatz 1 Nummer 3 muss das Kind gerade mit mindestens einem Elternteil in 
einer Familiengemeinschaft leben. Der Begriff Elternteil erfasst, wie bislang die Regelung 
des § 6a Absatz 1 BKGG zum Kinderzuschlag, alle Personen, die für ihre im Haushalt le-
benden Kinder den Kindergarantiebetrag nach dem X. Abschnitt des EStG oder nach die-
sem Gesetz oder eine vergleichbare Leistung im Sinne von § 6 beziehen können. 
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Eltern. Sonderbedarfe nach § 24 Absatz 3 SGB II werden nicht berücksichtigt, wie auch 
heute beim Kinderzuschlag. 

Als Bedarfe für Unterkunft und Heizung sind immer die tatsächlichen Aufwendungen zu-
grunde zu legen. Der Bemessungszeitraum, anhand dessen die Bedarfe für Unterkunft und 
Heizung zu ermitteln sind, bestimmt sich nach § 16 Absatz 3 und 4. 

Bei der Ermittlung der Bedarfe für Unterkunft und Heizung der Eltern ist der Gesamtbedarf 
für Unterkunft und Heizung nach § 22 Absatz 1a SGB II für jedes einzelne Kind der Famili-
engemeinschaft um die pauschalierten monatlichen Bedarfe des Kindes für Unterkunft und 
Heizung nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 zu mindern. 

Ergibt die Berechnung nach § 22 Absatz 1a SGB II einen Wert von Null Euro, so sind für 
die Eltern keine Bedarfe für Unterkunft und Heizung zu berücksichtigen. 

Zu § 14 (Minderung des Kinderzusatzbetrages wegen Einkommens oder Vermögens 
der Eltern) 

Zu Absatz 1 

§ 14 Absatz 1 Satz 1 und 2 übernimmt mit redaktionellen Änderungen den Regelungsgehalt 
des bisherigen § 6a Absatz 6 Satz 1 BKGG zum Kinderzuschlag und beschreibt die Redu-
zierung des Kinderzusatzbetrages durch die Anrechnung des Einkommens oder Vermö-
gens der Eltern. 

Wenn mehrere Kinder Anspruch auf einen Kinderzusatzbetrag haben, so reduziert sich 
nach Satz 3 der jeweilige Kinderzusatzbetrag jedes einzelnen Kindes anteilig. Bei vier Kin-
dern wird das anzurechnende Elterneinkommen beispielsweise durch vier geteilt und dann 
der jeweilige Anteil auf den Kinderzusatzbetrag des jeweiligen Kindes angerechnet. Dabei 
werden auch Kinder und die für sie berechneten Kinderzusatzbeträge berücksichtigt, die in 
Ermangelung eines Antrages nicht ausgezahlt werden. 

Die Regelung findet nur Anwendung bei Kindern, die zur gleichen Familiengemeinschaft 
gehören. 

Zu Absatz 2 

§ 14 Absatz 2 übernimmt den Regelungsgehalt des bisherigen § 6a Absatz 6 Satz 3 
bis 5 BKGG. Einkommen und Vermögen der Eltern werden, wie auch beim Kinderzuschlag, 
grundsätzlich zu 100 Prozent angerechnet, nur Erwerbseinkommen wird zu 45 Prozent an-
gerechnet. 

Zu Absatz 3 

§ 14 Absatz 3 entspricht der bisher geltenden Regelung des § 6a Absatz 6 Satz 2 BKGG 
zum Kinderzuschlag mit rein sprachlichen Anpassungen ohne Änderungen am Regelungs-
gehalt. 

Zu § 15 (Bewilligungszeitraum) 

§ 15 entspricht der bisher geltenden Regelung des § 6a Absatz 7 BKGG zum Kinderzu-
schlag. 

Die Bewilligung des Kinderzusatzbetrages erfolgt grundsätzlich endgültig für sechs Monate. 
Änderungen in den maßgeblichen tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnissen während 
eines laufenden Bewilligungszeitraums führen nicht zu Anpassungen, es sei denn, eine 
Anspruchsvoraussetzung nach § 9 Absatz 1 entfällt, es handelt sich um eine Änderung der 
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Zusammensetzung der Familiengemeinschaft (beispielsweise durch die Geburt eines Kin-
des) oder um eine Änderung des Höchstbetrages des Kinderzusatzbetrages (beispiels-
weise aufgrund des Übergangs von einer Regelbedarfsstufe in die nächste wegen Alters). 
Bei der Regelung, dass auch das Entfallen einer Anspruchsvoraussetzung nach § 9 Absatz 
1 zu einer Anpassung führen kann, handelt es sich nur um eine Klarstellung. Sollte es auf-
grund von Änderungen im Bewilligungszeitraum zu einer Unterdeckung kindlicher Bedarfe 
kommen, können die ungedeckten kindlichen Bedarfe ergänzend über das Bürgergeld nach 
dem SGB II oder über Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 3. Kapitel des 
SGB XII gedeckt werden. 

Wird ein Antrag auf Kinderzusatzbetrag abgelehnt, führt dies nicht zu einem Ausschluss 
der Leistung für sechs Monate, da eine Ablehnung kein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung 
nach § 48 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) ist. Es kann bereits im nächsten 
Monat ein neuer Antrag gestellt werden, für dessen Bearbeitung dann die Verhältnisse vor 
oder im Monat der erneuten Antragstellung maßgeblich sind. 

Zu § 16 (Bemessungszeitraum) 

§ 16 übernimmt mit redaktionellen Änderungen den Regelungsgehalt des bisherigen § 6a 
Absatz 8 BKGG zum Kinderzuschlag. 

Zu Absatz 1 

In § 16 Absatz 1 wird der Begriff Bemessungszeitraum legal definiert. 

Zu Absatz 2 bis Absatz 4 

In § 16 Absatz 2 bis 4 wird der Bemessungszeitraum für Einkommen (sechs Monate vor 
Beginn des Bewilligungszeitraums), für Wohnkosten von Mieterinnen und Mietern (erster 
Monat des Bewilligungszeitraums) und für Wohnkosten von Eigentümerinnen und Eigentü-
mern bzw. Personen, die dingliche Nutzungsrechte am selbst genutzten Wohnraum haben 
(zwölf Monate des Kalenderjahres vor Beginn des Bewilligungszeitraums) festgelegt. Die 
Festlegung von zwölf Monaten bei selbstgenutztem Wohneigentum trägt dem Umstand 
Rechnung, dass die Aufwendungen regelmäßig nicht monatlich, sondern einmalig zu un-
terschiedlichen Zeitpunkten im Laufe eines Jahres anfallen (zum Beispiel Heizmittelbevor-
ratung, Versicherungen, Grundsteuer). 

Zu Absatz 5 

Nach § 16 Absatz 5 ist für die Ermittlung der übrigen für die Bewilligung des Kinderzusatz-
betrages erforderlichen Angaben der Beginn des Bewilligungszeitraums maßgeblich. Da-
runter fällt beispielsweise die Prüfung des Vermögens, der Zusammensetzung der Famili-
engemeinschaft oder des Bestehens von Mehrbedarfen der Eltern bei der Ermittlung ihres 
monatlichen Gesamtbedarfs. 

Zu § 17 (Abweichender Bemessungszeitraum und Bewilligungszeitraum) 

In § 17 ist ein abweichender Bemessungs- und Bewilligungszeitraum vorgesehen für Fälle, 
in denen für ein Mitglied der Familiengemeinschaft während eines laufenden Bewilligungs-
zeitraums ein weiterer Antrag gestellt wird. In diesen Fällen ist der Bemessungs- und Be-
willigungszeitraum der dem ersten bereits bewilligten Antrag eines anderen Mitgliedes der 
Familiengemeinschaft zugrunde liegt, maßgeblich. Wird beispielsweise noch ein dritter An-
trag auf einen Kinderzusatzbetrag für ein weiteres drittes Kind gestellt, so ist auch wieder 
der Bemessungs- und Bewilligungszeitraum aus der ersten Bewilligung in der Familienge-
meinschaft heranzuziehen. 





 - 113 -   

 

Zu Buchstabe a 

Nach § 20 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a muss das Kind zunächst mit mindestens einem 
Elternteil in einer Familiengemeinschaft nach § 2 Absatz 1 leben, in der für das Kind der 
Kindergarantiebetrag nach dem X. Abschnitt des EStG oder nach diesem Gesetz oder eine 
vergleichbare Leistung im Sinne von § 6 bezogen wird. Diese Anspruchsvoraussetzung ist 
genauso zu verstehen, wie für den Kinderzusatzbetrag nach § 9 Absatz 1. Der Kinderga-
rantiebetrag für das Kind oder die vergleichbare Leistung muss tatsächlich bezogen wer-
den, ein Anspruch genügt nicht. Die im Vergleich zu § 6b Absatz 1 Satz 1 BKGG veränderte 
Formulierung (bezogen wird bzw. werden anstatt Anspruch haben) dient lediglich der Klar-
stellung und führt zu keiner Änderung der Rechtslage, die in der Durchführung auch bisher 
bereits einen tatsächlichen Bezug erforderte. 

Der Kindergarantiebetrag nach dem X. Abschnitt des EStG oder nach diesem Gesetz oder 
die vergleichbare Leistung muss gerade in der Familiengemeinschaft bezogen werden. Da-
bei ist unerheblich, ob ein Elternteil den Kindergarantiebetrag bezieht oder ob dem Kind 
infolge der Geltendmachung seines eigenen Auszahlungsanspruchs nach § 8 oder nach 
§ 74 EStG der Kindergarantiebetrag ausgezahlt wird. 

Zu Buchstabe b 

Nach § 20 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b muss zudem, wie nach der bisherigen Regelung 
des § 6b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BKGG auch, für mindestens ein Kind in der Familien-
gemeinschaft der Kinderzusatzbetrag bezogen werden. Ist diese Voraussetzung erfüllt, ha-
ben auch alle anderen Kinder in der Familiengemeinschaft Anspruch auf Leistungen für 
Bildung und Teilhabe. 

Zu Satz 1 Nummer 2 

§ 20 Satz 1 Nummer 2 regelt Voraussetzungen für die Inanspruchnahme auf Leistungen 
für Bildung und Teilhabe aufgrund des Bezuges von Wohngeld und folgt damit dem bishe-
rigen § 6b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BKGG nach. 

Nach § 20 Satz 1 Nummer 2 muss das Kind wie im bisherigen § 6b Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 BKGG zu berücksichtigendes Haushaltsmitglied nach § 5 WoGG sein. Für das Kind muss, 
wie bisher auch, der Kindergarantiebetrag nach dem X. Abschnitt des EStG oder nach die-
sem Gesetz oder eine vergleichbare Leistung im Sinne von § 6 bezogen werden, und zwar 
gemäß Nummer 2 Buchstabe b in demselben Haushalt, in dem Wohngeld bezogen wird. 
Als Haushalt ist der Haushalt zu betrachten, der gemäß § 5 WoGG für die Zuordnung zu 
berücksichtigender Haushaltsmitglieder maßgeblich ist. Ferner darf nach Nummer 2 Buch-
stabe a kein Kind in der Familiengemeinschaft den Kinderzusatzbetrag beziehen. 

Das bedeutet: Bezieht mindestens ein Kind den Kinderzusatzbetrag und ist gleichzeitig ein 
zu berücksichtigendes Haushaltsmitglied im Wohngeld, sind auch alle weiteren Kinder der 
Familiengemeinschaft über den Kinderzusatzbetrag berechtigt Leistungen für Bildung und 
Teilhabe zu beziehen. Die zuständige Behörde richtet sich nach § 23 Absatz 1 und Absatz 4 
Nummer 1. 

Bezieht keines der Kinder, die zu berücksichtigende Haushaltsmitglieder sind, den Kinder-
zusatzbetrag, sind alle Kinder der Familiengemeinschaft über die Wohngeldbewilligung be-
rechtigt Leistungen für Bildung und Teilhabe zu beziehen. Die zuständige Behörde richtet 
sich nach § 23 Absatz 4 Nummer 2. So werden durch klare Zugangswege und Zuständig-
keiten für die Bildungs- und Teilhabeleistungen Doppelzahlungen vermieden. 

Wie in der bisherigen Regelung kommt es darauf an, dass der Kindergarantiebetrag für das 
Kind oder die vergleichbare Leistung tatsächlich bezogen wird; ein Anspruch genügt nicht. 
Dabei ist unerheblich, ob ein Elternteil den Kindergarantiebetrag bezieht oder ob das Kind 
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Zu § 22 (Zuschüsse zu Beiträgen zur Krankenversicherung und Pflegeversicherung) 

Zu Absatz 1 

§ 22 Absatz 1 Satz 1 regelt, dass für ein Kind, welches den Kinderzusatzbetrag erhält und 
das gegen das Risiko Krankheit bei einem privaten Krankenversicherungsunternehmen im 
Rahmen von Versicherungsverträgen, die der Versicherungspflicht nach § 193 Absatz 3 
des Versicherungsvertragsgesetzes genügen, versichert ist, für die Dauer des Bezuges des 
Kinderzusatzbetrages ein Zuschuss zum Versicherungsbeitrag zu leisten ist. 

Dies gilt nach § 22 Absatz 1 Satz 2 ebenso für Kinder, die in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung versicherungspflichtig oder freiwillig versichert sind. Damit wird eine Verschlech-
terung der Rechtslage für derzeit Bürgergeld beziehende Kinder verhindert. Denn nach § 
26 Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 SGB II haben Kinder, die sich im Bürgergeldbezug befinden 
und die privat oder pflicht- oder freiwillig gesetzlich krankenversichert sind, für die Dauer 
des Bürgergeldbezuges einen Anspruch auf einen Zuschuss zu den Krankenversiche-
rungsbeiträgen. Wechseln Kinder mit Einführung der Kindergrundsicherung vom Leistungs-
system SGB II in das der Kindergrundsicherung soll der Zuschuss zum Beitrag in der Zeit 
des Bezuges des Kinderzusatzbetrages weiterhin sichergestellt sein. 

Zu Absatz 2 

Für ein Kind, welches den Kinderzusatzbetrag bezieht und gegen das Risiko Pflegebedürf-
tigkeit in Erfüllung seiner Versicherungspflicht bei einem privaten Versicherungsunterneh-
men versichert ist, ist nach § 22 Absatz 2 Satz 1 für die Dauer des Bezuges des Kinderzu-
satzbetrages ein Zuschuss zum Versicherungsbeitrag zu leisten. Mit dieser Regelung soll 
ebenfalls keine Verschlechterung der Rechtslage für derzeit Bürgergeld beziehende Kinder, 
die privat pflegeversichert sind, eintreten. § 26 Absatz 3 Satz 1 SGB II gewährt bislang sich 
im Bürgergeldbezug befindenden, privat pflegeversicherten Kindern einen Anspruch auf ei-
nen Zuschuss zu den privaten Pflegeversicherungsbeiträgen. 

§ 22 Absatz 2 Satz 2 regelt, dass für ein Kind mit Anspruch auf den Kinderzusatzbetrag, 
das in der sozialen Pflegeversicherung pflichtversichert ist, ebenfalls ein Zuschuss zum 
Pflegeversicherungsbeitrag zu leisten ist. Dies umfasst neben den anderweitig Pflichtversi-
cherten unter anderem auch die in der gesetzlichen Krankenversicherung freiwillig Versi-
cherten, da diese nach § 20 Absatz 3 SGB XI in der sozialen Pflegeversicherung pflichtver-
sichert sind. Damit wird eine Verschlechterung der Rechtslage für derzeit Bürgergeld be-
ziehende Kinder verhindert. 

Der Zuschuss zu den Beiträgen der Krankenversicherung und der Pflegeversicherung wird 
in der Zeit des Bezuges des Kinderzusatzbetrages gewährt. Ein Anspruch auf den Kinder-
zusatzbetrag kann durch diese Beträge allein nicht ausgelöst werden. 

Zu Absatz 3 

§ 22 Absatz 3 Satz 1 schreibt dem Familienservice für die Fälle des § 22 Absatz 1 Satz 1 
und Absatz 2 Satz 1 eine Direktzahlung des Beitragszuschusses an das private Versiche-
rungsunternehmen vor. Diese Regelung entspricht der bereits bestehenden Regelung des 
§ 26 Absatz 5 Satz 1 SGB II für den Fall des Bürgergeldbezuges. Damit soll sichergestellt 
werden, dass die Zuschüsse zur privaten Kranken- und Pflegeversicherung auf die Bei-
tragsschuld für die anspruchsberechtigten Kinder gezahlt werden. 

§ 22 Absatz 3 Satz 2 sieht eine entsprechende Regelung für die an die Krankenkasse oder 
Pflegekasse zu zahlenden Zuschüsse vor. Diese Regelung lehnt sich an die bereits beste-
hende Regelung in § 26 Absatz 5 Satz 2 SGB II an. 
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Zu Absatz 4 

§ 23 Absatz 4 entspricht dem Grunde nach der Regelung des bisherigen § 7 Absatz 3 
BKGG. Neu im Vergleich zum bisher geltenden Recht ist, dass die Länder nur noch die 
Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 21 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 bis 6 als 
eigene Angelegenheit ausführen. Das betrifft namentlich die zusätzlichen Leistungen im 
Zusammenhang mit dem Teilhabebetrag sowie Leistungen für eintägige und mehrtägige 
Ausflüge oder Fahrten, Schülerbeförderung, Lernförderung und Mittagsverpflegung. 

Die Bildungs- und Teilhabeleistungen nach § 21 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 führt der 
Bund als bundeseigene Leistungen gemäß Absatz 1 aus, es sei denn die Anspruchsbe-
rechtigung knüpft ausschließlich an den Bezug von Wohngeld gemäß § 20 Satz 1 Nummer 
2. In diesem Fall führen die Länder auch die Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 
21 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 als eigene Angelegenheit aus. Das betrifft namentlich die 
Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf und den pauschalierten Teilhabebetrag. 

Es ergeben sich folgende Zuständigkeiten für die Bildungs- und Teilhabeleistungen: 

Besteht die Anspruchsberechtigung für Bildung- und Teilhabeleistungen gemäß § 20 Num-
mer 2 allein auf Grundlage des Bezuges von Wohngeld, sind die Länder zuständig. Dies 
betrifft alle in § 21 genannten Leistungen. 

Besteht die Anspruchsberechtigung für Bildung- und Teilhabeleistungen gemäß § 20 Num-
mer 1 auf Grundlage des Bezuges des Kinderzusatzbetrages, sind gemäß Absatz 4 die 
Länder zuständig, soweit es sich nicht um den sog. Teilhabebetrag nach § 21 Absatz 1 Satz 
1 oder das Schulbedarfspaket nach § 21 Absatz 2 handelt. Für den Teilhabebetrag und das 
Schulbedarfspaket ist nach § 23 Absatz 1 der Familienservice der BA zuständig. Er kann 
nach den Regeln des Absatzes 5 nur für den Teilhabebetrag mit zuständigen Gemeinden 
oder Gemeindeverbänden vereinbaren, dass der Teilhabebetrag von diesen ausgeführt 
wird. 

Zu Absatz 5 

§ 23 Absatz 5 ermöglicht dem Familienservice, soweit er nach § 23 Absatz 1 in Verbindung 
mit Absatz 4 Nummer 1 für die Ausführung des Teilhabebetrages nach § 21 Absatz 1 Satz 1 
zuständig ist, im Wege öffentlich-rechtlicher Verträge mit Gemeinden oder Gemeindever-
bänden zu vereinbaren, dass diese diesen Teilhabebetrag für den Familienservice admi-
nistrieren und auszahlen, soweit das jeweilige Landesrecht dies zulässt. 

Zu § 24 (Hinwirkungsgebot) 

§ 24 übernimmt das bisher in § 4 Absatz 2 SGB II verankerte Hinwirkungsgebot, das darauf 
abzielt, dass vor Ort für Kinder und Jugendliche geeignete Angebote zur gesellschaftlichen 
Teilhabe zur Verfügung gestellt werden. 

Zu § 25 (Aufbringung der Mittel) 

Zu Absatz 1 

§ 25 Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 8 Absatz 1 BKGG. Die Kosten für die Gewährung 
der Leistungen nach diesem Gesetz übernimmt der Bund, soweit sich nicht nach Absatz 4 
etwas anderes ergibt. 

Zu Absatz 2 

§ 25 Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 8 Absatz 2 BKGG. Neu ist lediglich, dass der 
Bund auch die Kosten für jene Leistungen für Bildung und Teilhabe trägt, für deren Vollzug 
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er zuständig ist. Das betrifft die pauschalierten Bildungs- und Teilhabeleistungen nach § 21 
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 (Schulbedarfspaket und Teilhabebetrag), wenn die An-
spruchsberechtigung nach § 20 Satz 1 Nummer 1 an den Bezug des Kinderzusatzbetrages 
anknüpft. 

Zu Absatz 3 

§ 25 Absatz 3 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 8 Absatz 3 BKGG. 

Zu Absatz 4 

§ 25 Absatz 4 folgt dem Grund nach dem bisherigen § 8 Absatz 4 BKGG nach und be-
stimmt, dass die Länder, wie bisher auch, die Kosten für jene Leistungen für Bildung und 
Teilhabe tragen, für deren Vollzug sie zuständig sind. Das betrifft die nicht pauschalierten 
Leistungen wie die zusätzlichen Leistungen im Zusammenhang mit dem Teilhabebetrag, 
die Leistungen für eintägige und mehrtägige Ausflüge oder Fahrten, Schülerbeförderung, 
Lernförderung und Mittagsverpflegung sowie die pauschalierten Bildungs- und Teilhabe-
leistungen (Schulbedarfspaket und Teilhabebetrag), wenn die Anspruchsberechtigung 
nach § 20 Satz 1 Nummer 2 an den Bezug des Wohngeldes anknüpft. Die Länder tragen 
sowohl die Kosten der Leistung, als auch die Kosten für die Durchführungen der Leistun-
gen. 

Zu Absatz 5 

§ 25 Absatz 5 stellt klar, dass im Falle des Abschlusses eines öffentlich-rechtlichen Vertra-
ges nach § 23 Absatz 5 die Leistungskosten für den Teilhabebetrag nach § 21 Absatz 1 
Satz 1 vom Bund getragen und vom Familienservice an die zuständige Stelle in der Ge-
meinde oder dem Gemeindeverband erstattet werden. 

Zu Abschnitt 4 (Verfahren) 

Zu Unterabschnitt 1 (Antragstellung) 

Zu § 26 (Antragserfordernis) 

Zu Absatz 1 

Zu Satz 1 

Nach § 26 Absatz 1 Satz 1 sind der Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz und der 
Kinderzusatzbetrag schriftlich oder elektronisch über das dafür nach § 51 Absatz 1 Num-
mer 1 eingerichtete Verfahren zu beantragen. 

Das Schriftformerfordernis nach Satz 1 1. Variante kann nach § 36a des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB I) bereits nach bestehender Rechtslage durch die in § 36a aus-
drücklich genannten Arten des elektronischen Schriftformersatzes erfüllt werden. 

Nach Satz 1 2. Variante sollen darüber hinaus die Möglichkeiten einer digitalen Beantra-
gung für den Bereich der Kindergrundsicherung erweitert werden. 

Der Familienservice stellt zum Zwecke der elektronischen Beantragung einen Onlinedienst 
bereit. Der Onlinedienst ermöglicht einen nutzerfreundlichen Zugang zu den Leistungen 
dieses Gesetzes und dient auch der Übermittlung elektronischer Dokumente und Informa-
tionen. Die Identifizierung und Authentifizierung der Nutzer des Onlinedienstes erfolgt über 
ein Bürgerkonto im Sinne von § 3 Onlinezugangsgesetz (OZG). Der Nachweis der Identität 
des Nutzers erfolgt über geeignete Identifizierungsmittel gemäß § 2 Abs. 3 E-Government-
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Umfang der Nutzung der verschiedenen Datenabrufmöglichkeiten kann durch den Famili-
enservice in Grundsätzen nach § 51 Absatz 1 bestimmt werden. Dabei sind neben Daten-
schutzerwägungen auch (Kosten-)Aufwände zu berücksichtigen. 

Zu § 28 (Mitwirkungspflichten der Mitglieder einer Familiengemeinschaft) 

Mitwirkungspflichten nach § 60 Absatz 1 SGB I gelten grundsätzlich nur für die Person, die 
Sozialleistungen beantragt oder erhält. § 28 regelt, dass sie in entsprechender Weise auch 
auf Personen Anwendung finden, die keinen Kinderzusatzbetrag beantragt haben oder er-
halten und damit nicht unmittelbar vom Anwendungsbereich des § 60 Absatz 1 SGB I er-
fasst werden. Namentlich werden die Mitwirkungspflichten auf alle Mitglieder einer Famili-
engemeinschaft erstreckt, sofern für ein in der Familiengemeinschaft lebendes Kind ein 
Kinderzusatzbetrag beantragt wird und deren Angaben für die Prüfung des Anspruchs er-
forderlich sind. Denn Informationen zu Mitgliedern einer Familiengemeinschaft, wie Einkom-
mens- und Vermögensverhältnisse oder Alter von Geschwisterkindern, müssen dem Fami-
lienservice bekannt sein, damit sie Anspruch und Höhe des Kinderzusatzbetrages für ein in 
der Familiengemeinschaft lebendes Kind ermitteln kann. Da in § 2 Absatz 1 der Begriff der 
Familiengemeinschaft definiert ist, bedarf es anders als in der bisherigen Regelung des 
§ 10 Absatz 1 Satz 1 BKGG nicht der Aufzählung der einzelnen Träger der Mitwirkungs-
pflichten. Vielmehr erfasst die gesetzliche Formulierung der Mitglieder einer Familienge-
meinschaft alle bislang im BKGG ausdrücklich aufgezählten Personen. 

§ 65 Absatz 1 und 3, § 66 Absatz 1 und 3 sowie § 67 SGB I regeln die Grenzen der Mitwir-
kungspflichten, die Folgen fehlender und nachgeholter Mitwirkung. Diese Bestimmungen 
finden über § 28 für alle Mitglieder einer Familiengemeinschaft ebenfalls Anwendung. Nach 
§ 35 Absatz 2 SGB I in Verbindung mit § 67 SGB X gelten die datenschutzrechtlichen In-
formationsrechte auch für die Mitglieder der Familiengemeinschaft. Danach hat der Famili-
enservice u.a. die Verpflichtung, die jeweiligen Mitglieder der Familiengemeinschaft jeweils 
über die gesetzlich vorgesehenen Datenabrufe zu unterrichten (Artikels 14 der Verordnung 
(EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung). 
Dies stellt sicher, dass für die betreffenden Personen die vom Familienservice ohne ihr 
Zutun durchgeführten Datenabrufe für sie transparent gemacht werden und sie insbeson-
dere auch auf ihre Berichtigungsansprüche hingewiesen werden. 

Zu § 29 (Auskunftspflicht der Arbeitgeber, Abruf von Entgeltdaten über die 
Datenstelle der Deutschen Rentenversicherung) 

§ 29 regelt die Auskunftspflicht der Arbeitgeber und geht über den bisherigen Regelungs-
gehalt des § 10 Absatz 2 BKGG zum Kindergeld und Kinderzuschlag hinaus, insbesondere 
um den veränderten digitalen Arbeitswelten Rechnung zu tragen. 

Zu Absatz 1 

§ 29 Absatz 1 bestimmt den Kreis der auskunftspflichtigen Arbeitsgeber: 

Zu Satz 1 

Nach § 29 Absatz 1 Satz 1 hat der jeweilige Arbeitgeber der Mitglieder einer Familienge-
meinschaft auf Verlangen dem Familienservice Auskunft nach den Vorgaben der Absätze 
2 und 3 zu erteilen, soweit es zur Prüfung des Anspruchs auf den Kinderzusatzbetrag er-
forderlich ist. 

Zu Satz 2 
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Von der Festlegung weiterer Gültigkeitsbegrenzungen des Einverständnisses, etwa durch 
die Festlegung fester Abrufintervalle oder einer Höchstzahl von Kindergrundsicherungs-
Checks, wird abgesehen. Da sich die Einkommensverhältnisse, die die Grundlage für vo-
rangegangene Kindergrundsicherungs-Checks gewesen sind, auch kurzfristig und uner-
wartet verändern können, erscheinen solche Begrenzungen als unangemessen und schwer 
vermittelbar. Es wäre zu befürchten, dass diese Begrenzungen und das Erfordernis eines 
erneuten Einverständnisses (nebst erneuter vorheriger Information über den Kindergrund-
sicherungs-Check) lediglich als unnötige Bürokratie empfunden werden. 

Zudem würde die erforderliche Dokumentation einen nicht unerheblichen Erfüllungsauf-
wand zur Folge haben. In Grenzfällen wäre auch zu prüfen, inwieweit beispielweise tech-
nisch fehlgeschlagene Kindergrundsicherungs-Checks als Durchführung zu werten sind. 
Ein Transparenzgewinn scheint jedenfalls durch derartige Begrenzungen nicht ersichtlich. 

Insgesamt erscheint die Begrenzung der Geltungsdauer auf zwei Jahre als eine leicht er-
fassbare Begrenzung, die in Kombination mit dem Widerrufsrechts nach Satz 2 der Interes-
senlage der Beteiligten in angemessener Weise Rechnung trägt. Vor diesem Hintergrund 
soll weder die Festlegung von zulässigen Abrufintervallen noch die Festlegung einer 
Höchstzahl von Kindergrundsicherungs-Checks einer erneuten Durchführung des Kinder-
grundsicherungs-Checks innerhalb der zweijährigen Geltungsdauer entgegenstehen. 

Zu Satz 1 

Nach Satz 1 ist das Einverständnis höchstens für die Dauer von zwei Jahren wirksam. Im 
Sinne einer transparenten Datenverarbeitung ist bei länger ungenutzten Einverständnissen 
vorsorglich eine Erneuerung des Einverständnisses vorzunehmen. Wenn sich die Verarbei-
tungsvorgänge beträchtlich ändern oder weiterentwickeln, ist das ursprüngliche Einver-
ständnis inhaltlich nicht länger für derartige Verarbeitungen erteilt. Andererseits soll ein un-
angemessener bürokratischer Aufwand vermieden werden, der durch zu kurz bemessene 
Erneuerungsintervalle entstünde. 

Zu Satz 2 

Nach Satz 2 hat der Familienservice der teilnehmenden Person aus Transparenzgründen 
die geplanten Termine zur Durchführung des Kindergrundsicherungs-Checks im Vorfeld 
anzukündigen. 

Zu Satz 3 

Nach Satz 3 kann die teilnehmende Person ihr Einverständnis jederzeit gegenüber dem 
Familienservice widerrufen. Entgegenstehende Interessen, die Anlass zu einer Beschrän-
kung des Widerrufsrechts geben könnten, sind nicht ersichtlich. 

Zu Absatz 3 

Nach § 46 Absatz 3 gelten die Absätze 1 und 2 für das Einverständnis der anderen Mitglie-
der der Familiengemeinschaft entsprechend. 

In vielen Fällen ist die Einbeziehung weiterer Mitglieder einer Familiengemeinschaft not-
wendig, um einen möglichst genauen Kindergrundsicherungs-Check durchführen zu kön-
nen, wenn etwa deren Einkommen und Bedarfe für die Ermittlung eines Anspruchs auf den 
Kinderzusatzbetrag des Kindes maßgeblich sind. Für diese Fälle regelt Absatz 3, dass ins-
besondere auch hier der Abruf und die Verarbeitung ausschließlich mit dem Einverständnis 
(und der vorherigen Information) der betroffenen Personen erfolgen darf. 

Wird das Einverständnis erteilt, kann der Familienservice die Daten der Person abrufen, die 
das Einverständnis erklärt hat. Die erhobenen Daten dienen ausschließlich dem 
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Kindergrundsicherungs-Check und werden auch in diesen Fällen nach § 49 Absatz 1 für 
alle Beteiligten transparent dargelegt. Ergänzend gelten nach § 35 SGB I in Verbindung mit 
der EU-Datenschutz-Grundverordnung die datenschutzrechtlichen Betroffenenrechte. 

Um eine möglichst genaue elektronische Vorprüfung durchführen zu können, ist grundsätz-
lich für jedes Mitglied einer Familiengemeinschaft ein Einverständnis einzuholen. Gleich-
wohl kann der Familienservice den Kindergrundsicherungs-Check auch dann durchführen, 
wenn nicht von allen Mitgliedern einer Familiengemeinschaft das jeweilige Einverständnis 
in den Abruf ihrer Daten vorliegt. Dies hat dann notwendigerweise Auswirkungen auf die 
Genauigkeit des Ergebnisses und muss den zu beratenden Personen transparent dargelegt 
werden. 

Zu Absatz 4 

Nach § 46 Absatz 4 hat der Familienservice die Erklärungen des Einverständnisses sowie 
den Widerruf des Einverständnisses nach den Absätzen 1 bis 3 in angemessener Form zu 
dokumentieren. Die Regelung korrespondiert mit § 45 Absatz 3. 

Zu Absatz 5 

Nach Absatz 5 ist zusätzlich das Einverständnis der sorgeberechtigten Person oder der 
sorgeberechtigten Personen erforderlich, wenn die teilnahmefähige Person nicht sorgebe-
rechtigte Person des minderjährigen Kindes ist. Das Einverständnis ist nur wirksam, wenn 
die sorgeberechtigte Person zuvor nach § 45 informiert wurde. Die sorgeberechtigte Person 
kann ihr Einverständnis jederzeit beim Familienservice widerrufen. 

Die Regelung hat folgende Hintergrund: Beim Kinderzusatzbetrag ist das Kind der An-
spruchsinhaber. Beim Kindergrundsicherungs-Check (Vorprüfung des Anspruchs auf Zu-
satzbetrag) werden auch personenbezogene Daten des Kindes (Stammdaten, Daten zum 
Einkommen und Vermögen des Kindes, ggf. Gesundheitsdaten zum Mehrbedarf etc.) ver-
arbeitet. Ist das Kind volljährig, muss es selbst in die Verarbeitung seiner Daten einwilligen. 
Ist es nicht volljährig, muss der Sorgeberechtigte für das Kind einwilligen, denn nur er ist 
gemäß § 1629 Absatz 1 BGB vertretungsbefugt. 

Teilnahmefähige Person im Sinne des § 46 Absatz 1 Satz 1 BKG können aber auch gemäß 
der Begriffsbestimmung in § 2 Absatz 4 BKG andere Personen als der Sorgeberechtigte 
sein bzw. es sind Konstellationen denkbar (s. § 5 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 BKG), bei 
denen sich der Sorgeberechtigte außerhalb der Familiengemeinschaft befinden kann. 

Dann müsste bei diesen Konstellationen die Einwilligung des Sorgeberechtigten des min-
derjährigen Kindes eingeholt werden. Denn anders als bei § 38 Absatz 1 SGB II und dem 
diesem nachgebildeten § 27 Absatz 2 BKG handelt es sich hier nur um eine unverbindliche 
Vorprüfung, die der Einwilligung aller betroffenen Personen bedarf. 

Zu § 47 (Durchführung des Kindergrundsicherungs-Checks, Datenabrufe) 

§ 47 regelt die Durchführung des Kindergrundsicherungs-Checks und damit vor allem die 
Datenabrufe. 

Bei der Regelung von Datenabrufen in diesem Gesetz sind besondere verfassungsrechtli-
che Anforderungen zu berücksichtigen. Ziel ist es dabei, für alle an den Datenabrufen be-
teiligten Stellen für jeweils ihre Datenübermittlungen eine transparente und hinreichend be-
stimmte Rechtsgrundlage zu schaffen, die den verfassungsrechtlichen Anforderungen ge-
nügt. Mit dem so genannten Bestandsdaten-Beschluss vom 24. Januar 2012 (BVerfGE 130, 
151 ff.) entwickelte das BVerfG das so genannte Doppeltürmodell. Demnach reicht es nicht 
aus, dass die übermittelnde Stelle, eine Befugnis zur Übermittlung von Daten hat. Vielmehr 
muss mit dieser Befugnis auch auf der Seite der abrufenden Stellen eine gesetzliche 
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Grundlage zum Abruf der Daten gegenüberstehen. Reine Amtshilfeersuchen sind vor die-
sem Hintergrund beispielsweise als nicht ausreichend anzusehen. Für die Regelung der 
Datenabrufe beim Kindergrundsicherungs-Check bedeutet dies Folgendes: 

1. Zum einen muss der Familienservice eine Rechtsgrundlage zum Abruf der benötig-
ten Daten bei den entsprechenden datenübermittelnden Stellen haben. 

2. Damit korrespondierend sind die Stellen, bei denen ein Datenabruf erfolgt, konkret 
zu benennen. Die übermittelnde Stelle muss aufgrund einer eigenen Rechtsgrund-
lage zur Übermittlung berechtigt sein. 

Vor diesem Hintergrund werden in § 47 die Datenabrufe geregelt. Die Vorschrift hat dem-
entsprechend folgende Regelungsgegenstände: 

Absatz 1: Nutzungsbefugnis des Familienservices, 

Absatz 2: Übermittlungsbefugnis der datenübermittelnden Stellen und 

Absatz 3: Datensicherheitsstandards. 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 darf zur Durchführung des Kindergrundsicherungs-Checks der Familienser-
vice entsprechend der Einverständnisse der teilnehmenden Person und der anderen Mit-
glieder der Familiengemeinschaft insbesondere die in den Nummern 1 bis 4 gelisteten Da-
tenabrufe zur Erfüllung der Zielsetzung des § 43 Absatz 1 vornehmen. Die Aufzählung in 
Absatz 1 ist abschließend. Sie kann nach § 51 Absatz 3 um andere, bereits bestehende 
Datenabrufe ergänzt werden. Es könnten allenfalls weitere Datenübermittlungen mit einer 
(vollständigen) Einwilligung nach Artikel 7 DSGVO erfolgen Standarisierungen für die in § 
47 aufgezählten Datenabrufe können im Übrigen auch in den Grundsätzen nach § 51 Ab-
satz 2 festgelegt werden. 

Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 sind Abrufe der Daten nach § 139b Absatz 3 AO beim Bundeszentralamt 
für Steuern in Betracht zu ziehen. Im Unterschied zum Abruf im Rahmen des Antragsver-
fahrens dürfen im Rahmen des Kindergrundsicherungs-Checks mangels Erforderlichkeit 
die Bankverbindungsdaten nicht abgerufen werden. 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 listet die möglichen Datenabrufe von Entgeltdaten auf. Grundsätzlich dürften 
dabei nach Buchstabe a die Abrufe beim Arbeitgeber über die Datenstelle der Deutschen 
Rentenversicherung Bund nach § 29 hilfreich sein. Zudem dürften in aller Regel die Daten 
zu Einkommen aus geringfügiger Beschäftigung über das in § 108c Absatz 1 SGB IV vor-
gesehene Verfahren zur elektronischen Abfrage und Übermittlung von Entgeltbescheini-
gungen zu nutzen sein. Weitere Verfahren aus dem Katalog der Nummer 2 können nach 
Praktikabilität und Geeignetheit hinzugezogen werden. 

Zu Nummer 3 

Nummer 3 listet die möglichen Datenabrufe von Daten über den Bezug von Sozialleistun-
gen auf. In diesem Zusammenhang sind insbesondere die Abrufe nach § 30 zu nennen, die 
in einer Vielzahl der Fälle bei der Durchführung des Kindergrundsicherungs-Checks zu be-
rücksichtigen sein dürften. 
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Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 informiert der Familienservice grundsätzlich nur die teilnehmende als die 
Frage stellende Person in verständlicher Form über das Ergebnis des Kindergrundsiche-
rungs-Checks. Die Regelung gewährt der teilnehmenden Person also nach der Durchfüh-
rung des Kindergrundsicherungs-Checks einen Anspruch auf Information in dem in § 48 
beschriebenen Umfang. 

Die in den Kindergrundsicherungs-Check einbezogenen Mitglieder der Familiengemein-
schaft haben demgegenüber keinen entsprechenden Informationsanspruch. Dies rechtfer-
tigt sich vor dem Hintergrund, dass sie auch nicht die Anspruchsinhaberschaft für den Kin-
dergarantiebetrag haben und somit den Kinderzusatzbetrag auch nicht wirksam beantragen 
können. Der umfassende Informationsanspruch nach § 48 erscheint für sie daher auch aus 
Gründen der Verwaltungspraktikabilität nicht als angemessen. 

Die in den Kindergrundsicherungs-Check einbezogenen Mitglieder der Familiengemein-
schaft haben jedoch einen Auskunftsanspruch nach § 49 Absatz 1 auf die sie betreffenden 
Daten, die im Zuge des Kindergrundsicherungs-Checks durch Datenabrufe erhoben wurde. 
Ihnen wird es damit möglich, ihre datenschutzrechtlichen Betroffenenrechten auszuüben. 

Zu Absatz 2 

Nach § 48 Absatz 2 beinhaltet die Mitteilung des Ergebnisses des Kindergrundsicherungs-
Checks insbesondere folgende Gesichtspunkte: 

Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 sind im Rahmen der Ergebnismitteilung zunächst die ermittelten An-
spruchswahrscheinlichkeit und die Aussagekraft des Ergebnisses zu erläutern. Dabei wird 
möglicherweise auf den Anteil von falsch-positiven und falsch-negativen Ergebnissen ein-
zugehen sein (Sensitivität und Spezifität): 

1. Die unkommentierte Mitteilung von negativen Prüf-Ergebnissen würde die Gefahr in 
sich bergen, dass die teilnehmende Person möglicherweise aufgrund eines falsch-
negativen Prüfergebnisses ihres Kindergrundsicherungs-Checks von einer Beantra-
gung des Kinderzusatzbetrages für ihr Kind absieht, obwohl dem Kind ein Anspruch 
zustünde. 

2. Umgekehrt können bei falsch-positiven Ergebnissen Erwartungshaltungen hervor-
gerufen, die zu Frustrationen nach dem erfolglosen Durchlaufen des Antragsverfah-
rens führen. 

Eine Möglichkeit zur Standardisierung und Systematisierung der zu behandeln Themen 
können die Grundsätze des Familienservices sein. 

Zu Nummer 2 

Nach Nummer 2 beinhaltet die Ergebnismitteilung zudem den Hinweis auf die durchgeführ-
ten Datenabrufe und nicht berücksichtigten Daten (mangels Datenverfügbarkeit über Da-
tenabrufe). 

Zu Absatz 3 

Nach § 48 Absatz 3 wird die Mitteilung des Ergebnisses in geeigneter Form mit den in den 
Nummern 1 bis 3 gelisteten rechtlichen Hinweisen verbunden. Unter anderem wird hier 
nach Nummer 1 auf die Unverbindlichkeit der Prüfergebnisse hingewiesen, die eng mit ihrer 
eingeschränkten Aussagekraft zusammenhängt. 
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Zu Absatz 4 

Nach Absatz 4 werden auch die in den Kindergrundsicherungs-Check einbezogenen Mit-
glieder der Familiengemeinschaft über die Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung (§ 47) 
und die weiteren Datenschutzvorgaben (insbesondere § 43 Absatz 2, § 49) informiert. Diese 
Informationen werden den betreffenden Personen bereits mit der Abgabe der Einverständ-
niserklärung in den Kindergrundsicherungs-Check gemäß § 46 Absätze 1 und 2 bereitge-
stellt.  

Zu Absatz 5 

Nach § 48 Absatz 5 wird als Kommunikationsweg mit der teilnehmenden Person grundsätz-
lich der Weg genutzt, der von der teilnehmenden Person gewählt wurde. Dies gilt jedoch 
nur, soweit die Kommunikationswege im Hinblick auf die übermittelten Daten hinreichend 
sicher sind. 

Schriftform- und Schriftformersatzverfahren nach § 36 SGB I reichen in der Regel, ggf. auch 
andere Kommunikationswege. So kommen etwa neben der postalischen Kommunikation 
grundsätzlich auch andere Formen der elektronischen Kommunikation Betracht, soweit sie 
hinreichend sicher sind. 

Die Regelung sieht aufgrund der Berücksichtigung der vorangegangenen Kommunikation 
keine einheitlich-standarisierten Kommunikationswege vor. Vielmehr sind bei der Festle-
gung der Kommunikation neben der Frage der Datensicherheit auch die individuellen Ge-
wohnheiten der am Kindergrundsicherungs-Check teilnehmenden Person zu berücksichti-
gen. Angesichts der Sensibilität der übermittelten Sozial- und Entgeltdaten ist allerdings 
eine hinreichend sichere Datenübermittlung sicherzustellen, selbst wenn die teilnehmende 
Person in eine andere Datenübermittlung einwilligt. 

Auch in dieser Hinsicht kann der Familienservice nach § 51 Absatz 2 Grundsätze zur Ori-
entierung erstellen. 

Zu § 49 (Abschluss des Kindergrundsicherungs-Checks,  
Datenschutzrechte und Löschfristen) 

§ 49 regelt den Abschluss des Kindergrundsicherungs-Checkverfahrens, u.a. auch im Hin-
blick auf die Datenschutzrechte der Personen, die an dem Kindergrundsicherungs-Check 
teilgenommen haben und die Löschfristen für die im Rahmen des Kindergrundsicherungs-
Check erhobenen Daten. 

Zu Absatz 1 

Der in § 49 Absatz 1 geregelte Anspruch soll es den Beteiligten ermöglichen, das Ergebnis 
des Kindergrundsicherungs-Checks und die in seinem Rahmen erhobenen Daten zu si-
chern. Dies ist unter anderem für die mögliche Ausübung von datenschutzrechtlichen Be-
troffenenrechten erforderlich. 

Anspruchsberechtigt sind die am Kindergrundsicherungs-Check teilnehmende Person so-
wie die in den Kindergrundsicherungs-Check einbezogenen Mitglieder der Familiengemein-
schaft. Die Einbeziehung auch der Mitglieder der Familiengemeinschaft ist erforderlich, weil 
auch ihre Beteiligung am Kindergrundsicherungs-Check Anlass zur Ausübung von daten-
schutzrechtlichen Betroffenenrechten geben kann. 

Die Regelung entspricht den datenschutzrechtlichen Vorgaben des § 35 SGB I in Verbin-
dung mit der EU-Datenschutz-Grundverordnung, hier insbesondere den Regelungen der 
Artikel 12 ff. EU-Datenschutz-Grundverordnung. 









 - 148 -   

 

Vollstreckungsgesetzes sichergestellt. Mit dem Absatz 4 wird sichergestellt, dass für die 
Verfolgung der Ordnungswidrigkeiten die Bußgeld- und Strafsachenstellen (BuStra-Stellen) 
zuständig sind und dieselbe Zuständigkeitsregelung wie im steuerlichen Kindergeld gilt, so 
dass die BuStra-Stelle desjenigen Familienservice zuständig ist, die auch für die Bewilli-
gung der Leistung zuständig ist. Für die Bearbeitung von Ordnungswidrigkeiten nach § 52 
legt der Absatz 4 daher dieselbe Zuständigkeitsregelung wie bei der Bearbeitung der Steu-
erordnungswidrigkeiten fest. 

Zu Abschnitt 8 (Statistik, Evaluierung, Übergangs- und Schlussvorschriften) 

Zu § 53 (Statistik, Verordnungsermächtigung) 

Zu Absatz 1 

Zu Satz 1 

Nach Satz 1 erstellt die BA Statistiken über die Leistungserbringung des Kinderzusatzbe-
trages und der Leistungen für Bildung und Teilhabe, soweit diese vom Familienservice ge-
währt werden. Damit erhält die BA in Verbindung mit § 281 SGB III den Auftrag, die amtliche 
Statistik über die Leistungserbringung des Kinderzusatzbetrages (§ 9 ff.) sowie der Leistun-
gen für Bildung und Teilhabe, soweit diese von dem Familienservice als der nach § 23 Ab-
satz 1 zuständigen Stelle erbracht werden (§ 21 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2), zu erstellen. 

Zu Satz 2 

Zur Gewährung von Leistungen nach diesem Gesetz verarbeitet der Familienservice als die 
nach § 23 Absatz 1 zuständige Stelle in seinem informationstechnischen Fachverfahren 
Daten. Nach Satz 2 übermittelt der Familienservice diese bei der Durchführung dieses Ge-
setzes erhobenen und für die Zwecke nach Satz 1 erforderlichen Daten laufend unter An-
gabe eines eindeutigen Identifikationsmerkmals an die BA. Zudem übermittelt der Famili-
enservice in gleicher Weise ggf. auch Daten, die im Rahmen einer Evaluation erhoben wur-
den. 

Die Übermittlung erfolgt zu statistischen Zwecken. Die BA verarbeitet diese entsprechend 
der maßgeblichen Datenschutzvorgaben, insbesondere werden diese Daten in einem 
durch technische und organisatorische Maßnahmen von nicht statistischen Aufgaben ge-
trennten Bereich im Rahmen ihres Auftrages nach § 281 SGB III verarbeitet. 

Zu Absatz 2 

Nach Satz 1 

Nach Satz 1 veröffentlicht die BA die nach Absatz 1 erstellten Statistiken in geeigneter 
Form. Dadurch wird auch eine einheitliche und rechtskreisübergreifende statistische Be-
richterstattung zu Personen und Haushalten mit existenzsichernden Leistungen und deren 
Bedarfen sichergestellt. 

Nach Satz 2 

Nach Satz 2 stellt die BA sicher, dass auch kurzfristigem Informationsbedarf des BMFSFJ 
im Hinblick auf statistische Auswertungen nach Absatz 1 Satz 1 entsprochen werden kann. 

Nach Satz 3 

Nach Satz 3 bleibt § 4 Absatz 3 des Steuerstatistikgesetzes unberührt. Dies stellt klar, dass 
Statistiken zum Kindergarantiebetrag nach diesem Gesetz weiterhin nach § 4 Absatz 3 
Steuerstatistikgesetz erstellt werden. 
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Fällen wird weiterhin Unterhalt nur zu 45 Prozent bei der ersten Bewilligung von Kinderzu-
satzbetrag angerechnet. 

Zu Absatz 5 

Die Regelung dient wie Absatz 3 zur Entlastung des Familienservices bei der Umstellung 
auf den neuen Kinderzusatzbetrag. Sie korrespondiert mit § 86 SGB II, der mit Artikel 7 
Nummer 21 eingeführt wird. Danach wird ermöglicht, dass die Jobcenter das Bürgergeld 
bis zum Ablauf eines verkürzten Bewilligungszeitraums (längstens bis zum 31. Mai 2025) 
fortzahlen. In diesen Fällen wird der Bedarf der anspruchsberechtigten Kinder durch das 
fortgezahlte Bürgergeld gedeckt, so dass die Zahlung des Kinderzusatzbetrages nicht er-
forderlich ist. 

Zu Absatz 6 

Nach Absatz 6 finden die Vorgaben des § 31 Absatz 2 Anwendung, sobald die technischen 
Voraussetzungen vorliegen. Dies geschieht vor dem Hintergrund, dass derzeit noch Um-
setzungsfristen nach dem Registermodernisierungsgesetz gelten. 

Zu § 56 (Anwendungsvorschrift) 

Schlechterstellungen im Vergleich zum Status quo durch die Einführung der Kindergrund-
sicherung sollen vermieden werden. Insbesondere um Schlechterstellungen für die bisher 
durch den Kinderzuschlag erreichten jüngeren Kinder (0-14 Jahre alt) sowie für die bisher 
das Bürgergeld beziehenden älteren Kinder bzw. junge Erwachsene (15-25 Jahre alt) zu 
verhindern, sind Regelungen, die einen Schlechterstellungsausgleich beinhalten, erforder-
lich. Der Schlechterstellungsausgleich für die jüngeren bislang den Kinderzuschlag bezie-
henden Kinder soll allerdings nur Anwendung findet, wenn die zusammen mit dem Kind in 
einer Familiengemeinschaft lebenden Eltern eine gewisse Mindesteinkommensgrenze 
überschreiten. So werden Erwerbsanreize für die Eltern gesetzt. Die Mindesteinkommens-
grenze entspricht der bisher im Kinderzuschlag geltenden Mindesteinkommensgrenze (vgl. 
§ 6a Absatz 1 Nummer 2 BKGG). Für die Kinder dieser Altersgruppe, die bisher Bürgergeld 
bezogen haben, wird eine mögliche Schlechterstellung durch Absatz 1 Satz 2 vermieden. 

Zu Absatz 1 

Nach § 56 Absatz 1 Satz 1 wird für Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres min-
destens ein monatlicher Höchstbetrag des Kinderzusatzbetrages berücksichtigt, wie er sich 
für den monatlichen Höchstbetrag des Kinderzuschlages zu Beginn des Kalenderjahres 
2025 errechnet hätte. So wird insbesondere vermieden, dass sich für die jüngeren Kinder 
durch die neuen altersgestaffelten Beträge der Kinderzusatzbetrag im Vergleich zum Kin-
derzuschlag verringert. 

Dieser Schlechterstellungsausgleich für die bisher durch den Kinderzuschlag erreichten  
0- bis 14-jährigen Kinder nach § 56 Absatz 1 Satz 1 greift nur, wenn die Eltern über Ein-
kommen im Sinne des § 2 Absatz 2 in Höhe von mindestens 900 Euro oder, wenn sie 
alleinerziehend sind, in Höhe von mindestens 600 Euro verfügen, wobei abweichend von 
§ 2 Absatz 2 Beträge nach § 11b SGB II nicht abzusetzen sind. Wie in der anspruchsbe-
gründenden Norm des § 9 Absatz 1 Nummer 3 erfasst der Begriff Eltern alle Personen, die 
für ihre im Haushalt lebenden Kinder den Kindergarantiebetrag nach dem EStG oder nach 
diesem Gesetz oder eine vergleichbare Leistung im Sinne von § 6 beziehen (können). Ob 
ein Elternteil alleinerziehend ist, wird wie bislang im Kinderzuschlag in Anlehnung an die in 
der Verwaltungspraxis erprobte Regelung des § 21 Absatz 3 Satz 1 SGB II zu bestimmen 
sein. 

Die Mindesteinkommensgrenzen von 900 Euro (brutto) und 600 Euro (brutto) wurden in 
Anlehnung an die bisherigen Mindesteinkommensgrenzen im Kinderzuschlag (§ 6a 
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Absatz 1 Nummer 2 BKGG) gewählt. Überschreiten Eltern die Mindesteinkommensgrenze 
nicht, haben sie auch nach der bisherigen Rechtslage zum Kinderzuschlag keinen An-
spruch auf den Kinderzuschlag. Daher ist es gerechtfertigt, die Regelung des § 56 Absatzes 
1, die Schlechterstelllungen von jüngeren Kindern, deren Eltern bislang den Kinderzuschlag 
beziehen können, verhindern soll, an die Mindesteinkommensgrenzen des Kinderzuschla-
ges zu knüpfen. 

Das Zugrunde legen einer Mindesteinkommensgrenze bringt den Vorteil mit sich, dass El-
tern einfach erkennen können, ob für ihre Kinder der Schlechterstellungsausgleich greift, 
oder, ab welcher Einkommenshöhe der Schlechterstellungsausgleich greifen würde. 

Nach § 56 Absatz 1 Satz 2 wird für Kinder bis 14 Jahre, deren Eltern nicht über ein Einkom-
men nach Maßgabe von Satz 1 verfügen, bei der Ermittlung des monatlichen Höchstbetra-
ges des Kinderzusatzbetrages nach § 11 immer mindestens ein Betrag in der Höhe der 
Summe aus der je nach Alter maßgeblichen Regelbedarfsstufe 5 oder 6 und dem Sofortzu-
schlag zugrunde gelegt, wie er sich nach der Rechtslage zum 31. Dezember 2024 ergeben 
hat. So wird insbesondere vermieden, dass sich für die jüngeren Kinder, die bislang Bür-
gergeld bezogen, durch die Verrechnung des Sofortzuschlages mit der Änderung der Ver-
teilschlüssel zur Bemessung der Regelbedarfe gemäß Artikel 14 dieses Gesetzes der Kin-
derzusatzbetrag im Vergleich zu den bislang im Bürgergeld für diese Altersgruppe maß-
geblichen Beträgen verringert. 

Zu Absatz 2 

Nach § 56 Absatz 2 wird für Kinder zwischen 14 und 18 Jahren bei der Ermittlung des 
monatlichen Höchstbetrages des Kinderzusatzbetrages nach § 11 immer mindestens ein 
Betrag in der Höhe der Summe aus der Regelbedarfsstufe 4 und dem Sofortzuschlag zug-
rundgelegt, wie er sich nach der Rechtslage zum 31. Dezember 2024 ergeben hat. So wird 
insbesondere vermieden, dass sich für die älteren Kinder durch die Verrechnung des So-
fortzuschlages mit der Änderung der Verteilschlüssel zur Bemessung der Regelbedarfe ge-
mäß Artikel 14 dieses Gesetzes der Kinderzusatzbetrag im Vergleich zu den bislang im 
Bürgergeld für diese Altersgruppe maßgeblichen Beträgen verringert. 

Zu Absatz 3 

Nach § 56 Absatz 3 wird für Kinder zwischen 18 und 25 Jahren wird bei der Ermittlung des 
monatlichen Höchstbetrages des Kinderzusatzbetrages nach § 11 immer mindestens ein 
Betrag in der Höhe der Summe aus Regelbedarfsstufe 3 und Sofortzuschlag zugrunde ge-
legt, wie sie sich nach der Rechtslage zum 31. Dezember 2024 ergeben hat. So wird auch 
für die 18 bis 25-jährigen Kinder vermieden, dass sich der Kinderzusatzbetrag durch die 
Verrechnung des Sofortzuschlages mit der Änderung der Verteilschlüssel zur Bemessung 
der Regelbedarfe gemäß Artikel 14 dieses Gesetzes im Vergleich den bislang im Bürger-
geld für diese Altersgruppe maßgeblichen Beträgen verringert. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Unterhaltsvorschussgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Die Änderung in § 1 Absatz 1 Nummer 1 UhVorschG regelt, dass ein Anspruch auf Unter-
haltsleistungen nach dem UhVorschG grundsätzlich bis zur Vollendung des siebten Le-
bensjahres des anspruchsberechtigten Kindes besteht. Ab Vollendung des siebten Lebens-
jahres bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres des Kindes müssen in Zukunft die er-
schwerten Anspruchsvoraussetzungen des § 1 Absatz 1a UhVorschG erfüllt sein. So sollen 
künftig verstärkt Erwerbsanreize bei dem alleinerziehenden Elternteil gesetzt werden. Hat 
das Kind das siebte Lebensjahr vollendet, ist das Erzielen von Erwerbseinkünften zumin-
dest in einem gewissen Umfang zumutbar. Das Kind ist dann regelmäßig eingeschult. 
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nicht zur Deckung des eigenen Bedarfs benötigt wird, weiterhin bei den Eltern als Einkom-
men berücksichtigen, wäre dies eine in der Praxis nicht handhabbare Schnittstelle zwischen 
Jobcenter und Familienkasse. Um den Anspruch der Eltern auf Bürgergeld zu prüfen, müss-
ten die Jobcenter wissen, ob das Kind seinen Lebensunterhalt anderweitig vollständig de-
cken kann und ob gegebenenfalls ein Überschuss an Kindergarantiebetrag besteht. Hierzu 
müssten von den leistungsberechtigten Eltern bzw. dem Familienservice Daten angefordert 
werden. Bis dem Jobcenter die erforderlichen Informationen vorliegen, könnte ein Antrag 
der Eltern nicht oder nicht abschließend bearbeitet werden. In der Folge käme es unter 
Umständen auch zu Aufhebungs- und Erstattungsverfahren. Es würde hierdurch bei allen 
Beteiligten ein erheblicher Mehraufwand entstehen.  

Der bisherige Regelungsgehalt, der den Kinderzuschlag nach § 6a Bundeskindergeldge-
setz in der bis zum 31.12.2024 geltenden Fassung ebenfalls dem Kind als Einkommen zu-
ordnete, kann entfallen. Der Kinderzusatzbetrag nach dem Bundeskindergeldgesetz steht 
dem Kind zu. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung zu Buchstabe a. Der bisherige Regelungsgehalt ist nunmehr in Satz 4 ent-
halten. 

Zu Nummer 3 

Zu Buchstabe a 

§ 11b Absatz 1 

Mit Einführung der Kindergrundsicherung haben Kinder, die ihren Lebensunterhalt nicht o-
der nicht vollständig durch eigenes Einkommen oder Vermögen sichern können, Anspruch 
auf den Kinderzusatzbetrag nach dem BKG. Gleichzeitig wird das Kindergeld in den Kin-
dergarantiebetrag umgewandelt. Beide Leistungen sind im SGB II als vorrangiges Einkom-
men der Kinder zu berücksichtigen. Mit der hier eingeführten Ergänzung wird sichergestellt, 
dass die Einnahmen aus der Kindergrundsicherung bei ergänzendem Anspruch auf Leis-
tungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende ohne Abzüge als Einkommen berücksichtigt 
werden und somit vollständig zur vorrangigen Sicherung des Lebensunterhalts einzusetzen 
sind. Die Absetz- und Freibeträge auf andere vorrangige Leistungen oder auf Einkommen 
aus Erwerbstätigkeit bleiben hiervon unberührt. 

Zu Buchstabe b 

§ 11b Absatz 3 

Mit der Änderung wird die Obergrenze des Einkommens, auf das die monatlichen Freibe-
träge gewährt werden, konkretisiert. Hierdurch wird sichergestellt, dass Freibeträge nicht 
aufgrund unterschiedlicher Zuflüsse in einem Monat, z. B. laufendes Einkommen und ge-
sonderte Nachzahlung, über die in § 11b Absatz 3 genannten Grenze hinaus gewährt wer-
den. 

Zu Nummer 4 

§ 12a 

Mit Einführung der Kindergrundsicherung wird der Kinderzuschlag abgelöst. Ihm folgt der 
einkommensabhängige Kinderzusatzbetrag der Kindergrundsicherung. Die Regelung einer 
Ausnahme vom Grundsatz des Nachrangs des Bürgergeldes ist für den Kinderzusatzbetrag 
nicht erforderlich. Anders als beim Kinderzuschlag ist es für den Bezug des Kinderzusatz-
betrages keine Voraussetzung, dass mit der Kindergrundsicherung (ggf. einschließlich 
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Einkommensberücksichtigung nicht mehr hilfebedürftig sind, den Mehrbedarf bei der Be-
rechnung des übersteigenden Einkommens anerkannt bekommen müssen. 

Der sich für die Personen im Haushalt ergebende Betrag wird anteilig den Personen zuge-
ordnet, deren Regelbedarf sich nach Regelbedarfsstufe 1 oder 2 richtet. Damit wird erreicht, 
dass ein Mehrbedarf - wie bisher - auch dann bei den anspruchsberechtigten Personen mit 
Regelbedarfsstufe 1 oder 2 anerkannt wird, wenn die- oder derjenige, die oder der gegen-
über dem Versorgungsunternehmen zahlungspflichtig ist, nicht hilfebedürftig ist. 

Zu Nummer 7 

Zu Buchstabe a 

§ 22 Absatz 1a 

Aus Anlass der Einführung der Kindergrundsicherung wird die Aufteilung, der nach Absatz 1 
anzuerkennenden Aufwendungen für Unterkunft und Heizung auf die Mitglieder der Be-
darfsgemeinschaft bzw. des Haushalts abweichend vom bisherigen Recht, neu geregelt. 

Nach dem Recht der Kindergrundsicherung wird den zusatzbetragsberechtigten Kindern 
ein pauschalierter Bedarf für Unterkunft und Heizung zuerkannt (§ 11 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 BKG). Damit der Kinderzusatzbetrag in Verbindung mit dem Kindergarantiebetrag 
den üblichen Bedarf der jeweiligen Kinder deckt, muss demnach der für den möglichen 
Bürgergeldanspruch des Kindes maßgebliche Bedarf für Unterkunft und Heizung in gleicher 
Höhe festgesetzt werden. Um eine einheitliche Handhabung sicherzustellen, gilt die Pau-
schale auch für Personen, denen die Regelbedarfsstufe 3 bis 6 zuerkannt wird, also Kin-
dern, für die die Eltern keinen Anspruch auf den Kindergarantiebetrag haben und die des-
halb Bürgergeld beziehen. 

Satz 2 regelt in der Folge die Zuordnung der Aufwendungen für Unterkunft und Heizung, 
die nach Abzug der festzusetzenden Pauschalen nach Satz 1 noch verbleiben. Mit der Pau-
schale werden die Bedarfe für Unterkunft und Heizung, inklusive der Kosten für eine zent-
rale Warmwasserversorgung, abgedeckt. Der neu gefasste § 22 Absatz 1a SGB II stellt 
sicher, dass sich für Kinder in Bezug auf die Kosten der Unterkunft und Heizung kein er-
gänzender Bürgergeldanspruch ergibt und es nicht zu einer doppelten Anerkennung von 
Aufwendungen kommen kann. Die verbleibenden anerkannten Aufwendungen des Ge-
samthaushalts werden entweder bei dem alleinerziehenden Elternteil voll oder den Eltern 
jeweils zur Hälfte anerkannt. Wohnen in der Unterkunft zwei oder mehr Bedarfsgemein-
schaften, erfolgt die Aufteilung entsprechend. 

Zu Buchstabe b 

§ 22 Absatz 5 

Die Regelungen des § 22 Absatz 5 SGB II dienen seit ihrer Einführung dem Zweck, den 
Bezug einer eigenen Wohnung durch Personen unter 25 Jahren auch dann zu ermöglichen, 
wenn diesen Personen keine ausreichenden Mittel zur Bestreitung des Lebensunterhalts 
zur Verfügung stehen. Andererseits wird mit den Regelungen verhindert, dass durch einen 
nicht erforderlichen Umzug eine Anspruchsberechtigung nach dem SGB II erst entsteht, bei 
der die bezogenen Leistungen dann ggf. nach den Regelungen des § 33 wieder bei den 
Eltern geltend gemacht werden müssten. Die bisherigen Regelungen gelten deshalb seit 
ihrer Einführung auch für Personen, die vor dem Umzug keine Leistungen der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende beziehen. 

Der neue Satz 5 dient in diesem Zusammenhang der ausdrücklichen Klarstellung, dass die 
Regelungen der Sätze 1 bis 4 auch dann gelten, wenn ein Kind, das Bürgergeld nach einem 
Umzug für die selbstbewohnte Wohnung beantragt, für die Anerkennung der damit im 
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Zusammenhang stehenden Bedarfe eine Zusicherung des kommunalen Trägers der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende auch dann benötigt, wenn es vor dem Umzug kein Bür-
gergeld, sondern den Kinderzusatzbetrag aus der Kindergrundsicherung bezieht. Ungeach-
tet dessen gelten die Sätze 1 bis 4, wie bisher, auch für alle anderen Personen unter 25 
Jahren, die vor dem Umzug keine Sozialleistungen beziehen. 

Zu Buchstabe c 

§ 22 Absatz 7 

Nach § 22 Absatz 7 Satz 1 SGB II wird das Bürgergeld, soweit es für die Bedarfe für Unter-
kunft und Heizung geleistet wird, auf Antrag der anspruchsberechtigten Person an die Ver-
mieterin oder den Vermieter oder andere Empfangsberechtigte gezahlt. Dies erfolgt bislang 
für Bedarfsgemeinschaften mit Kindern einheitlich für alle Mitglieder. Sind Kinder nach Ein-
führung der Kindergrundsicherung aber nicht mehr Teil der Bedarfsgemeinschaft, weil ihr 
Bedarf für den Lebensunterhalt durch die Leistungen der Kindergrundsicherung gedeckt ist, 
würde der auf die Kinder entfallende Teil der Aufwendungen für Unterkunft und Heizung 
nicht mehr an die Vermieterin oder den Vermieter gezahlt werden können. Satz 2 lässt 
deshalb die Bestimmung der Eltern zu, aus ihrem sonstigen Bürgergeld den auf die Kinder 
entfallenden Teil der Aufwendungen für Unterkunft und Heizung ebenfalls an die Vermiete-
rin oder den Vermieter oder andere Empfangsberechtigte zahlen zu lassen. Da den Eltern 
regelmäßig auch die den Kindern zustehenden Beträge aus der Kindergrundsicherung zu-
fließen, die die Pauschalen für Unterkunft und Heizung nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 BKG enthalten, stehen den Eltern auch bei Inanspruchnahme der Regelung des Satzes 
2 ausreichende Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes zur Verfügung. 

Zu Nummer 8 

Zu § 28 (Bedarfe für Bildung und Teilhabe) 

Mit Einführung der Kindergrundsicherung nach Artikel 1 erhalten anspruchsberechtigte Per-
sonen bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres Leistungen für Bildung und Teilhabe in der 
Regel nach § 21 BKG. Deshalb sind die Voraussetzungen für die einzelnen Leistungen 
künftig dort geregelt. Soweit im Einzelfall Leistungen für Bildung und Teilhabe künftig noch 
nach dem SGB II zu erbringen sind (zum Beispiel in Vorleistungsfällen oder wenn kein An-
spruch auf den Kindergarantiebetrag besteht), werden diese Leistungen durch den Verweis 
auf § 21 BKG nach den gleichen Voraussetzungen wie in der Kindergrundsicherung er-
bracht. 

Zu § 29 (Erbringung der Leistungen für Bildung und Teilhabe) 

Der Regelungsgehalt wurde wegen der künftig weit überwiegenden Erbringung der Leis-
tungen nach dem BKG in § 36 BKG übernommen. Deshalb erfolgt künftig ein Verweis auf 
diese Regelung, um den künftigen Gleichlauf sicherzustellen. 

Zu Nummer 9 

Redaktionelle Folgeänderung zur Einführung der Kindergrundsicherung durch Artikel 1. 

Zu Nummer 10 

§ 33 

Folgeänderung zur Umbenennung des Kindergeldes in den Kindergarantiebetrag nach dem 
X. Abschnitt EStG und nach dem BKG. 
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Zu Nummer 11 

Redaktionelle Folgeänderung zur Einführung der Kindergrundsicherung durch Artikel 1. 

Zu Nummer 12 

Redaktionelle Folgeänderung zur Einführung der Kindergrundsicherung durch Artikel 1. 

Zu Nummer 13 

Zu § 37a (Vermutung der Bedarfsdeckung bei Kindern) 

Zu Absatz 1 

Bürgergeld wird in der Regel von der oder dem Bevollmächtigten der Bedarfsgemeinschaft 
(§ 38 SGB II) für alle Mitglieder beantragt. Mit Einführung der Kindergrundsicherung schei-
det der weit überwiegende Teil der Kinder aus der Bedarfsgemeinschaft aus, die den Kin-
derzusatzbetrag aus der Kindergrundsicherung erhalten. Die Kindergrundsicherung ist so 
bemessen, dass der Bedarf der Kinder zur Sicherung des Lebensunterhalts in der Summe 
aus Kindergarantiebetrag, Kinderzusatzbetrag und Leistungen für Bildung und Teilhabe - 
gegebenenfalls unter Berücksichtigung elterlichen oder eigenen Einkommens - in der Regel 
gedeckt ist. In diesem Fall müsste der Antrag auf Bürgergeld, soweit er auch für die im 
Haushalt lebenden Kinder mit gestellt ist, abgelehnt werden. Dies würde neben einem er-
höhten Verwaltungsaufwand auch zu mangelnder Akzeptanz führen; die Ablehnung von 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts für die Kinder könnte allenthalben Verwun-
derung mit der Folge eines vermehrten Widerspruchsaufkommens auslösen. 

Absatz 1 normiert deshalb die widerlegbare Vermutung, dass der Bedarf der Kinder, die mit 
den antragstellenden Eltern oder dem antragstellenden Elternteil in einem Haushalt leben, 
gedeckt ist. Die Entscheidung über den gegebenenfalls mitgestellten Antrag auf Bürgergeld 
für die Kinder ist damit - außer in den Fällen nach Absatz 2 - nicht erforderlich. 

Zu Absatz 2 

Die Vermutung nach Absatz 1 kann widerlegt werden und wird durch einen separaten An-
trag überprüft. Das stellt sicher, dass in den Fällen, in denen die Anspruchsberechtigten 
sich bewusst für einen Antrag auf Bürgergeld für die Kinder entscheiden, das Verwaltungs-
verfahren durchgeführt und über den Anspruch auf Bürgergeld im Einzelfall entschieden 
wird. Das kommt in zwei Fällen in Betracht: 

Wird Bürgergeld ergänzend zu den Leistungen der Kindergrundsicherung beantragt (Zum 
Beispiel, weil ein Mehrbedarf des Kindes geltend gemacht wird oder weil sich das Einkom-
men der Eltern, das im Kinderzusatzbetrag angerechnet wurde, im Lauf des Bewilligungs-
bescheides vermindert hat.), liegt dem Jobcenter die Entscheidung des Familienservices 
über den möglichen Datenabruf vor. In diesem Fall kann unproblematisch über den Bürger-
geldantrag entschieden werden. 

In Fällen, in denen noch keine Entscheidung des Familienservices vorliegt, kann durch den 
separaten Bürgergeldantrag ein doppeltes Verwaltungsverfahren in Gang gesetzt werden. 
Dies immer dann, wenn der Kinderzusatzbetrag ebenfalls beantragt ist. In diesem Fall ist 
die Vorleistung von Bürgergeld nur erforderlich, wenn der Familienservice noch nicht über 
den Anspruch auf den Kinderzusatzbetrag entscheiden kann. Deshalb ist eine entspre-
chende Bescheinigung des Familienservices erforderlich. Vorschusszahlungen nach § 42 
SGB I oder vorläufige Bewilligungen nach § 43 SGB I sind vorrangig. 
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Zu Absatz 3 

Damit die Anspruchsberechtigten von ihrem Recht auf Überprüfung der Vermutung Kennt-
nis erlangen, regelt Absatz 3, dass die Jobcenter auf die Antragsmöglichkeit nach Absatz 
2 in dem Bewilligungs- oder dem Ablehnungsbescheid über das Bürgergeld der Eltern oder 
des Elternteils und auf den Umstand, dass ohne separaten Antrag keine Entscheidung nach 
Absatz 2 ergehen wird, hinweisen müssen. 

Zu Nummer 14 

Redaktionelle Folgeänderung zur Einführung der Kindergrundsicherung durch Artikel 1. 

Zu Nummer 15 

§ 46 

Zu Buchstabe a 

Mit der Einführung der Kindergrundsicherung erhalten Kinder und Jugendliche mit An-
spruch auf Kindergrundsicherung existenzsichernde Leistungen nur noch in Ausnahmefäl-
len nach dem SGB II. Dies gilt auch für die Leistungen für Bildung und Teilhabe, die künftig 
im Rahmen der Kindergrundsicherung erbracht werden. Insoweit besteht keine Möglichkeit 
mehr, die Vorjahresausgaben der kommunalen Träger für diese Leistungen zur Bemessung 
einer Anhebung der Beteiligung des Bundes an den Leistungen nach § 22 Absatz 1 SGB II 
heranzuziehen. Entsprechend entfällt auch die Notwendigkeit einer jährlichen Verordnung 
zur Festlegung und Anpassung der Bundesbeteiligung an den Leistungen für Unterkunft 
und Heizung. Den Kommunen entstehen hierdurch keine Mehrbelastungen; sie werden in 
vergleichbarem Umfang durch die Übernahme des pauschalierten Wohnkostenanteils so-
wie der künftigen Pauschalisierung des sog. Schulbedarfspakets und der Leistungen für 
Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben durch den Kinderzusatzbetrag entlastet. 

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Folgeänderung zu Buchstabe a. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Folgeänderung zu Buchstabe a. 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Folgeänderung zu Doppelbuchstabe aa. 

Zu Doppelbuchstabe dd 

Folgeänderung zu Doppelbuchstabe aa. 

Zu Nummer 16 

§ 60 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung zu Buchstabe b. 
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Zu Buchstabe b 

Mit der Einführung einer Kindergrundsicherung, in der es Familienstrukturen geben wird, in 
denen einzelne Personen wegen des Bezuges der Kindergrundsicherung nicht mehr Teil 
der Bedarfsgemeinschaft sind, brauchen die Jobcenter künftig mehr Möglichkeiten, Aus-
künfte Dritter rechtssicher zu erlangen und dokumentieren zu können, insbesondere durch 
Nachweise. Die reine Auskunft ohne Nachweis führt bereits heute in der Praxis bei Prüfung 
der Hilfebedürftigkeit unter Einbeziehung potentieller Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft 
zu Komplikationen. Verstärkt wird diese Problematik durch datenschutzrechtliche Bestim-
mungen, die nicht zuletzt aufgrund der Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) in Be-
zug auf die Zulässigkeit der Gewinnung und Verarbeitung personenbezogener Daten eine 
deutliche gesetzliche Ermächtigungsgrundlage erforderlich machen. Mit Einführung der 
Kindergrundsicherung würde dies in erheblichen Maßen zu zusätzlichen schwierigen Prüf-
verfahren führen. Dies gilt insbesondere dann, wenn - wie vorgesehen - die Einkommens-
verteilung von der horizontalen auf die vertikale Anrechnungsmethode geändert wird. Die 
derzeitige Regelung zur Einholung von Auskünften Dritter ist daher insofern zu erweitern, 
dass neben der reinen Auskunftserteilung auch die Vorlage von Belegen über die Höhe der 
Einkünfte verlangt werden kann. Das gibt beiden Seiten, dem Leistungsträger und den Be-
troffenen mehr Rechtssicherheit. Somit ist es notwendig, entsprechende Regelungen zur 
Beweispflicht aus dem § 60 SGB I auch direkt in die Spezialnorm des SGB II zu überführen. 

Zu Absatz 6 

Durch die bislang geltende Fassung war es zuständigen Trägern der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende rechtssicher lediglich möglich, Auskunft zu erhalten über die in den Absät-
zen 1 bis 5 beschriebenen Lebenssachverhalte, die für die Berechnung des individuellen 
Leistungsanspruches unabdingbar sind. Die Jobcenter mussten sich für die Anforderung 
von für den Leistungsanspruch entscheidenden Nachweisen allein auf die Mitwirkungs-
pflichten aus den §§ 60 ff. SGB I stützen, da nur dort auch die entsprechende Nachweis-
pflicht der angegebenen Auskünfte beschrieben ist. Momentan schließt § 60 dieses Buches 
dies gerade für Dritte, die nicht Teil der Bedarfsgemeinschaft sind, aus. Das Einfügen des 
neuen Absatzes ermöglicht nun den Grundsicherungsträgern einen unmittelbaren Zugriff 
auf Auskünfte und Beweismittel durch Dritte. Hierdurch wird Rechtssicherheit für alle Betei-
ligten erreicht. Mithilfe dieser Neuregelung können die Grundsicherungsträger durch eine 
spezifisch für das SGB II gefasste Rechtsnorm die entsprechenden Nachweise für ge-
machte Auskünfte anfordern. Bislang war es den Jobcentern beispielsweise nur möglich, 
die erforderlichen Auskünfte zu Einkommensverhältnissen der Mitglieder der Bedarfsge-
meinschaft zu erlangen, nicht jedoch die entsprechenden Nachweise darüber unmittelbar 
anzufordern (z.B. Lohnabrechnungen, Einkommensbescheinigungen, Kontoauszüge). 

Zu Absatz 7 

Bislang ist die Erbringung der Auskunft an keine Form gebunden. Dies soll grundsätzlich 
bei bestehenden Vordrucken der Jobcenter geändert werden. Entsprechend der Vorschrift 
des § 60 Absatz 2 SGB I soll hier aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung auf existie-
rende Vordrucke der Jobcenter zurückgegriffen werden. Diese Maßnahme erleichtert per-
spektivisch auch die Digitalisierung und Rationalisierung von Verwaltungsverfahren, weil 
standardisierte Muster leichter eingelesen werden können. 

Zu Nummer 17 

§ 63 
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Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Änderungen bei den Bußgeldvorschriften nach § 63 SGB II ergeben sich als Konse-
quenz aus der Neuregelung des § 60 SGB II. Im direkten Zusammenhang mit der Aus-
kunftspflicht Dritter, die in § 60 SGB II geregelt ist, sehen die Bußgeldvorschriften des § 63 
SGB II vor, dass sich ordnungswidrig verhält, wer seinen Auskunfts-, Mitwirkungs- und 
Nachweispflichten nach § 60 SGB II nicht nachkommt. Aufgrund der Ausweitung der Mit-
wirkungs- und Nachweispflichten, wird der Anwendungsbereich des Bußgeldtatbestandes 
entsprechend erweitert. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Folgeänderung zu Doppelbuchstabe aa. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung zu Doppelbuchstabe a. 

Zu Buchstabe c 

Folgeänderung zu Doppelbuchstabe a. 

Zu Nummer 18 

§ 72 

Folgeänderung zu Artikel 1. Mit Einführung der Kindergrundsicherung bedarf es keines So-
fortzuschlages mehr. 

Zu Nummer 19 

§ 86 

Zu Absatz 1 

Mit Einführung der Kindergrundsicherung sollen alle leistungsberechtigten Kinder zum 
1. Januar 2025 grundsätzlich den gegenüber dem Bürgergeld vorrangigen Zusatzbetrag 
erhalten. Ohne Übergangsregelung wären deshalb alle Bürgergeld-Bewilligungen zum 
31. Dezember 2024 zu befristen. In der Folge müsste der Familienservice die Aufnahme 
aller Zusatzbetrag-Zahlungen an alle bisherigen SGB II-Kinder zum 1. Januar 2025 sicher-
stellen. Das ist nicht leistbar. In der Folge würde zudem alle sechs Monate eine erneute, 
punktuelle Belastung entstehen, wenn die Weiterbewilligungsanträge nach Ablauf des vor-
gesehenen Bewilligungszeitraums von sechs Monaten eingereicht werden. 

Die Bürgergeld-Bewilligungen sollen daher in Tranchen auslaufen. Da Bürgergeld für Be-
willigungszeiträume von bis zu 12 Monaten bewilligt wird, würden auslaufende Bewilligun-
gen bis zum 30. November 2025 dauern. Deshalb wird zunächst geregelt, dass der Bewil-
ligungszeitraum bei Weiterbewilligungen im SGB II für Bedarfsgemeinschaften mit Kindern 
ab 1. Juli 2024 auf sechs Monate befristet wird. Damit wird sichergestellt, dass alle Bürger-
geld-Bewilligungen für Kinder sukzessive und spätestens am 31. Mai 2025 enden. 

Das Einkommen von Kindern wird befristet für den Übergangszeitraum ab 1. Januar 2025 
nach den Regelungen des BKG berücksichtigt, um Schlechterstellungen zur Kindergrund-
sicherung grundsätzlich zu vermeiden. 
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Zu Absatz 2 

Absatz 2 stellt ungeachtet der im Jahr 2025 geltenden Regelbedarfshöhe sicher, dass den 
Leistungsberechtigten in den Regelbedarfsstufen 3, 4, 5 und 6 trotz des zum 1. Ja-
nuar 2025 wegfallenden Sofortzuschlages im Jahr 2025 in der Summe mindestens ein Re-
gelbedarf in einer Höhe zuerkannt wird, die dem im Dezember 2024 geltenden Regelbedarf 
zuzüglich des Sofortzuschlages ergibt. Dies ist aus Vertrauensgesichtspunkten geboten. 

Zu Artikel 8 (Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

Folgeänderung zur Einführung des Kindergarantiebetrages im BKG. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

Die BA wird künftig auch die amtliche Statistik über den Kinderzusatzbetrag und die Leis-
tungen für Bildung und Teilhabe, soweit diese vom Familienservice gewährt werden, der 
Kindergrundsicherung erstellen und veröffentlichen. Dadurch wird auch weiterhin eine ein-
heitliche und rechtskreisübergreifende statistische Berichterstattung zu Personen und 
Haushalten mit existenzsichernden Leistungen und deren Bedarfen und Einkommen si-
chergestellt. 

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Statistik der BA verarbeitet die personenbezogenen Daten nach § 53 BKG zur Erstel-
lung der amtlichen Statistik nach § 281 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 SGB III. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Folgeänderung zu Buchstabe a. 

Zu Nummer 3 

Mit den Ergänzungen darf die Bundesagentur, die über § 53a BKG erhaltenen Daten des 
Familienservice über die Leistungserbringung des Zusatzbetrages und der Leistungen für 
Bildung und Teilhabe nach § 53 Absatz 1 und 3 BKG an das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung für dessen Zwecke übermitteln. Ohne diese Daten ist eine aussagekräftige 
Forschung zur Wirkung nach dem Zweiten und Dritten Buch Sozialgesetzbuch nicht mög-
lich. Der Haushaltskontext - etwa der Einfluss des Vorhandenseins von Kindern unter-
schiedlichen Alters auf die Arbeitsmarktintegration (Allein-)Erziehender - stellt in der arbeits-
markt- und sozialpolitischen (Wirkungs-) Forschung eine unverzichtbare Untersuchungsdi-
mension dar. Er ist darüber hinaus beispielsweise relevant für Untersuchungen zu Auswir-
kungen des Grundsicherungsbezuges während der Kindheit und Jugend auf den späteren 
Erfolg am Arbeitsmarkt und zu den Wirkungen der Arbeitsförderung von Eltern auf die In-
tegration der Kinder in Ausbildung und Arbeit einschließlich ihrer Gelingensbedingungen 
(Vermeidung einer Verfestigung von Leistungsbezug über die Generationen hinweg). Da 
der Familienservice der BA nicht zum Geschäftsbereich der BA gehört, ist eine entspre-
chende Ergänzung in Absatz 5 notwendig gewesen. Die in Absatz 5 geregelten Anforde-
rungen an die Datennutzung und -verarbeitung durch das Institut für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung und die Bereitstellung von Forschungsdaten für die Wissenschaft erstrecken 
sich damit auch auf die vom Familienservice nach § 53a BKG übermittelten Daten über die 
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Leistungserbringung des Zusatzbetrages und der Leistungen für Bildung und Teilhabe nach 
§ 53 Absatz 1 und 3 BKG. 

Zu Artikel 9 (Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

Folgeänderung zu Nummer 2. 

Zu Nummer 2 

Zu § 108c (Verfahren zur elektronischen Abfrage und Übermittlung von 
Entgeltbescheinigungsdaten) 

Zu Absatz 1 

§ 108c Absatz 1 regelt die Rechte und Pflichten der Datenstelle der Rentenversicherung im 
Rahmen des Verfahrens zur elektronischen Abfrage und Übermittlung von Entgeltbeschei-
nigungsdaten für den Kinderzusatzbetrag. 

Zu Satz 1 

Nach § 108c Absatz 1 Satz 1 fragt die Datenstelle der Rentenversicherung im Auftrag des 
Familienservices bei den nach § 29 Absatz 3 Satz 2 BKG auskunftspflichtigen Arbeitgebern, 
die für die Bearbeitung des Antrages auf Kinderzusatzbetrag erforderlichen Entgeltbeschei-
nigungsdaten im Sinne der Rechtsverordnung nach § 108 Absatz 3 Satz 1 der Gewerbe-
ordnung (GewO) durch gesicherte und verschlüsselte Datenübertragung, ab und übermit-
telt die erhobenen Daten an die beauftragende Behörde durch gesicherte und verschlüs-
selte Datenübertragung. 

Diese Regelung korrespondiert mit der Regelung des § 29 Absatz 3 BKG, welche spiegel-
bildlich dem Arbeitgeber die Auskunftspflicht auferlegt. § 108c Absatz 1 Satz 1 überträgt 
der Datenstelle der Rentenversicherung die Aufgabe, im Auftrag des Familienservices, die 
für die Bearbeitung des Antrages auf Kinderzusatzbetrag, maßgeblichen Entgeltdaten bei 
den nach § 29 Absatz 1 BKG auskunftspflichtigen Arbeitgebern abzufragen und an die be-
auftragende Behörde zu übermitteln. Denn der Familienservice benötigt in den Lohn- und 
Gehaltsbescheinigungen ausgewiesene Entgeltdaten der Mitglieder einer Familiengemein-
schaft, um das für die Höhe des Kinderzusatzbetrages maßgebliche Einkommen zu ermit-
teln. 

In den Lohnabrechnungsprogrammen der Arbeitgeber sind die Entgeltdaten in der Form 
hinterlegt, wie sie in der aufgrund von § 108 Absatz 3 Satz 1 GewO erlassenen Entgeltbe-
scheinigungsverordnung definiert sind. Der Verweis auf die Entgeltbescheinigungsverord-
nung stellt klar, dass die, von der Datenstelle der Rentenversicherung, übermittelten Daten 
denen einer Entgeltbescheinigung in Papier entsprechen. Eine Datenverarbeitung bei der 
Datenstelle der Rentenversicherung erfolgt nur insoweit, wie sie für die Weiterleitung der 
Daten an die beauftragende Behörde erforderlich ist. Der Auftrag an die Datenstelle der 
Rentenversicherung wird durch den Familienservice oder die von ihnen beauftragten Auf-
tragsverarbeitenden ausgelöst. 

Zu Satz 2 

Voraussetzung für das in § 108c Absatz 1 geregelte elektronische Anforderungs- und Über-
mittlungsverfahren von Bescheinigungsdaten ist die Nutzung eines systemgeprüften Lohn-
abrechnungsprogramms beim Arbeitgeber. Ist dies der Fall, regelt § 108c Absatz 1 Satz 2 
die Verpflichtung des Arbeitgebers, die, von der Datenstelle der Rentenversicherung, ab-
gefragten Entgeltbescheinigungsdaten aus diesem systemgeprüften Programm an die 
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Zu Artikel 10 (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Kinder von Bürgergeldbeziehern, die das 15. Lebensjahr vollendet haben werden für die 
Zeit, für die sie den Kinderzusatzbetrag nach dem BKG beziehen, innerhalb des Pflichtver-
sicherungstatbestands des § 5 Absatz 1 Nummer 2a künftig als eigenständige Personen-
gruppe erfasst. 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur eigenständigen Erfassung von über 15-jährigen 
Kindern von Bürgergeldbeziehern für die Zeit, für die sie den Kinderzusatzbetrag nach dem 
BKG beziehen, im Pflichtversicherungstatbestand des § 5 Absatz 1 Nummer 2a. 

Zu Buchstabe c 

Für den Fall des gleichzeitigen Bezuges von Bürgergeld und des Kinderzusatzbetrages 
nach dem BKG wird geregelt, dass die Versicherungspflicht nach Absatz 1 Nummer 2a für 
Bezieher des Kinderzusatzbetrages vorgeht. Dementsprechend wird in diesem Fall auch 
nur der aufgrund des Bezuges des Kinderzusatzbetrages anfallende Beitrag erhoben. 

Zu Nummer 2 

Es handelt sich um sprachliche Folgeänderungen. 

Zu Nummer 3 

Es handelt sich um sprachliche Folgeänderungen. 

Zu Nummer 4 

Zu Buchstabe a 

Die Überschrift wird aktualisiert. 

Zu Buchstabe b 

Künftig erstattet der Familienservice der BA die Meldungen hinsichtlich der nach § 5 Ab-
satz 1 Nummer 2a Versicherten, die den Kinderzusatzbetrag beziehen, entsprechend 
§§ 28a bis 28c des Vierten Buches. 

Zu Nummer 5 

Zu Buchstabe a 

Die Überschrift wird aktualisiert. 

Zu Buchstabe b 

Die bisher gemäß § 7 des Zweiten Buches (Bürgergeld) und künftig nach § 9 des BKG 
leistungsberechtigten, über 15-jährigen Kinder von Bürgergeldbeziehern sind weiterhin 
nach § 5 Absatz 1 Nummer 2a in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert. 
Der Bund trägt insofern auch weiterhin nach § 251 Absatz 4 die Beiträge. Die Bestimmung 
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der bei der Beitragsberechnung zu Grunde zu legenden fiktiven beitragspflichtigen Einnah-
men erfolgt mit demselben Faktor wie bisher. 

Zu Nummer 6 

Zu Buchstabe a und b 

Es handelt sich um sprachliche Folgeänderungen zum Wechsel bisher gemäß § 7 des 
Zweiten Buches (Bürgergeld) leistungsberechtigter, über 15-jähriger Kinder von Bürger-
geldbeziehern in den Bezug des Kinderzusatzbetrages nach dem BKG. 

Zu Nummer 7 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Für die bisher gemäß § 7 des Zweiten Buches (Bürgergeld) und künftig nach § 9 des BKG 
leistungsberechtigten, über 15-jährigen Kinder von Bürgergeldbeziehern trägt der Bund 
auch künftig nach § 251 Absatz 4 die Beiträge. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Nach Feststellung der vom Bund nach Absatz 4 Satz 2 zu tragenden Zusatzbeiträge im 
Folgejahr kann ein Ausgleich zwischen dem Gesundheitsfonds und dem Bundeshaushalt 
erforderlich werden. Für den Bund führt künftig das BMFSFJ den Ausgleich für die Bezieher 
des Kinderzusatzbetrages nach dem BKG im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
der Finanzen durch. 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um die Korrektur eines Rechtschreibfehlers. 

Zu Nummer 8 

Die Beiträge für die Bezieher des Kinderzusatzbetrages werden vom Familienservice der 
BA gezahlt. 

Zu Artikel 11 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

Vorliegend wird ein Versicherungspflichttatbestand für Kinder von Personen, die Bürger-
geld nach § 19 Absatz 1 Satz 1 des SGB II beziehen, eingeführt. Dieser greift, wenn die 
Kinder das 15. Lebensjahr vollendet haben und aufgrund des Bezugs des Kinderzusatzbe-
trages nach dem BKG versicherungspflichtig in der gesetzlichen Krankenversicherung nach 
§ 5 Absatz 1 Nummer 2a SGB V sind. Die Anpassung im SGB V wird damit in § 20 Absatz 
1 Satz 2 Nummer 2a nachvollzogen. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

Es handelt sich um eine redaktionelle Rechtsbereinigung, mit der ein zwischenzeitlich über-
holter Verweis gestrichen wird. 
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Zu Nummer 5 

Zu § 34 (Bedarfe für Bildung und Teilhabe) 

Mit Einführung der Kindergrundsicherung nach Artikel 1 erhalten anspruchsberechtigte Per-
sonen die Leistungen für Bildung und Teilhabe in der Regel nach § 21 BKGG. Deshalb sind 
die Voraussetzungen für die einzelnen Leistungen künftig dort geregelt. Soweit im Einzelfall 
Leistungen für Bildung und Teilhabe künftig noch nach dem SGB XII zu erbringen sind, 
werden diese Leistungen durch den Verweis auf § 21 BKGG nach den gleichen Vorausset-
zungen wie in der Kindergrundsicherung erbracht. 

Zu Absatz 1 

Redaktionelle Folgeänderung zur Einführung der Kindergrundsicherung durch Artikel 1. 

Zu Absatz 2 

Um künftig bei den Leistungen für Bildung und Teilhabe den Gleichlauf mit der Kindergrund-
sicherung sicherzustellen, wird in Absatz 2 auf die Leistungsgründe nach § 21 BKGG ver-
wiesen. 

Zu Absatz 3 

Der neue Absatz 3 entspricht dem bisherigen Absatz 3 Satz 1. In der Folge werden Leis-
tungen für die Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf, abweichend von den in der Kin-
dergrundsicherung mit den Monaten August und Februar feststehenden Auszahlungstermi-
nen, im SGB XII jeweils in den Monaten erbracht, in dem das jeweilige Schulhalbjahr be-
ginnt. Dadurch soll sichergestellt werden, dass Bedarfe für die Ausstattung mit persönli-
chem Schulbedarf in den Monaten gedeckt werden können, in dem der jeweilige Schulbe-
ginn tatsächlich liegt. Der Gleichlauf von Bedarf und Bedarfsdeckung wird damit insbeson-
dere in den Bundesländern gewahrt, in denen die Schulhalbjahre nicht im August und Feb-
ruar beginnen. 

Zu Absatz 4 

Der Inhalt entspricht dem bisherigen Absatz 3a. 

Zu § 34a (Erbringung der Leistungen für Bildung und Teilhabe) 

Der Regelungsgehalt des § 34a wurde wegen der künftig weit überwiegenden Erbringung 
der Leistungen nach dem BKG in § 37 BKG übernommen. Deshalb erfolgt künftig ein Ver-
weis auf diese Regelung, um den künftigen Gleichlauf sicherzustellen. 

Zu Nummer 6 

§ 34b 

Redaktionelle Folgeänderung zur Einführung der Kindergrundsicherung durch Artikel 1. 

Zu Nummer 7 

§ 35 

Aus Anlass der Einführung der Kindergrundsicherung wird die Aufteilung der nach § 35 
Absatz 1 und 3 sowie nach Absatz 5 Satz 1 SGB XII sich ergebenden und als Bedarfe für 
Unterkunft und Heizung anzuerkennenden tatsächlichen Aufwendungen durch die Einfü-
gung eines Absatz 1a ergänzt. 









 - 177 -   

 

Zu Nummer 18 

§ 134 

Der geltende Wortlaut von § 134 SGB XII beinhaltet eine Übergangsregelung zur Fort-
schreibung der Regelbedarfsstufen zum 1. Januar 2023. Der Regelungsinhalt ist damit nicht 
mehr aktuell. Durch die Neufassung der Vorschrift wird eine Übergangsregelung zur Fort-
schreibung der Regelbedarfsstufen 4, 5 und 6 eingeführt sowie eine Besitzschutzregelung 
zum 1. Januar 2025 im Hinblick auf den wegfallenden Sofortzuschlag nach dem bis zum 
31. Dezember 2024 geltenden § 145 SGB XII. 

Zu Absatz 1 

Diese Übergangsregelung in Absatz 1 steht in unmittelbarem Zusammenhang zu dem in 
das Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz einzufügenden § 10 (Artikel 14 des Gesetzentwurfs). 
Durch Absatz 1 wird vorgegeben, dass für die nach § 10 RBEG neu ermittelten und bei bis 
zum 1. Januar 2024 fortgeschriebenen Beträge der Regelbedarfsstufen 4, 5 und 6 der letzte 
Fortschreibungsschritt zum 1. Januar 2025 in der nach § 40 SGB XII im Oktober 2024 zu 
verkündenden Regelbedarfs-Fortschreibungsverordnung 2025 vorzunehmen ist. Dazu sind 
nicht die für 2024 tatsächlich geltenden Eurobeträge für die Regelbedarfsstufen 4 bis 6 
zugrunde zu legen, sondern die nach § 10 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 bis 3 RBEG für 2024 
sich ergebenden Beträge für die Regelbedarfsstufen 4 bis 6. 

Ausgangsbasis für die Fortschreibung zum 1. Januar 2025 sind gemäß § 28a Absatz 2 SGB 
XII die den Eurobeträgen nach § 10 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 bis 3 RBEG zugrundelie-
genden Beträge nach der Basisfortschreibung zum 1. Januar 2024. Diese Beträge können 
der Begründung zu § 10 Absatz 4 RBEG (Begründung zu Artikel 14) entnommen werden. 
Dadurch wird erreicht, dass die auf der Grundlage der Summenbeträge der regelbedarfs-
relevanten Verbrauchsausgaben nach den Sonderauswertungen der EVS 2018 sich erge-
benden Beträge für die Regelbedarfsstufen 4 bis 6 durchgehend bis zum 1. Januar 2025 
fortgeschrieben werden. Folglich ergibt sich kein Unterschied in der Fortschreibung gegen-
über den für Erwachsenen geltenden Regel-bedarfsstufen 1 bis 3. 

Absatz 2 beinhaltet eine Besitzstandsschutzklausel, die dafür sorgt, dass die Beträge für 
die Regelbedarfsstufen 4 bis 6 im Jahr 2025 durch die Fortschreibung nach Absatz 1 nicht 
niedriger ausfallen können als diejenige der nach § 10 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 bis 3 
RBEG für 2024 genannten fiktiven Beträge. Dies wird dadurch erreicht, dass die nach § 10 
Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 bis 3 RBEG für 2024 genannten fiktiven Beträge solange weiter 
zu zahlen sind, bis sich durch eine Fortschreibung ein höherer Betrag ergibt. Die Regelung 
orientiert sich an der entsprechenden Regelung nach § 28a Absatz 5 SGB XII. 

In Absatz 3 ist eine zusätzliche Besitzschutzklausel enthalten, durch die verhindert wird, 
dass der wegfallende Sofortzuschlag nach dem bis zum 31. Dezember 2024 geltenden 
§ 145 SGB XII zu Eurobeträgen für die Regelbedarfsstufen 4 bis 6 führt, die unter den am 
31. Dezember 2024 geltenden Eurobeträgen unter Einrechnung des Sofortzuschlages lie-
gen. Der auf den Besitzschutz entfallende Teilbetrag ist mit künftigen Fortschreibungen zu 
verrechnen. Auch diese Regelung orientiert sich an der entsprechenden Regelung nach § 
28a Absatz 5 SGB XII. 

Zu Nummer 19 

§ 145 

Der Kindersofortzuschlag wird bis zur Einführung der Kindergrundsicherung gezahlt. Folg-
lich entfällt dieser mit Einführung der in Artikel 1 des Gesetzentwurfs enthaltenen Kinder-
grundsicherung zum 1. Januar 2025. Die Vorschrift ist deshalb aufzuheben. 
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Zu Artikel 13 (Änderung des Wohngeldgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Doppelbuchstabe cc. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Doppelbuchstabe cc. 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Empfängerinnen und Empfänger des Kinderzusatzbetrages der Kindergrundsicherung sind 
vom Wohngeldbezug auszuschließen, wenn sie mit Empfängerinnen oder Empfängern der 
Leistungen nach den Nummern 1 bis 7 zusammenleben, da in diesen Fällen regelmäßig 
die Wohnkosten für den gesamten Haushalt durch die entsprechenden Leistungen abge-
deckt werden. Mangels einer Lücke in Bezug auf die Wohnkosten für den gesamten Haus-
halt, ist ein darüberhinausgehender Zuschuss zu den Wohnkosten durch das Wohngeld 
auszuschließen. Die Inbezugnahme von Nummer 8 und 9 ist entbehrlich, weil die Kinder in 
diesen Fällen keinen Anspruch auf den Kinderzusatzbetrag haben. 

Zu Doppelbuchstabe dd 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Doppelbuchstabe cc. 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Buchstabe a Doppelbuchstabe cc. 

Zu Nummer 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung im Zuge der Einführung der Kindergrundsicherung. 

Zu Nummer 3 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Artikel 14 (Änderung des Regelbedarfsermittlungsgesetzes) 

§ 10 

Zu Absatz 1 

Abweichend von dem sich aus § 28 Absatz 1 SGB XII ergebenden gesetzgeberischen 
Handlungsauftrag, dass mit dem Vorliegen einer neuen Einkommens- und Verbrauchstich-
probe (EVS) die Höhe der Regelbedarfe nach dem SGB XII durch ein Bundesgesetz neu 
zu ermitteln ist, werden zur Neubestimmung der zum 1. Januar 2025 zu berücksichtigenden 
Summe der regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben für Kinder und Jugendliche zu-
sätzliche Sonderauswertungen der EVS 2018 zu den durchschnittlichen Verbrauchsausga-
ben der Referenzgruppen der Paarhaushalte mit einem minderjährigen Kind (Familienhaus-
halte) in den Abteilungen 4 (Wohnungsmieten, Energie und Wohnungsinstandhaltung) und 
5 (Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -gegenstände, laufende Haushaltsführung) vor-
genommen. Bei diesen zusätzlichen Sonderauswertungen wird der Anteil der Kinder und 
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lfd. 
Nr. 

Code Gegenstand der Nachwei-
sung 

Durchschnitt-
liche monatli-
che Ausga-
ben der Refe-
renzhaus-
halte in Euro 

Davon durch-
schnittliche 
monatliche 
Ausgaben für 
Kind in Euro 

Regelbe-
darfs- rele-
vanter Anteil 
Kind 

Regelbe-
darfs-rele-
vante Ver-
brauchsaus-
gaben in Euro 
für Kind 

6 0511 090 Lieferung und Installation 
von Möbeln und elektri-
schen Leuchten 

  100 %  

7 0511 900 Möbel und Einrichtungsge-
genstände 

  100 %  

8 0512 090 Verlegen von Teppichen 
und elastischen Bodenbelä-
gen 

  100 %  

9 0512 910 Teppiche und elastische 
Bodenbeläge 

  100 %  

10 0520 900 Heimtextilien   100 %  

11 0531 100 Kühlschränke, Gefrier-
schränke und -truhen 

  100 %  

12 0531 200 Waschmaschinen, Wä-
schetrockner, Geschirrspül- 
und Bügelmaschinen 

  100 %  

13 0531 900 fremde Installationen von 
Haushaltsgroßgeräten 

  100 %  

14 0531 901 sonstige größere Haus-
haltsgeräte 

  100 %  

15 0532 000 kleine elektrische Haus-
haltsgeräte 

  100 %  

16 0540 400 Reparaturen an Glaswaren, 
Geschirr und anderen Ge-
brauchsgegenständen für 
die Haushaltsführung 

  100 %  

17 0540 900 Glaswaren, Geschirr und 
andere Haushaltsgegen-
stände 

  100 %  

18 0551 902 elektrische Werkzeuge 
(inkl. Reparaturen, Miete) 

  100 %  

19 0552 030 andere Gebrauchsgüter 
fürs Haus (Metallwaren, 
Elektroartikel) 

  100 %  

20 0552 902 nicht elektrische Werk-
zeuge (inkl. Reparaturen, 
Miete) 

  100 %  

21 0561 000 Verbrauchsgüter für die 
Haushaltsführung 

  100 %  

22 0513 000 Reparatur von Möbeln, Ein-
richtungsgegenständen 
und Bodenbelägen 

  100 %  

23 0533 000 Reparaturen an Haushalts-
geräten (einschl. Mieten) 

  100 %  

Summe regelbedarfsrelevanter Ausgaben Abteilung 05  

Zu Nummer 2 

Betrag der regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben in den Abteilungen 01 bis 
03 sowie 06 bis 12 für Kinder von 6 bis unter 14 Jahren: 
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7 0511 900 Möbel und Einrichtungsge-
genstände 

  100 %  

8 0512 090 Verlegen von Teppichen 
und elastischen Bodenbelä-
gen 

  100 %  

9 0512 910 Teppiche und elastische 
Bodenbeläge 

  100 %  

10 0520 900 Heimtextilien   100 %  

11 0531 100 Kühlschränke, Gefrier-
schränke und -truhen 

  100 %  

12 0531 200 Waschmaschinen, Wä-
schetrockner, Geschirrspül- 
und Bügelmaschinen 

  100 %  

13 0531 900 fremde Installationen von 
Haushaltsgroßgeräten 

  100 %  

14 0531 901 sonstige größere Haus-
haltsgeräte 

  100 %  

15 0532 000 kleine elektrische Haus-
haltsgeräte 

  100 %  

16 0540 400 Reparaturen an Glaswaren, 
Geschirr und anderen Ge-
brauchsgegenständen für 
die Haushaltsführung 

  100 %  

17 0540 900 Glaswaren, Geschirr und 
andere Haushaltsgegen-
stände 

  100 %  

18 0551 902 elektrische Werkzeuge 
(inkl. Reparaturen, Miete) 

  100 %  

19 0552 030 andere Gebrauchsgüter 
fürs Haus (Metallwaren, 
Elektroartikel) 

  100 %  

20 0552 902 nicht elektrische Werk-
zeuge (inkl. Reparaturen, 
Miete) 

  100 %  

21 0561 000 Verbrauchsgüter für die 
Haushaltsführung 

  100 %  

22 0513 000 Reparatur von Möbeln, Ein-
richtungsgegenständen 
und Bodenbelägen 

  100 %  

23 0533 000 Reparaturen an Haushalts-
geräten (einschl. Mieten) 

  100 %  

Summe regelbedarfsrelevanter Ausgaben Abteilung 05  

Zu Nummer 3 

Betrag der regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben in den Abteilungen 01 bis 
03 sowie 06 bis 12 für Kinder von 14 bis unter 18 Jahren: 

Die Beträge entsprechend den Beträgen in § 6 Absatz 1 Nummer 3 RBEG 2021. 

Betrag der regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben in Abteilung 04 für Kinder 
von 14 bis unter 18 Jahren: 

Wohnungsmieten, Energie und Wohnungsinstandhaltung mit Sonderauswertung Strom 
(Haushalte, die nicht mit Strom heizen) 
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10 0520 900 Heimtextilien   100 %  

11 0531 100 Kühlschränke, Gefrier-
schränke und -truhen 

  100 %  

12 0531 200 Waschmaschinen, Wä-
schetrockner, Geschirrspül- 
und Bügelmaschinen 

  100 %  

13 0531 900 fremde Installationen von 
Haushaltsgroßgeräten 

  100 %  

14 0531 901 sonstige größere Haus-
haltsgeräte 

  100 %  

15 0532 000 kleine elektrische Haus-
haltsgeräte 

  100 %  

16 0540 400 Reparaturen an Glaswaren, 
Geschirr und anderen Ge-
brauchsgegenständen für 
die Haushaltsführung 

  100 %  

17 0540 900 Glaswaren, Geschirr und 
andere Haushaltsgegen-
stände 

  100 %  

18 0551 902 elektrische Werkzeuge 
(inkl. Reparaturen, Miete) 

  100 %  

19 0552 030 andere Gebrauchsgüter 
fürs Haus (Metallwaren, 
Elektroartikel) 

  100 %  

20 0552 902 nicht elektrische Werk-
zeuge (inkl. Reparaturen, 
Miete) 

  100 %  

21 0561 000 Verbrauchsgüter für die 
Haushaltsführung 

  100 %  

22 0513 000 Reparatur von Möbeln, Ein-
richtungsgegenständen 
und Bodenbelägen 

  100 %  

23 0533 000 Reparaturen an Haushalts-
geräten (einschl. Mieten) 

  100 %  

Summe regelbedarfsrelevanter Ausgaben Abteilung 05  

Zu Absatz 3 

In § 10 Absatz 3 werden die jeweiligen regelbedarfsrelevanten Gesamtbeträge für die drei 
Altersgruppen der Kinder und Jugendlichen dargestellt, die sich als Summe der in § 10 
Absatz 2 Satz 2 Nummern 1 bis 3 aufgeführten Abteilungswerte für das Jahr 2018 ergeben. 

Zu Absatz 4 

Die in § 10 Absatz 3 für das Jahr 2018 neu ermittelte Summe der regelbedarfsrelevanten 
Verbrauchsausgaben für die Regelbedarfsstufen 4, 5 und 6 muss bis zum Inkrafttreten die-
ser Regelung fortgeschrieben werden. Dies erfolgt durch § 10 Absatz 4 RBEG bis zum 
Stand 1. Januar 2024, weil die notwendigen Daten für die Fortschreibung zum 1. Ja-
nuar 2025 noch nicht vorliegen. Dieser letzte Fortschreibungsschritt erfolgt im Rahmen der 
jährlichen Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung; hierzu wird in Artikel 12 (Ände-
rung SGB XII) des Gesetzentwurfs eine Sonderregelung eingeführt (§ 134 SGB XII). 

Daher wird die neu ermittelte Summe der regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben für 
Kinder und Jugendliche im Rahmen des geänderten RBEG zunächst fiktiv bis zum 1. Ja-
nuar 2024 fortgeschrieben. Die Fortschreibung erfolgt dabei gemäß dem Vorgehen bei der 
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Ermittlung der derzeitigen Regelbedarfsstufen für Kinder und Jugendliche unter Anwen-
dung derselben Veränderungsraten anhand der folgenden Schritte: 

Fortschreibung der nach § 10 Absatz 3 auf Basis der EVS 2018 neu ermittelten 
Summe der regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben von Kindern und Jugendli-
chen 

Fortschreibung 

zum 1. Januar 
Rechtsgrundlage Veränderungsraten Fundstelle 

2021 § 7 Absatz 2 RBEG
2021 +2,57 % (VR2021) BT-Drs. 19/24034, S. 7 

2022 § 1 RBSFV 2022 +0,76 % (VR2022) BR-Drs. 719/21, S. 1 

2023 
§ 134 Absatz 1 Zwölf-
tes Buch Sozialgesetz-

buch 

+4,54 % (VRBF/2023)

Basisfortschreibung 
BT-Drs. 20/3873, S. 36 

2024 § 1 RBSFV 2024

+X,XX % (VRBF/2024)

Basisfortschreibung 

+X,X% (VREF/2024)

Ergänzende Fort-
schreibung 

BR-Drs. XXX/23 

Die Fortschreibung der neu ermittelten Summe der regelbedarfsrelevanten Verbrauchsaus-
gaben erfolgt ohne Berechnung von Zwischenergebnissen für die einzelnen Jahre. Dabei 
ist zu beachten, dass die Fortschreibung zum 1. Januar 2024 nach § 28a Absatz 2 SGB XII 
auf Basis der ungerundeten Eurobeträge, die sich aus der Basisfortschreibung zum 1. Ja-
nuar 2023 ergeben, erfolgt. Die ergänzende Fortschreibung zum 1. Januar 2023 entfällt 
daher bei der Fortschreibung zum 1. Januar 2024 und wird dementsprechend nicht berück-
sichtigt. 

Für die Basisfortschreibung zum 1. Januar 2024 gilt: 

RBSBF/2024 = RBEVS2018 * (1 + VR2018-BF/2024), jeweils für die Regelbedarfsstufen 4,
5 und 6 

Dabei sind: 

RBSBF/2024 = Fiktive Regelbedarfsstufe nach Basisfortschreibung zum 1. Januar 
2024, jeweils für die Regelbedarfsstufen 4, 5 und 6 

RBEVS2018 = Summe der regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben aus der
EVS 2018 nach § 10 Absatz 3, jeweils für die Regelbedarfsstufen 4,
5 und 6 

VR2018-BF/2024 = Gesamte Veränderungsrate (VR) für die Basisfortschreibung zum
1. Januar 2024 ausgehend vom Jahr 2018

Dabei ergibt sich VR2018-BF/2024 wie folgt: 

VR2018-BF/2024 = (1 + VR2021) * (1 + VR2022) * (1 + VRBF/2023) * (1 + VRBF/2024) - 1 

= (1 + 2,57 %) * (1 + 0,76 %) * (1 + 4,54 %) * (1 + X,XX %) - 1 
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= 0,XXXX = XX,XX% 

Die fiktiv berechneten Ergebnisse der Basisfortschreibung zum 1. Januar 2024 lauten damit 
wie folgt: 

RBS Ausgangswerte 
RBEVS2018 in Euro 

Fortschreibungsrate 

(1+ VR2018-BF/2024) 

Fiktives Ergebnis der 
Basisfortschreibung 

 in Euro (ungerundet) 
RBSBF/2024 

4 XXX,XX 1,0XXX XXX,XX 

5 XXX,XX 1,0XXX XXX,XX 

6 XXX,XX 1,0XXX XXX,XX 

Die fiktiven Beträge für die neu ermittelten Regelbedarfsstufen 4, 5 und 6 zum 1. Ja-
nuar 2024 ergeben sich folgendermaßen. Die ungerundeten Ergebnisse der Basisfort-
schreibung zum 1. Januar 2024 werden nach § 28a Absatz 4 SGB XII mittels einer ergän-
zenden Fortschreibung mit der bundesdurchschnittlichen Entwicklung der Preise für regel-
bedarfsrelevante Güter und Dienstleistungen in dem Dreimonatszeitraum vom 1. April bis 
zum 30. Juni des Jahres 2023 gegenüber dem gleich abgegrenzten Dreimonatszeitraum 
des Jahres 2022 fortgeschrieben. 

RBS2024 = RBSBF/2024 * (1 + VREF/2024), jeweils für die Regelbedarfsstufen 4, 5 
und 6 

Dabei sind: 

RBS2024 = Fiktive Regelbedarfsstufe zum 1. Januar 2024, jeweils für die 
Regelbedarfsstufen 4, 5 und 6 

RBSBF/2024 = Fiktive Regelbedarfsstufe nach Basisfortschreibung zum 1. Januar 
2024, jeweils für die Regelbedarfsstufen 4, 5 und 6 

VREF/2024 = Veränderungsrate der regelbedarfsrelevanten Preise für den 
ergänzenden Fortschreibungsschritt zum 1. Januar 2024 

Der Wert für die Veränderungsrate der regelbedarfsrelevanten Preise für die ergänzende 
Fortschreibung zum 1. Januar 2024 (VREF/2024) findet sich in BR-Drs. XXX/23 auf Seite XX. 

Die Veränderungsrate beträgt X,X Prozent und wird für jede der Regelbedarfsstufen 4, 5 
und 6 in die folgende Formel eingesetzt: 

RBS2024 = RBSBF/2024 * (1 + X,X) 

Diese Beträge sind nach § 28 Absatz 5 Satz 3 SGB XII auf volle Euro zu runden. 

Die fiktiv berechneten Ergebnisse der ergänzenden Fortschreibung zum 1. Januar 2024 
lauten damit wir folgt: 

RBS 

Fiktive Regelbedarfs-
stufen nach Basisfort-

schreibung  
RBSBF/2024 

Ergänzende 

Fortschreibungsrate 

(1+ VREF/2024) 

Fiktives Ergebnis der 
ergänzenden Fort-

schreibung 
 in Euro (gerundet) 

RBS2024 

4 XXX,XX 1,XXX XXX 

5 XXX,XX 1,XXX XXX 
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EStG beibehalten wird. Die Einführung neuer Begrifflichkeiten für kinderbezogene Leistun-
gen erfordert Umformulierungen, ohne die entsprechende Regelung im Inhalt zu verändern. 

Zu Artikel 16 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 

Zu Absatz 1 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 

Mit Inkrafttreten des BKG wird das BKGG aufgehoben. 

Zu Absatz 2 

Die Aufhebung des § 33b Absatz 5 Satz 5 EStG (Artikel 5 Nummer 10) tritt mit Verkündung 
des Gesetzes in Kraft. Nach der allgemeinen Anwendungsregelung des § 52 Absatz 1 
Satz 1 EStG ist die Änderung erstmals für den Veranlagungszeitraum 2023 anzuwenden. 

Zu Absatz 3 

Artikel 7 Nummer 1d und Nummer 19 treten bereits am 1. Juli 2024 in Kraft. Damit wird 
erreicht, dass die Jobcenter Bürgergeld über den 31. Dezember 2024 hinaus bewilligen und 
dabei den Bewilligungszeitraum auf sechs Monaten verkürzen können. 
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